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Joseph der Zweyte, von
Gottes Gnaden erwählter römi-

scher Kaiser, zu allen Zeiten Mehrer des
Reichs, König in Germanien, zu Jerusa-
lem, Ungarn, Böheim, B a l m M n , Troa-
ticn, Slaoonien, Galizien und Looommen;
Erzherzog zu Oesterreich; Herzog zu Bur-
gund, zu Lotharingen, zu Steyer, zu Karn-
ten, uAzu Kra in ; Herzog zu Toscana, Groß-
fürst zu Siebenbürgen; Markgraf zu Mähren;
Herzog zu Braöand, zu Limburg, zu Luzem-
burg, und zu Geldern, zu Würtemberg, zu
Ober - und Nieder. Schlesien, zu Mayland,
zu Mantlta, zu Parma, Placcnz, Ouasialla,
Auschwitz, und Zator; mTalabrien, zu Barr,
zuMonferrat, und zu Teschcn: Fürst zu Schwa-
ben, und zu Charlcville, gefürsicter Graf zu
Habsburg/ zu Flandern, zu Tyrol, zuHennc-
gau, zu Kyburg, zu Görz, und zu Gradisca;
Markgraf des heiligen römischen Reichs, zu
Burgau, zu Obcr-und Nieder>Lausmtz. zu
p o m ä Nousson, und zu Nomeny, Graf zu
Namur, zu Provinz, zu Vaudemont, zu Man«

kenbcrg,



kenberg, zu Zütphen, zu Saarwcrden, zn
Salm, und zu Falkenstem, Herr auf der Witt-
dlschen Mark, und zu Mecheln n. u.

/Entbieten allen Unsnn in Böhelm, M a h r n i , Schle,

sien, Oesterpich unter, und ob der Ennß, Steyer»

Markt, Kärnten, K r a m , Görz , Gradiska, Triest,

T y r o l , und den Vorlanden dermalen, und künftig beste»

henden Gerichtsbehörden, dann Unfern gesammten in.

Rechtsstreit im eigenen, oder fremden Namen verflochte-

nen Untcrthanen, derselben Rechlsf«unden, und Sach-

waltern Unsere Landesfürstl. Gnade, und geben euch zu

vernehmen.

I n gnädigster Erwcgung, daß die reir.e Iustißpstcge

nicht bloß von der Güte der bürgerlichen Gesehen, sons

der« auch von vorsichtiger Auswahl jener Wege abHange,

in welchen dem Richter, ohne baß er seine Bestimmung

verfehle, die Mi t te l zu Tntdeckung der Wahrheit vor-

zulegen sind, haben W i r zu Erreichung dieses Endzwe-

ckes, und um in Unfern gesammten deutschen Etblanden

«ine Einförmigkeit einzuführen, jene Bearbeitung vollen-

den lassen, welche Unsere vielgeliebteste Frau Mutter

Weiland Kaiserin Königin Majestät unvergeßlichen An«

Henkens in den letzten Jahren Ihrer glvrwürdigften Re-

gierung



gierung einzuleiten geruhet haben: Und da W i r dieselbe

Unsun Absichten gemäß befunden:

manchen W i r Euch diese allgemeine Gerichtsord-

nung mit dem Landesfürstlichen Befehle kund, daß jeder,

welcher in Eingangs gedachten Unfern Landen mit er»

stem Jänner 1782 anzufangen, Recht zu suchen, oder

zu sprechen, oder einen Spruch zur Exekuzion zu bringen

ha t , sich nach der Vorschrift dieser allgemeinen Gerichts«

ordnung achten, auch der Richter einer Verjährung, wi«

drigeni Gebrauche, oder wie immer gearteten Auslegung

nicht statt geben, sondern in zweifelhaften Fallen Unsere

Entschliessung einholen solle: Massen W i r alle vorige

Gesehe, unter was für Benennungen sie immer ergangen

waren', in soweit sie einen Gegenstand gegenwärtiger all«

gemeinen Gerichtsordnung betreffen, als aufgehoben an-

mit erklären.

Nur wollen W i r derzeit von Beobachtung gegenwär-

tiger Gerichtsordnung die annoch bestehende Berggerichte,

dann die Merkantil - und Militarjustihbehörden enthoben

haben, wegen welchen Unsere weitere höchste Entschlies-

sung euch seiner Zeit bedeutet werden wird.

Hieran geschieh« Unser ernstlicher Wil len und Mey-
nung.

Gege,



Gegeben in Unserer Kaupt«tmd Residenzstadt Wien
den iten Monatst^g May i ^ g i Unserer Reiche des
Römischen im I7 ten, und der Erblandischen im erst««
Jahre.

J o s e p h .

Lok'« 8up°'

Heinrich Graf von Auersperg«

Maria Joseph Grafv. Aucrspcrg.

propr .
Johann Btrnhald v. Z«l!ck«r.
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E r stes K a p i t e I.
Von dem gerichtlichen Verfahren über-

haupt.

§. I.

^ D e r Richter soll nur auf eine vorlauffge K la-
^ 3 ^ ge, und niemals von Amtswegen ver-
fahren, ausgenommen, da er hiezu durch die Ge-
setze angewiesen wird.

z. 2.
Jedem Thkile sind insgemein, und auffer den

in dieser Gerichtsordnung ausdrücklich ausgenom-
menen Fallen zwo R?den, und nicht mehr zu ge-
statten: nämlich d M Kläger die Klage, um
plik, dem Beklagten aber die Einrede und D u . °
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§- 3-
Der Klager soll in der Klage das Faktum/

woraus er sich ein Recht erwachsen zu seyn glau«

bet/ vollständig mit allen Umständen, welche zu

Bewahrung seines Rechts dienlich seyn können /

in der Zeitordnung anbringen.

§- 4-
I n der nämlichen Klage sollen mehrere Ge-

genstände einer Rechtsfützrung nur dqmals ange-

bracht werden dürfen / wenn sie unter sich einen

Zusammenhang haben.

§. 5-

Der Beklagte hat in der Einrede alle von

dem Kläger angebrachte Umstände/ und zwar je-

den insbesondere in eben jener Ordnung/ in wel-

cher sie erzahlet worden sind/ ohne Zweydeutigkeit

zu beantworten: daher soll die Beprückung einer

allgemeinen Vcrneinungsklausel verboten/ und oh-

ne Wirkung seyn.

§ . 6 .

Nach dieser Beantwortung hat der Beklagte

in der Einrede das Faktum allenfalls zu ergänzen/

und
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und jene Umstände, die der Kläger verschwiegen, oder
anders, als fie sich verhalten , angebracht haben
dürfte, in der gehörigen Zeitordnung nachzutragen.

§. 7-
Endlich soll der Beklagte alle Einwendungen,

womit er sich wider den Kläger auf eine Z e i t ,
oder aus immer schützen zu können glaubet, (ex-
oepüonWz Matorias', sr peremtdriaä) zugleich

und zwar jene zum ersten anführen, welche aus
einem Faktum entspringen.

§. 8.
Der Kläger hat in der Klage, und der Be-

klagte in der Einrede sein Begehren so genau als
möglich zu bestimmen.

§- 9.
Zn der Replik soll der Kläger die von dem

Beklagten in der Einrede angeführten Umstände
auf eben jene Weise, wie oben im 5. §. vor-
geschrieben worden i s t , beantworten; von seiner
Klage aber weder etwas wiederholen, noch andere
neue Umstände anführen, als um die Einwen-
dungen des Beklagten zu widerlegen.
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§. 10.

D e r Beklagte hat in der Duplik die neuen
Umstände, welche der Kläger in der Replik allen-
falls angebracht hat, nachher im 5. § . gegebe-
nen Votschrift zu beantworten; es ist ihm aber
nicht erlaubet, neue Umstände anzuführen.

§. 11.

Würde ein Theil einige Umstände des Fak-
tums, welche der Gegner für sich angeführet hat,
in der darauf folgenden Rede nicht ausdrück-
l ich, und zwar insbesondere widersprechen, so wä-
ren solche bey Erledigung des Prozesses für wahr
zu halten.

§. 12.

Das Faktum soll jederzeit in seiner Zeitord-
nung rein ohne Einmengung eines Vernunft-
schluffes, oder einer Rechtsstelle erzahlet, die Be<
Weismittel abcr an brieflichen Urkunden, nöthi-
gen Vollmachten, Eiden, Zeugenschaften, oder
sonstigen Peweisarten sogleich angefübret, und
beygeschlossen, auch wenn sich die Parthey aus
Zeugenschaften gründet, der Namen, Zunamen,

S tand ,



Von dem gerichtlichen Verfahren überhaupt. 5

S t a n d , die Bedienung/ und die Wohnung der
Zeugen angezeiget werden.

§- 13.

Beide Theile sowohl, als ihre RechtSfreun,
de haben sich in ihren Reden der landesüblichen
Sprache zu gebrauchen, und aller Weitläufigkei-
ten, Wiederholungen, und Anzüglichkeiten zuent»
halten.

§. 14.

Die Schriften sollen unter der bey jedem Ge-
richte gewöhnlichen Aufschrift, und Unterschrift
überreichet: da wo im Gerichtsorte eigene angk
nommene Rechtsfreunde bestehen, von einem zu
dem Gerichtsstände berechtigten Rechtsfreunde un-
terfertiget werden. I n denselben ist auch von aus-
sen nebst dem Namen / und Karakter beider strei-
tenden Theile der Gegenstand des Streites anzu-
zeigen.

Insgemein ist schriftlich: in folgenden dreyen
Fällen aber mündlich zu verfahren: 2) auf dem
Lande b) in geringschätzigen Sachen, wo der

2l 3 Gegen,



6 Erstes Kapitel.

Gegenstand des Streites die Summe von 25 fl.
nicht übersteiget, c) in Rechtshändeln, die aus
einer bloß mit Worten zugefügten Unbild entste-
hen; jedoch stehet beiden Theilen frey, durch ge-
meinschaftliches Einverständniß von diesen beiden
gesetzmäßigen Verfahrungsarten abzuweichen, und
sich selbst das eigentliche Verfahren auszuwählen,
worüber sich dann jeder Theil in seiner ersten Re-
de auszudrücken hat, in welcher auch die Weis-
artikel/ falls sich ein Theil auf Zeugen berufen
w i l l , sogleich beyzubringen sind.

§. 16.

Der Richter soll daher über jede Klage, wo
der Gegenstand nach dem Gesetze zu einem münd-
lichen Verfahren geeignet ist, wie auch/ wo der
Kläger in der Klage, oder der Beklagte in der
Einrede um die Einleitung eines mündlichen Ver>
fahrens b i t te t , jedesmal eine Tagsatzung anord-
nen, bey welcher sich die Parthey entweder dem
Antrage ihres Gegners in Verhandlung der münd-
lichen Nothdurf t , oder der Vorschrift des Gesetzes
in Mitbringung der schriftlichen Rede zu fügen,

der
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der Richter aber entweder nach dem getroffenen ge-
meinschaftlichen Einverständnisse der Partheyen,
oder, da dieses nicht bewirket worden, nach Vor -
schrift des Gesetzes die weitere Verfahrungsart
einzuleiten haben wird.

Z w e y t e s K a p i t e l .
Von dem mündlichen Verfahren.

den zu dem mündlichen Verfahren geeigneten
dreyen Fällen hangt es von Wil lkur des

Klägers ab, ob er seine Klage mündlich/ otm
schriftlich anbringen wolle.

§. 18.

Die mündlichen Klagen sind nach der bey
jedem Gerichte bestehenden Verfassung in dem hie-
zu bestimmten Genchtsorte von einer eigenen Gc«
richtsperson in ein eigenes Protokoll schriftlich
aufzunehmen, wohin der Kläger jene briefliche
Urkunden, auf die er den Beweis seiner Klage
gründen w i l l , in Abschrift einzulegen ha t ,

A4
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che sodann samt einen Auszüge der Klage dem
Beklagten bey seiner Vorforderung zuzustellen
sind. .

§. i9-
Wenn mündlich verfahren w i r d , soll der

Richter über die Klage den Partheyen T a g ,
S t u n d e , und O r t zum Erscheinen bestimmen/
das ist eine Tagsatzung anordnen.

§. 20.

Wenn bey einer auf dem Lande, oder über
eine mündliche Klage angeordneten Tagsatzung bei-
de THeile, und zwar ohne Vertretung eines
Rechtsfreundes erscheinen, soll der Richter alles,
was zur verläßlichen Erörterung des Faktums,
und der beiden Theilen zustatten kommenden Be-
weise gehöret, in das Klare setzen, vorzüglich aber
erheben 2) was Kläger eigentlich in der Haupt-
fache, und in den Nebenverbindlichkeiten begehre:
b) ob Kläger, und Beklagter sich selbst zu vertre-
ten berechtiget slpen: c) ob Beklagter seiner Ge-
richtsbarkeit unterstehe.

z . 2 1 .



Don dem mündlichen Verfahren. 9

§. 2 1 .

Der Kläger ist nicht befugt, bey der münd-
lichen Nothdurftshandlung das Klagrecht (3«-
nu5 2öUoni'3) und die aus selbem gestellte Bi t te
abzuändern/ wenn er seine Klage schriftlich ein-
gereichet; wohl aber, wenn er sie nur mündlich
angebracht hätte.

> §. 22.

Ueber die bedeutlich vernommene Klage hat
der Beklagte jeden Umstand in der Ordnung, m
welcher er in der Klage vorgetragen worden ist,
verläßlich zu beantworten.

§. 23.

Würde der Beklagte keine deutliche Antwort
geben, so wäre der Umstand, wie ihn der Klager
vorgebracht ha t , für wahr zu halten.

tz- 24.
Nebst dieser Beantwortung stehet dem Be-

klagten bevor, jene Umstände, welche der Klager
verschwiegen, oder anders, als sie sich verhalten,
vorgebracht haben darfte: sodann seine Einwen-
dungen sowohl wider die Hauptsache, als wider

A 5 die
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die Nebenverbindlichkeiten, Wider alle Beweismik
tel des Klägers, und derselben Rechtsgültigkeit:
und endlich seinen allfälkgen Beweis / und Gegen«
beweis anzubringen.

5- 2F.
Die brieflichen Urkunden, worauf er diesen

Beweis /und Gegenbeweis gründen w i l l , soll er
hinnen der Hälfte jener Zei t / welche zwischen dem
Tage der ihm zugestellten Lütge/ bis zum Tage
der Tagsatzung zu laufen hat/ dem Kläger gehö-
r ig mittheilen lassen: widrigens ist, falls dieser
hierauf nicht freywillig Rede und Antwort ge-
ben wollte/ die Tagsatzung zu erstrecken/ und
der Beklagte dem Klager die Erstreckungskosten
zu vergüten schuldig.

tz. 26.
Ueber die Einrede des Beklagten ist der Klä-

ger zur Replik, oder Schlußrede zuzulassen/ und
zwar hat derselbe gleich anfangs die von dem Be-
klagten beibrachten neuen Umstände; sodann
die vvn ihm gemachten Einwendungen zu beant-
worten; seine Einwendungen wider die gegentheili-

gen
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gen Beweismittel anzubringen, und jene Um,
stände/ welche zu Widerlegung der gegentheiligen
Einwendungen dienen, samt dem Beweise dersel-
ben anzuführen.

§. 27.

Endlich ist der Beklagte mit seiner Dupl ik ,
oder Gegenschlußrede zu hören: in dieser soll er
die von dem Kläger allenfalls beygebrachten neuen
Umstände beantworten, und wider die angeführ«
ten Beweismittel derselben seine Einwendungen
vorbringen.

§. 28.
Ueber die mündlichen Nothdurften soll ein

verläßliches, umständliches, nach den vorgekom-
menen Nothdurftshandlungen genau verfaßtes
Protokoll geführet, solches auch, wenn eine,
oder beide Partheyen besonders darum bitten, ih-
nen zur Unterfertigung zugestellet, auch sonst den-
selben jederzeit unverweigerlich in Abschrift ausge-
folget werden.

§. 29.
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§. 29.

Falls bey der Taglahung ein Theil ausbliebe,
soll dem Erscheinenden in Betref des Faktums, so
weit es den Gegenstand der Klage sticht überkhrei-
te t , auch ohne Beweis voller Glauben beygemes.
sen, und darüber erkannt werden, was Rechtens
ist. ES wollte dann die persönlich anwesende
«parthey freywillig dem Gegner das Ausbleiben
nachsehen, und in die Erstreckung der Tagsatzung
einwilligen.

I. 30.
Falls bey der Tagsatzung beyde Theile aus-

blieben, soll keine Erkanntntß geschöpft, sondern
lediglich auf eines, oder des andern Theils A n -
langen eine neuerliche Tagsahung angeordnet wer-
den, bey welcher für den F a l l , daß von der ei-
nen, oder der andern Seite Rechtsfreunde ein-
schritten, dieselben sich zu rechtfertigen haben,
daß ihr Ausbleiben bey der ersten Tagsatzung ohne
ihr Verschulden, und mit ausdrücklicher Einwi l -
ligung ihrer Partheyen geschehen sey.
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§- 3i-
Nenn ein unvorgefehener / und unvermeidli-

cher Z u f a l l , wodurch eine Parthey von der Er?
scheinung verhindert würde , vor, oder bey der
Tagsatzung gehörig dargethan w i r d , soll die Tag-
iatzung erstrecket werden.

8- 32 .
N?NV aber die Pattheyen erscheinen, soll die

Tagsatzung ohne hinlängliche Ursachen, welche dem
Erstreckungsbescheide jederzeit beyzusetzen ist , nie-
mals erstrecket werden, daher die Hartheuen vor-
läufig umständlich zu vernehmen sind, um sowohl
die Zeit der Erstreckung, als auch jenes, was
der eine, oder der andere Theil noch zu leisten/
oder beyzubringen hat, bestimmen zu können.

§ . 33-
Wenn auf eines, oder des anderen Theils

Ausbleiben der Richter in Folge des 29. § . , was
Rechtens ist, erkannt ha t , die ausgebliebene Par-
they aber ihr Ausbleiben durch Darthuung eines
unvorgesehenen, und unvermeidlichen Zufalls zu
rechtfertigen vermeinte, hat dieselbe binnen der

zur
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zur Appellazion festgeseßten Frist eine förmliche
gehörig belegte.Rechtfertigungsschrift zu überrei-
chen/ und ihre Behelfe umständlich vorzulegen,
widrigenS M dieselbe damit nicht mehr gehöret
werden; der Richter hat hierüber jedesmal den
Gegentheil zu vernehmen, und über die Frage,
ob von der geschöpften Erkanntniß abzugehen,
und eine neuerliche Verhandlung in der Haupt-
fache einzuleiten sey, was Rechtens ist, zu er-
kennen.

D r i t t e s K a p i t e l .
Won dem schriftlichen Versahren.

§- 34.

dem schriftlichen Verfahren soll der Richter
die Klage dem Beklagten um seine Einrede

verbescheiden, und ihm die Frist bestimmen,
binnen welcher er sie zu erstatten hat.

8- 35-
Diese Frist hat der Richter auf 30 Tage

zu bestimmen, wenn der Beklagte sich im Orte,

des
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des Gerichts befindet; auf 45 Tage, wenn er
sich in der Provinz: auf 60 Tage, wenn er ssch
in den deutschen Erblanden aufhält; und auf 90
Tage, wenn er außer den deutschen Erblanden
wohnhaft ist.

§ . 36.
Würde der Beklagte binnen der bestimmten

Frist die Einrede nicht erstatten, soll dem Klä-
ger in Betreff des Faktums auch ohne weiterem
Beweis voller Glauben beygemessen; die Akten
auf Anlangen inrotuliret; und darüber, was
Rechtens ist, erkannt werden.

§. 37-
Wenn der Beklagte seine Einrede binnen der

bestimmten Frist nicht erstatten könnte, soll er
längstens 3 Tage vor Ausgang derselben eine
weitere Frist ansuchen: die Ursachen, welche ihn
dazu» nöthigen, wie auch die Ze i t , die zur Bep-
fchaffung seiner Behelfe erforderlich ist, anzeigen,
und standhaft datthun.

5- 3s.
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f . 38 .
Dem Richter wird die Macht eingeraumet,

die gebeteue weitere Frist/ jedoch nur damals zu
ertheilm, wenn er die angebrachten Behelfe ge-
nau untersuchet, und standhaft befunden haben wird.
Die eigentliche Bestimmung der Frist hat der Rich-
ter nach dem Verhältnisse der angezeigten / und er-
wiesetttn Notwendigkeit dergestalt abzumessen,
daß die gesetzmäßig bestimmte Frist niemals über-
schritten werde/ es.möge gleich diese weitere Frist
auf das erste, oder auf ein wiederholtes Gesuch
ertheilet werden. Sobald der Beklagte eine sol-
che Frist ansuchte/ welche die Gesetzmäßige über«
schreiten würde, soll dieselbe nicht anders, als
nach vorläufiger ordnungsmässiger Einverneh-
mung des Klagers vetwilllget, oder abgeschlagen
werden.

8- 39-
B is zu dem um die Fnrotulirung der Akten

erfolgten Anlangen stehet dem Beklagten bevor,
seine Einrede auch nach Verstreichung der aufge-
setzten Frist zu überreiche«/ vom Tage des dieS-

fäll i-



Von dem schriftlichen Verfahren 17

falligen Anlangens aber ist die Einrede nicht mehr

anzunehmen / und ein gleiches auch bey den übri-

gen Satzschriften zu beobachten.

5- 40.
Glaubte der VMagte , daß dem Richter/ bey

welchem geklaget w i r d , die Gerichtsbarkeit nicht

gebühre, entweder, weil die Streitsache, oder

er Beklagter für seine Person dessen Gerichtsbar-

keit nicht unterstehe, oder weil eben diese, oder ei-

ne mit dieser zusammenhangende Streitsache, das

ist, welche aus dem nämlichen Faktum entsprun-

gen ist, schon bey einem andern Richter anhangig

ist, so soll er längstens vor Verssießung der Hälf-

te der ihm zur Einrede bestimmten Frist diese

Einwendung anbringen, widrigens damit nicht

mehr gehöret werden. Der Richter aber hat dar-

über nach Einvernehmung des Gegners zu erkennen.

Wenn diese Einwendung verworfen wi rd , hat

der Beklagte von dem Tage des ergangenen Spru>

ches anzurechnen noch die erste ganze Frist zur

Erstattung seiner Einrede.

V e r i c h t s o r d n . B 5- 42.
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z . 42 .
Alle übrige Einwendungen soll der Beklagte

in seiner Einrede zugleich anbringen/ widrigens
damit nicht mehr gehöret werden.

§- 4 5
Wenn nun die Einrede in gehöriger Zeit einges

reichet worden ist, soll sie der Richter dem Kläger
um seine Replik verbescheiden, und die Frist HMn«
mcn, binnen welcher sie erstattet werden solle.

H. 4 4 .
Die Frist zur Erstattung der Replik soll ohne

Unterschied des Aufenthaltsortes des Klägers ayf
14 Tage gegeben werden: wenn aber der Klager
seine Replik binnen der bestimmten Frist nicht er-
statten könnte, soll er längstens 3 Tage vor Aus-
gang derselben eine weitere Frist ansuchen, die Ur-
sachen, welche ihn dazu nöthigen, wie auch die Zeit,
die zur Veyschaffung seiner Behelfe erforderlich ist?
anzeigen, und standhaft darthun.

§. 45-

Dem Richter wird die Macht eingeraumet
5ie gcbetene Frist, jedoch nur damals zu ertheilen,

wenn
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wenn er die angebrachten Behelfe genau unter-

suchet, und standhaft befunden haben wird. Die

eigentliche Bestimmung der Frist hat der Richter

nach dem Verhältnisse der angezeigten, und erwie-

senen Notwendigkeit dergestalt abzumessen, daß

die gesehmassig bestimmte Frist der 14 Tage nie-

mals überschritten werde, es möge gleich diese

wettere Frist auf das erste/ oder auf ein wiederhol-

tes Gesuch ertheilet werden. Sobald der Kläger eine

solche Frist ansuchte, welche die gesetzmaffige über-

schreiten würde, soll dieselbe nicht anders, als nach

vorläufiger ordnungsmaffiger Einvernehmung des

Beklagten perwilliget, oder abgeschlagen wcrdcn.

§. 46 .

Würde der Kläger seine Replik binnen der be-

stimmten Frist nicht erstatten, sollen die Akten

auf eines, oder des andern Theils Anlangen inro«

tulirer, die in der Einrede zur Ergänzung des Fak<

tums , oder zur Begründung seiner Einwendungen

angeführten Umstände für wahr gehalten, und

über die bereits eingebrachten Nothdurfttn erkannt

werden, was Rechtens ist.
V 2 §. 47.
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§. 47-
Der Kläger ist nicht befugt in der Replik neue

Umstände oder Beweismittel beyzubringen / aus-
genommen zur Widerlegung des Faktums, und
der Einwendungen, welche der Beklagte in der
Einrede angebracht hat. Hätte der Kläger aber
dennoch andere beygebracht, sosoll bey Schöpfung
des Spruchs darauf keine Rücksicht getragen werden.

§. 4L-
Wenn jedoch er Kläger durch Beybringung

standhafter Behelfen, oder in Ermanglung der-
selben durch einen Eid darzuthun im Stande ist,
daß er die in seiner Replik angebrachten Neue-
rungen in seiner Klage nicht geflissentlich ver-
schwiegen habe, wären ihm diese Neuerungen in
der Replik zu gestatten. Z u dem Ende hat er
Vor Erstattung seiner Replik die Bewilligung der
Beybringung dieser Neuerungen bey dem Richter
Mittels eines besondern Anbringcns anzusuchen,
worüber nach Vernehmung des Beklagten von
dem Richter ohne Gestattung eines Umtriebes er-
kannt werden sol l , was Rechtens ist.

8. 49-



Bon dem schriftlichen Verfahren. 21

§. 49.

Dem Kläger ist niemals zu erlauben, daß
er das m seiner ersten Klage gestellte Begehren
in seiner Wesenheit, das ist in Ansehung des
Gegenstandes, und Klagerechtes (ßenuz ackion^)
ändere, sondern nur , daß er nach Erstattung
der dem Beklagten verursachten Kosten davon ad«
stehe, und allenfalls eine neue Klage einreiche.

Die Replik ist dem Beklagten um seine Duplik
zu Vorbescheiden, und zugleich die Frist zu bestimm
men, binnen welcher sie erstattet werden soll.

§. 5i.

Die Frist zur Erstattung der Duplik soll
ohne Unterschied des Aufenthaltsortes des Ve-
klagten auf 14 Tage gegeben werden; wollte
aber der Beklagte zur Erstattung der Duplik aus
gegründeten Ursachen eine weitere Frist anverlan-
gen, soll sich derselbe bey Ansuchung: der Richter
aber bey Ercheilung dieirr Frist nach jenem ach>
ten, was wegen Ertheilung der wettern Fristen

V 3 M
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zur Erstattung der Replik in dem 44 und 45 5>

vorgesehen worden ist.

§. 52.

Würde der Beklagte seine Duplik binnen der

bestimmten Frist nicht erstatten, sollen die Akten

auf eines, oder des andern Theils Anlangen in-

rotul iret, die von dem Kläger in Folge dieser Ge-

richtsordnung in der Replik beygebrachten neuen

Umstände des Faktums für wahr gehalten, und

über die bereits eingebrachten Nothdurftm erkannt

werden/ was Rechtens ist.

§. 53-

Wenn der Kläger in der Replik neue Um«

stände oder Beweise beygebracht hat, stehet dem

Beklagten frey zur Entkräftung derselben auch

neue Geschichtsumstäude, und Beweismittel in der

Duplik anzuführen, sonst aber nicht. Hätte er

dennoch andere beygebracht, sosoll bey Schöpfung

des Spruches keine Rucksicht darauf getragen

werden.

. 54.
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§- 5 4 .
Wenn jedoch er Beklagter durch Beibr in-

gung standhafter Vehclfe, oder in Ermanglung

derselben durch seinen Eid darzuthun im Stande

is t , daß er die in seiner Duplik angebrachten

Neuerungen in seiner Einrede nicht geflissentlich

verschwiegen habe, waren ihm solche Neuerungen

in der Duplik zu gestatten. Z u dem Ende hat

er vor Einreichung gedachter Duplik die Bewi l -

ligung der Bcybringung dieser Neuerungen bey

dem Richter mittels eines besondern Anbringens

anzusuchen; worüber nach Vernehmung des Klä-

M's von dem Richter ohne Gestattung eines Um>

triebcs erkannt werden soll, was Rechtens ist.

§. 55-

Wenn der Beklagte in Folge des 53 und

54 §. in seiner Duplik neue Umstände, oder

Beweismittel angebracht hätte, ist den Partheym

eine Schluß« und Gegenschlußschrift zu gestatten:

in Bestimmung der Frist?«/ wie bey der Replik,

und Duplik verordnet worden ist, zu verfahren.

B 4 h. 56.
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I n der Schluß-und Gegenschlußschrift soll
lediglich über jenes, was in der Duplik vorgekom-

men ist, gehandelt, alle Weitläufigkeiten, und

Wiederholungen dessen / was in den vorigen

Schriften bereits angebracht worden, vermieden

werden.

§. 57.
I n der Schlußschrift können zwar von dem

Kläger neue Umstände, und Beweismittel, je^

doch einzig, und allein solche angebracht werden,

welche unmittelbar zur Entkraftung der in dcr

Duplik beygebrachten Neuerungen gehörig find.

Hingegen ist in der Gegenschlußschtift unter kei-

nerley Vorwande die Anbringung neuer Umstände/

und Beweise zu gestatten.

Vier-



V i e r t e s K a p i t e l .
Von Vertretungen.

§. 58.
r befugt zu seyn glaubt, VM einem D r i t -
ten die Vertretung zu begehren, der soll

es sogleich, und zwar der Klager vor Einrei«
chung seiner Klage, der Beklagte aber vor Ver-
streichung der Hälfte der zur Erstattung der Ein«
rede ihm ertheilten ersten Frist anbringen, widrk
gens der Dri t te die Vertretung zu leisten nicht
mehr schuldig seyn.

§. 59-
Falls der angegangene Vertreter sich zur

Vertretung gutwill ig einverstünde, hängt es von
der Wil lkur des Vertretungswerbers ab, ob er
mit demselben einverständlich, und zugleich den
Prozeß führen, oder aber dessen Fühlung dem
Vertreter allein ohne seine Einschreitung überlas«
sen wolle; jedoch soll er in diesem letzten Falle
dem Vertreter gegen dessen Empfangsscheine alle
Behelfe, die er hat , zu übergeben schuldig seyn.

B 5 §- 6o.
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§- 6o. «.
Den allfälligen St re i t über die Frage, ob

die Vertretung statt habe, oder nicht? sollen der
Vertretungswerber, und der vorgeschüzte Vertre-
ter besonders abführen. Dadurch aber soll der
Hauptprozeß nur in so weit gehemmet werden,
als der Vertretungswerber auf Betreibung seines
Gegners darzuthun vermag, daß er die Vertre-
tungssache der Ordnung nach eingeleitet habe,
und gehörig fortsetze. i

tz. 6 t .
Wenn sich bey Ausgang der Vertretungs-

sache äußerte, daß die Vertretung muthwill ig,
und nur zum Aufzuge angesuchet worden sey, soll
dem Gegentheile in der Hauptsache wegen alles
durch diesen Aufzug etwa entstandenen Schadens
seine Entschädigung zu verlangen bevorstehen.

Fünfs
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Fünftes Kapitel.
Von derWiderklage.

tz. 62.
enn der Beklagte berechtiget zu seyn glaubt

^ wider den Klager zu klagen, stehet ihm
fcey diese seine Widerklage bep eben dem Rich-
te r , bep welchem er geklaget w i r d , einzureichen,
und zwar so lange, bis über die Klage selbst ein
Cnduttheil ergangen ist. Doch soll er seine W i -
derklage besonders einreichen, und nicht defugt
seyn, sie mit einer Einrede zu vermengen.

Sechstes Kapitel.
V o n der V c f u g n i ß , und Schuldigkei t zu

klagen, und sich zu vettheidigen.
8- 63.

5>eder, welchen die Gesetze der Verwaltung sei-
nes Vermögens nicht eingeschränkt haben,

ist bcmgt sein Recht wider jedermann gerichtlich
einzuklagen, und zu vettheidigen.

§. 64.
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§. 64 .

Das Recht derjenige«/ welchen die Gesetzedle
Verwaltung ihres Vermögens nicht anvertrauet/
oder wieder abgenommen haben/ ist von jenen
einzuklagen/ oder zu vertheidigen/ welche die Ge-
setze hiezu bestellet haben; und ist daher von je-
nem/ welcher sein Recht selbst einzuklagen/ oder
zu vertheidigen nicht befugt ist , keine Schrift
anzunehmen/ sondern dieselbe sogleich zu verwer-
fen/ die Ursache der Verwerfung aber in dem
Bescheide auszudrücken.

§. 65.

Niemand ist berechtiget den Gegner zur E in -
klagung seines Rechts zu verhalten./ ausgenommen
in den dreyen folgenden Aufforderungsfällen : er-
stens: da sich sein Gegner gerühmet hat , wider
ihn ein Recht zu haben / zweytens: da er einen
Bau vorhat. Dr i t tens: da an einer Konkurs,
Masse eine Forderung zu stellen ist.

Sieben«
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S i e b e n t e s K a p i t e l .

Von dem eigentlichen Aufforderungs-
prozesse.

voc2tio ex le^e ^ittamari.)

§. 66.

jemand sich gerühmet hat , daß ihm wider
einen Dr i t ten ein Recht gebühre, stehet

diesem letzteren frey, ihn bey seinem eigenen des
Aufforderers Gerichtsstande zu belangen, und zu
bitten, daß ersterem sein Recht auszuführen auf-
getragen , in Ermanglung dessen aber das ewige
Stillschweigen diesfalls ausgeleget werde.

§. 67.
Der Aufforderer soll den Gegenstand des

Streites, und das Recht, dessen sich der Auf-
geforderte geruhmet hat , genau beschreiben, auch
die rechtlichen Behelfe, wodurch er die von dem
Aufgeforderten.geschehene Verühmung, falls sie
widersprochen würde, darzuthun vermeinte, ge-
hörig beybringen.

§. 68 .
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§. 68 .
Ueber eine solche Aufforderung soll der Rich-

ter dem Aufgeforderten auftragen, daß er die ihm
angeschuldete Berühmung beantworten, allenfalls
seine Klage einbringen, oder gewärtigen solle, daß
ihm diesfalls das ewige Stillschweigen aufgetragen
werde.

5 69.
Dem Aufgeforderten sind hiezu eben jene F r i -

sten zu bestimmen, welche in Folge des 35. § ei-
nem Beklagten zur Erstattung seiner Einrede zu
bestimmen sind.

z . 70 .
Bringt nun der Aufgeforderte entweder über

die ihm angeschuldete Berühmung seine Beantwor-
tung, oder aber seine Klage in der gehörigen Zeit
ein, so ist darüber im ersten Falle, wie mit einer
jeden andern Einrede: im zweyten Falle aber, wie
mit einer jeden andern Klage zu verfahren.

8. 7 1 .
Bringt er aber weder eins, noch dl.s andere ein,

so soll ihm der Richter auf Anlangen deö Auffor-
dttt ts
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derers sogleich das ewige Stillschweigen auferlegen,

den Gegenstand aber weffentwegen es geschieht,

klar ausdrücken.

Achtes Kapitel.
Von der Aufforderung bey einem vor-

zunehmenden Baue.
§. 72. '

« l > c r einen Bau vorhat, der ist befugt, bey der

" " ^ Gerichtsbarkeit/ welcher der Grund, wor-

auf gebaktt werben s o l l , unterstehet, diejeni-

gen / gegen derer Widersprüche er sich sicher zu

stellen gedenket, anzugehen, und gegen dem/ daß

der Riß des Baues zwcyfach eingeleget werde,

zu bitten; daß denselben aufgetragen werde/ ihre

Rechte dawider auszuführen / oder M gewärti-

gen/ daß ihnen diesfalls das ewige Stillschwei-

gen auferleget, dem Aufforderer aber gestattet wer-

de, dem Bau nach dem eingelegten Riße vor«

zunchmen. Ein Riß ist bey der Gerichtsbarkeit

aufzubehalten, der andere aber einem der Aufgefor-

derten
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dertett, damit ihn einer dem anderen mittheile,
zustellen zu lassen. Im.übrigen ist, wie in dem
eigentlichen Aufforderungsprozesse zu verfahren.

N e u n t e s K a p i t e l .
Von dem Konkursprozesse.

§. 73.
ie Eröfnung des Konkurses geschehet/ durch

das Edikt , welches zur Einberufung der
Gläubiger ausgefertiget w i r d , daher ist der Kon-
kurs in Rückficht der hieraus entstehenden Rechts-
wirkungen vom Tage der öffentlichen Kundma-
chung des gedachten Ediktes für eröffnet zu halten.
Dieserwegen soll die Konkursinstanz diese Kund-
machung mit möglichster Beförderung einleiten,
und den eigentlichen Tag der geschehenen Kundma«
chung genau anmerken.

§. 7 4 .
Nachdem der Konkurs eröfnet, das ist, gehö-

rig kundgemacht worden ist, soll wider den Ver-
schuldeten bey keiner Gerichtsstelle mehr gültig

ver-
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verfahren, sondern alle da oder dort anhängige

Streitsachen zu dem Gerichte verwiesen werden,

bey welchem der Konkurs anhängig ist. N u r

der Fiskus kann bey seinem Gerichtsstande un«

geachtet des bey einer andern Gerichtsstelle eröff-

neten Konkurses seine Forderungen doch wider

den Vertreter der Masse erweisen.

"° - ' ' ' § . - 7 5 .

Da ein Konkurs eröffnet w i r d , soll der Rich-

ter zugleich 2 ) einen Vertreter der Masse (^ura-

torelv aä iitS3) aufstellen. Nur auf dem Lan-

de/ da die Gläubiger sich einhellig zur Liquidi-

rung vor dem Gerichtshalter einverstehen, kann

dieser mit den Gläubigern selbst die Liquidirung

vornehmen, doch so, daß derselbe zuvorderst das

ganze Geschäft durch Vergleich abzuthun sich alles

Fleißes bestreden, sonst aber der Ordnung nach

verfahren soll, b ) Eben mit der Eröffnung des

Konkurses soll der Richter das Vermögen des

Verschuldeten zugleich in die Sperre nehmen, be-

schreiben, und schätzen lassen, wie auch c) nach

Vernehmung, und Einwilligung der bekannten,

G e r i c h t s o r d n . T und
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und im Orte des Gerichtes anwesenden Gläubi-
ger , oder auch, wenn es die Roth erheische-
t e , von Amtswegen tinen Verwalter deS Ver-
mögens (6u l2 torem bonorum) bestellen, und
endlich 6 ) alle, welche eine Forderung an den
Verschuldeten haben, durch ein öffentliches Edikt
vorladen, und ihnen auftragen, daß sie ihre For,
derungen bis an einen zu bestimmenden Tag anmel-
den sotten, widrigens sie von dem vorhandenen
Vermögen, in soweit es die Gläubiger, die sich
melden werden, erschöpfen, abgewiesen seyn würden.

§- 7^.
Den Tag bis an welchen die Glaubiger ihre

Forderungen anzumelden haben, soll der Richter
nach Beschaffenheit der Umstände bestimmen, doch
niemals weiter hinaus, als auf 6 Monate, und
auf keine kürzere Z e i t , als auf zo Tage, doch
jederzeit mit Einschluß der Ferien.

§. 77-
Das Edikt sol l , wie es an jedem Orte Her-

kommens ist, angeschlagen, und kundgemachet:
die vorgemerkten Gläubiger aber besonders vorge-

laden ,
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laden, und jedem derselben die Vorforderung so
zugestellet werden, wie einem Beklagten nach Maaß,
gäbe seiner Anwesenheit, oder Abwesenheit die erste
Klage zugestellet werden muß.

§. 78-

Gleich nach Empfang des Dekretes soll der
aufgestellte Vertreter mit den bekannten Gläubi-
gern liquidiren, und mit den übrigen nach dem
Maaße, als sie sich anmelden. Wenn er vor Ver-
streichung der zur Anmeldung gesehten Frist mit
allen vollständig liquidiret hätte, wäre bey Be-
stimmung seiner Belohnung besondere Rücksicht
auf seinen Fleiß zu tragen.

§. 79-
Die Glaubiger sollen ihre Anmeldungen in

der Gestalt einer förmlichen Klage einreichen: dar,
über aber soll sowohl bey dem Gerichtsprotokolle,
als von dem Vertreter selbst eine genaue Vormer-
kung gehalten, daraus seiner Zeit ein verläßliches
Verzeichnlß verfasset/ und dieses mit den Akten
zur Abfassung der Klassisikazion eingeleget werden.
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§. 80.

Ueber jede solche Anmeldung ist, wie über

jede andere Klage zu verfahren: es hat aber in

dieser jeder Gläubiger nicht allein die Richtigkeit

seiner Forderung/ sondern auch das Recht, kraft

dessen er in diese, oder jene Klasse gesetzet zu werden

begehret, zu erweisen, und auszuführen.

§. 8i.

Nachdem über alle Anmeldungen,, welche bis

zur Verstreichung der in dem Edikte bestimmten

Frist eingekommen sind, das Verfahren gMof fc t t ,

und die Akten inrotuliret sind, soll über jede

Anmeldung in Vetref der Richtigkeit der Forde-

rung der Spruch insbesondere abschöpfet; zugleich

aber die Klassifikazion der sammentlichen aligemfli-

deten Gläubigern abgefaffet, und gehörig kundge-

machet werden.

§. 82.

. Wider den in Vetref der Richtigkeit der For-

derung geschöpften Spruch stehet dem Gläubiger

sowoh l , als dem Vertreter, falls e in , oder ande-

rer beschweret zu scpn glaubet, der Weg der Ap -

pella«
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pellazion offen; wider die Klaffisikazion aber soll

nicht appelliret werden/ sondern jenen klassifizirten

Gläubigern / welche vermeinen, daß sie in eine bes-

sere Klasse hätten gesetzet werden sollen: oder wel-

che einem andern sein Vorrecht zu bestreiten geden-

ken, ist in der Klaffisikazion vorzubehalten ihre

Klägerinnen zo Tagen einzureichen.

§- 93-
Jene, welche bis an den in dem Edikte be-

stimmten Tag ihre Forderungen nicht angemeldet

haben, sind nicht mehr anzuhören, wenn ihnen

auch ein Kompensazionsrecht gcdührtt; oder wenn

sie auch ein eigenthmnliches Gu t von der Masse

zu fordern hatten; oder wenn ihre Forderung auch

aus ein liegendes Gut des Verschuldeten vorge<

merket wäre. Folglich, wenn sie in die Masse

schuldig w a r m , müßten sie ungeachtet des Kom-

venfazions, E igen tums, oder Pfandrechtes, so

lbnen sonst zustatten gekommen wäre, ihre Schuld

abtragen. Daher ist in der K l a f M ! z i o n zu er<

klären, daß alle ohne Ausnahme, welche sich nicht

angemeldet haben, abgewiesen
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5 84 .
Jener, welcher zu einer Vorrechtsklage berech-

n e t zu seyn glaubet, hat bey Verlust dieses Rech-
tes binnen zc> Tagen vom Tage der kundgemach-
ten Klaffisikazion wider alle diejenigen, welche er
diesfalls ansprechen w i l l , seine Vorrechtsklage eim
zureichen, und zu gleicher Ze i t , jedoch mit einer
besondern Bittschrift zur Aufstellung eines ge-
meinschaftlichen Rechtsfreundes um eine Tagsa-
tzung anzulangen.

§. 85.

Wenn er seine Vorrechtsklage binnen der be-
stimmten Frist nicht einreichen könnte, soll er läng-
stens 3 Tage vor Ausgang derselben eine weitere
Frist ansuchen, und ist sowohl bey Ansuchung,
als bey Ertheilung dieser Frist jenes zu beobach-
ten, was in den 37. und 38. §. in Rücksicht der
Fristen zur Erstattung der Einrede vorgesehen
worden ist.

§. 86.
Bey der Tagfayung sollen die Beklagten

einen gsmeinschaftlichen Rechtsfreund benennen.
Wenn
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Wenn sie aber hierinn uneinig wären, soll jener,
auf welchen die mehrern Stimmen der Anwesen-
den ausfallen, dazu bestellet werden, und wenn sie
keinen nahmhaft machten, hat der Richter auf ihre
Gefahr einen zu bestellen.

§. 87-
Die Vorrechtsklage ist dem gemeinschaftlichen

Rechtsfreunde zuzustellen/ und darüber / wiember
jede andere Klage zu verfahren, ausgenommen,
daß die erste Frist zur Erstattung der Einrede nur
auf 14 Tage zu bestimmen ist.

§. 88.
Der Verwalter des Vermögens sott die seiner

Verwaltung anvertrauten Güter, wie ein guter
Hausvater besorgen, alle Barschaften, und
Kostbarkeiten, wenn die Glaubiger sich nicht aus-
drücklich erklaren, dieselben in seinen Händen las-
sen zu wollen, in die gerichtliche Verwahrung ge-
ben; die Forderungen der Masse gütlich, oder ge-
richtlich einbringen; jene Güter aber, welche dem
Verderben unterliegen, und jene, derer Unterhalt
viel kostet, und keinen Nutzen schaffet, bey Zei>

T 4 ten
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ten jedoch gerichtlich feilbieten lassen; dergestalt,
daß wenn ein derley Gut ohne Gefahr eines Scha-
dens bis zur zweyten, oder dritten Feilbietung
picht zurückgehalten werden könnte, dasselbe auch
bey der ersten Feilbimmg unter der Schätzung zu
verkaufen wäre.

§. 89.
Gleich nach Verstreichung der zur Anmeldung

bestimmten Frist soll der Vertreter der Masse wi -
der saunnentllche Gläubiger um eine Tagsatzung
bitten; diese aber sotten bey der Tagsatzung den im«
mittels aufgestellten Verwalter des Vermögens
bestättigen, oder einen andern durch die Mehr-
heit der Stimmen wählen,

§. 9 " .
Vey eben dieser Tagsatzung sollen die Gläu-

biger einen Ausschuß aus ihnen ebenfalls durch
die Mehrheit der Stimmen erwählen, bey wel-
chem der Verwalter des Vermögens sich in
schweren Fällen Raths zu erholen, und ^ m ^ r .
lich Rechnung zu legen haben wird.

§. 91 . .



Von dem Konkursproztsse. 4 1

5 91.
Wollten die Gläubiger keinen Verwalter,

oder auch keinen Ausschuß wählen, oder es er-
schiene Hey der Tagsatzung keiner derselben, so hat
der Richter einen auf ihre Gefahr zu bestellen;
wären aber die Stimmen der Anwesenden gleich,
so soll der Richter einen der in Vorschlag gebrach«
ten nach seinem Ermessen Wäl t igen,

§- 92-

Der bestätigte, oder erwählte Verwaltersoll
ohne Zeitverlust die gerichtliche Feilbietung des
noch vorhandenen Vermögens besorgen.

§. 93-
Was weder bey der ersten, noch bey einer

zweyten Feilbietung wenigstens um die Schätzung
an den Mann gebracht werden kann, dieses soll
bis nach der verfaßten Klassiftkazion, und ausge-
tragenen Vorrechte aufbewahret werden. Nach
diesem aber soll alles Vermögen, was noch vor-
handen ist, folglich auch die allfälligen Schuld-
scheine, uud Forderungen der Masse (wenn die
Gläubiger, welche vorläufig zu vernehmen sind/

C 5 sol-
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solche Nicht Übernehmen sollten) dem Meistbieten»
den, ohne aus eine Schätzung zu sehen/ verkau-
fet werden.

§ . 94 .
Wer aus der Masse ein liegendes Gut auf

was immer für eine rechtliche A r t an fich gebracht
ha t , dem soll der Richter die Urkunde darüber,
welche um an das Cigenthum gebracht zu werden
erforderlich ist, ertheilen.

8- 95-
Sobald das^ Vermögen dermassen berichtiget

ist, daß mit demselben die Zahlung ganz, oder zum
Theile geleistet werden kann, soll im ersten Falle
ohne weiters; in zweyten aber auf Begehren der
Gläubiger von dem Verwalter des Vermögens die
Verkeilung desselben nach Maaßgabe des Vor -
rechtes eines jeden Gläubigers verfasset, mit allen
Beylagen dem Ausschüsse übergeben, und dessen je-
der Gläubiger gerichtlich erinneret werden. Jedoch
sollen jene Gläubiger, welchen unstreitig ein Vo r -
recht gebühret, auch "ohne gedachte Bertheilung
abzuwarten, so bald möglich, abgefertigt werden.

8- 96.
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§. 9 6 .
Jedem Gläubiger stehet frey die Verkeilung

bep dem Ausschusse einzusehen/ zu untersuchen,
und dawider seine allfällige Einwendungen ge-
richtlich anzubringen; doch soll er es binnen 14
Tagen nach gedachter Erinnerung ttzun, widr i-
gens damit nicht mehr gehöret werden; die wider
die Vertheilung angebrachten Einwendungen aber
sind über vorlaufige Einvernehmung jener Gläu-
biger , die fle betreffen, zu entscheiden

h- 97-
Wenn binnen 14 Tagen wider die Vetthet,

lung keine Einwendungen gemacht, oder nachdem
diese entschieden worden sind, hat der Ausschuß
die Vertheilung unter seiner Fertigung zu Ge-
richtshanden zu erlegen, woselbst sie zurückzuhal-
ten ; dem Verwalter der Masse aber hievon eine
Abschrift mit der Austage Wustellen ist, daß er
hienach den sich meldenden Gläubigern die Bezah-
lung unverzüglich leisten soll.

§. 93.
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§- 99 .
Der Verwalter des Vermögens hat jedem

Glaubiger den auf ihn berechneten Pttrag gegen
Quit tung abzuführen: Von jenen Gläubigern,
welche ihre Forderungen ganz erhalten, die Zu>
rückstellung der Schuldscheine, und Aushändi«
gung aller Liquidirungsakten vorläufig abzufor-
dern: bey jenen Gläubigern aber / welche ihre
Forderungen nur zum Theile ertheilen, den Be-
trag der geleisteten Zahlung auf dem Original-
schuldschelne genau anzumerken, und nach einge-
legtem Gegenscheine abzuschreiben: Für jene Gläu-
biger endlich, welche stch ihrer Zahlung halber
binnen z Monaten nicht anmelden, den auf sie
ausoemeffenen Betrag, jedoch für jeden insbeson-
dere in die gerichtliche Verwahrung zu geben.

§. 99.
Ueber die Abfertigung der Glaubiger hat der

Verwalter gemeinschaftlich mit dem Ausschüsse 3
Monate, nachdem ihm die Abschrift der V e r t e i -
lung in Folge des 97. §. zugefertiget worden ist,
seinen ausführlichen Bericht an dm Richter zu er«

stat-
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statten, und diesem Berichte die von jedem Glau-
biger ausgestellte Q u i t t u n g , zurückgestellten
Schuldscheine/ und ausgehändigten Akten, dann
die Erlagsschelne über die allenfalls in die gericht,
liche Verwahrung gegebenen Beträge anzuschlie-
ßen : der Richter aber soll diesen Bericht genau
durchgehen, und wenn die Abfertigung der Glau-
biger Her zurückbehaltenen Or^ginalvertheilung ge-
mäß, und sonst in allen richtig befunden w i r d , den
Konkurs als beendiget erklären.

Zehentes Kap i te l .
Von dem Rechnungsprozesse.

§. I0O.

N jemanden Rechnung gelcget worden ist,
soll ihm auf Anlangen des Rechnungslc-

gers aufgetragen werden, solche genehm zu hat«
t cn , oder zu bemängeln: hiezu hat ihm der Rich-
ter eine den Umständen angemessene Frist nach
Vernehmung beider Theile zu bestimmen.

§. 101.



46 Zehentes Kapitel. Bon dem Rechnungsprozesse.

§' 101.

Wenn bis zur Bestreichung der bestimmtm
Frist keine Mängel erstattet worden/ ist die Rech»
nimg für begenehmiget zu halten.

§. IQH.

Jeder Mangel ist besonders mit fortlaufenden
Numern zu stellen, und bey jedem genau anzu-
merken, aus was für einem Grunde er gestelltt
werde.

§. 103.

Ueber die Mängel sind die Erläuterungen,
sodann die fernem Mänge l , und darüber die
endlichen Erläuterungen zu erstatten. Für die
Erläuterungen sind die Fristen der Einrede, für
die fernere Mängel jene der Replik, und für die
endlichen Erläuterungen jene der Duplik zu be-
stimmen.

Ei l f -
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E i l f t e s K a p i t e l .

Von dem Beweise.

8- 104.

r ein Faktum angeführet ha t , er sey K lä -
ger, oder Beklagter, der ist schuldig, eS

zu erweisen: widrlgens ist bey Erledigung des Pro-
zesses, dasselbe, insoweit es von dem Gegentheile
widersprochen worden i s t , für wahr nicht zu
hatten.

§. 105.

Vmnuthungen, welchen insbesondere durch
das Gesetz keine Kraf t beygeleget w i r d , sind für
keinen Beweis anzusehen.

§. 106.

Der Richter ist außer jenen Fallen, welche
"dieser Gerichtsordnung ausdrücklich vorgesehen

u o, nicht befugt, weder den Partheyen einen
V?wcis, noch nach schon geführter Weisung ei-
nen mehreren Beweis aufzulegen-
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Zwölftes Kapitel.
Von dem Beweise durch Cinge-

standniß.

enn die Patthey selbst einen Umstand des
von dem Gegentheile angeführten Faktums

gerichtlich eingestehet/ ist dieser Umstand in eben die-
sem Prozesse für vollkommen erwiesen zu halten.

§. iO3.

Was von einem zur Vertretung begwatteten
Rechtsfreunde: sonstigen Sachwalter: Gerhaben
oder Kurator im Namen der von ihm vertretenen
Parthey in Ansehung des Faktums gerichtlich
eingestanden w i rd , ist in eben diesem Prozesse
ebenfalls für wahr zu halten.

5- 109.

Wenn von mehreren Streitgenossen ein Theit
etwas gerichtlich eingestanden ha t / kann sein
Eingeständniß nur ihn,/ dem andern aber nicht
nachtheilig sepn.

§. irv.
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§. HO.

Ein außergerichtliches Geständniß befreyet den
Gegner von dem Beweise nicht: ausgenommen,
wenn von dem Bekenner das Geständniß auf Be-
fragen Iemands geschehen ist/ von dem er wuß-
te , daß ihm daran gelegen sey die Wahrheit zu
erfahren.

Dreyzehnteö Kap i te l .
Von dem Beweise durch briefliche Ur-

kunden.

§.
n öffentlichen Urkunde« ist in Ansehung
des Faktums, worüber sie errichtet worden

sind, voller Glauben beyzumessen.
§. 112.

Für öffentliche Urkunden sind zu halten 2) je-
ne Schrif ten, welche landtafliche, gerichtliche,
und andere landesfürstliche, oder ständische beei-
digte, und zur Ausstellung derley Urkunden ei-
gends berechtigte Beamte in Amtssachen: b) eine

Ger i ch t so rdn . D Obrlg-
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Obrigkeit, oder ihre zur Ausübung der obrig-
keitlichen Handlungen beeidigte, und zur Aus«
stellung derley Urkunden eigends berechtigte Die-
ner ebenfalls in Amtssachen errichten: c) die
von den in auswärtigen Landen zur Ausstellung
öffentlicher Amtsurkunden eigends berechtigten Per-
sonen errichteten, und mit 5er in jedem Lande üb-
Uchen Legalisirung versehenen Schriften: 6 ) die
Wechselprotesten der gehörig aufgenommenen Nos
tarien: e) die Bücher der gehörig aufgenom-
menen Sensalen, wenn sie in der vorgeschriebenen
Form geführet worden sind: k) die Tauf -Trau-
ungs< und Todtenbücher der Pfarrer.

§- u z .
Den brieflichen Urkunden, welche Jemand

^richtet hat, ist wider ihn Glauben beyzumessen.
§. 114.

Derley Privaturkunden, wenn sie mit jenen
Zierlichkeiten Versehen sind/ welche allenfalls durch
besondere Gesetze für eine, oder für die andere er-
forderet werden, soll wider denjenigen Glauben
beimessen werden, der sie als Aussteller auch

nur
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nur eigenhändig unterschrieben hat; den Schuld-
verschreibungen jedoch soll in Ansehung der künf«
tlgen Fälle nur dann Glauben beygemessen werden,
wenn sie der Aussteller eigenhändig geschrieben,
und gefertigte hat/ oder aber wenn dieselben neben
der Fertigung des Ausstellers auch von zweyen
Zeugen mitgefertlget worden sind.

§. 115.

Wenn eine Urkunde aus mehreren Bogen be-
steht , sollen alle mit einem Faden / oder mit
einer Schnur zusammen geheftet, beide Ende mit
hartem Siegelwachse festgemacht, und das Pett,
schaft des Ausstellers darauf gedruckt sepn, w i -
drigens verdienet der Bogen, welcher hat unter«
schoben werden können, keinen Glauben.

§. 116.

Wenn der Aussteller einer Privaturkunde nicht
fähig ist, sie zu unterschreiben, soll dieselbe von
zweyen Zeugen, wovon einer den Namen des
Ausstellers zu unterschreiben ha t , gefertiget
werden»

b 2 H. 117.
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Niemand soll eine Urkunde als Zeug unter,
schreiben, dem nicht durch den Aussteller bekannt
geworden ist, daß die ausgestellte Urkunde seinem
Wil len gemäß sey.

H. iig.
Einer einseitig errichteten Privaturkunde ist

zum Vortheile desjenigen, der sie errichtet hat,
kein Glauben heyzumessen.

Doch M e n die Bücher der berechtigten Han-
delsleute, worunter auch die Fabrikanten verstau«
den werden, einen halben Beweis ausmachen,
wenn sie mit folgenden Erfordernissen versehen
sind, 2) sollen die einkommenden Posten aus dem
Strazzenbuch, und Journal in das Handlungsbuch
entweder von dem Kaufmann mit eigener Hand,
oder durch einen absonderlich hiezu gehaltenen ver-
trauten, der Handlungsbücher verständigen Be-
dienten, ohne einige Abänderung, oder Korrek-
tureingetragen, und solches Handlungsbuch nicht
von unterschiedlichen Händen zu einer Zeit ge,

schrie-
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schrieben seyn, d) soll das Handlungsbuch or-

dentlich alles enthalten, was dem Kaufmann zur

Last, und was ihm zum Gutem kömmt. c ) E s soll

das Fahr , und den Tag , wie auch die Personen,

denen, und durch welche geborget worden ist, klar

ausdrücken, 6) es soll die in solches Buch einge-

tragene Post eine zur Handlung, und in ein der-

gleichen Buch gehörige Sache, und nichts, was

nicht zur Handlung gehörig ist, darin« geschrien

den seyn; e) es soll das Buch in deutscher, wel-

scher , französischer, oder in der üblichen Landes-

sprache geführet worden seyn. k) Nebst dem soll

der Kaufmann von gutem Rufe seyn: folglich,

wenn er falliret hätte, müßte seine Unschuld vol l '

ständig erwiesen worden seyn.

Dieser den gcscymäsug geführten Handlungs-

büchern beygelegte halbe Beweis ist nur auf ein

J a h r , und 6 Wochen gült ig,- daher soll nach

Verlauf eines Jahres der Kaufmann einen Aus-

zug seiner ausständig?« Forderungen verfassen, und

den Schuldner zur Unterschmbung desselben an-

D ? gehen,
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gehen; im Weigerungsfalle ihm längstens binnen
6 Wochen gerichtlich belangen: wldrigens soll das
Handlungsbuch zu keinem Beweise dienen.

§. 121.

Die Wirkung eines halben Beweises haben
auch die Bücher der Handwerker, wenn sie mit
folgenden Erfordernissen versehen sind, 2) E s muß
der Handwerker von gutem Rufe seyn, folglich,
wenn er falliret hätte, müßte dessen Unschuld voll-
ständig erwiesen worden seyn. Nebst dem soll er
b ) ein ordentliches Tagebuch halten, c) in daffel«
de alles, was ihm zur Last, und zu Gutem kömmt,
eingetragen, c!) das Fahr, und den T a g , wie
auch die Personen, welche die Arbeit bestellet,
dann denen, und durch welche sie geliefert worden
ist, klar ausgedrücket haben, e) endlich soll die
in das Tagebuch eingetragene Post dahin gehörig
seyn, folglich von einer gelieferten Arbeit herrüh-
ren. Uebrigens ist in Ansehung der Zeit/ binnen
welcher die Bücher der Handwerker die Wirkung
eines halben Beweises haben/ eben jenes zu

achten,
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achten, was in dem vorhergehenden § . wegen der
Bücher der Kausteute vorgeschrieben worden ist.

F. 122.

Die Urkunden sind nicht Auszugsweise, fon-
dern ganz mitzutheilen, folglich wenn sie aus ei-
nem Buche, (worunter hierorts jenes, was mehre-
re verschiedene, und nicht blos zusammenhangende
verbindliche -Handlungen enthält, verstanden wird)
wären gezogen worden, müßte die ganze Ste l le ,
welche den Gegenstand des Stre i ts betri f t , zuge§
stellet werden.

§. 123.

Wer briefliche Urkunden angeführet hat, der
ist schuldig seinem Gegentheile die genaue, und
bedachtsame Einsicht der Originalien außergericht»
lich zu gestatten, falls dieser solche binnen der
Hälfte der ihm zur Erstattung seiner Satzschrift
anberaumten Frist verlanget. Nach Verlauf die.
ser Hälfte aber sind die Originalien für unbedenk.
lich zu halten.

D 4 3- 124.



56 Dreyzehentes Kapittl.

tz. 124.
Jene Originalien, welchen keine sichtbare Ve»

denken (vit ium viüdiw) ausgestellet worden, find
lediglich dem Besitzer in Händen beyzulassen: die
andern aber haben beyde Theile zu versiegeln, um
fie bey der künftigen gerichtlichen Rekognoszirung
in dem nämlichen Stande, in welchem fie bey der
außergerichtlichen Einsicht befunden worden, ohne
alle Abänderung vorlegen zu können.

tz. 125 .
Sowohl in diesem Fal le, da bey der außer-

gerichtlich vorgenommenen Einsicht bedenkliche
Originalien gefunden, und versiegelt worden sind,
als auch, wenn die außergerichtliche Einsicht wäre
verweigeret worden; ist derjenige, wider welchen
die brieflichen Urkunden angeführet worden sind,
berechtiget, derer gerichtliche Einsicht anzusuchen,
doch soll er es längstens 3 Tage nach Verstrei«
chung der Hälfte der zur Erstattung feiner Satz-
schrift ihm anberaumten Frist thun, widrigeuS
wären die Originalien ohne weiters für unbedenk-
lich zu halten.

-5 126.



Bon dem Beweise durch briefliche Urkunden. 57

5. 126 .

Hierüber hat der Richter zu diesem Ende eme
Tagsahung auf eine ganz kurze Zeit anzuordnen.
Wenn hiebey derjenige, welcher die Originalen,
vorzuweisen h a t , sie nicht vorwiese, waren sie
weder Hey. Inrotul i rung der Akten/ zu legen,
noch bep Erledigung des Prozesses in Betrach-
tung zu ziehen: wenn aber der Gegentheil bey
der Tagsatzung nicht erschiene, wären sie für un-
bedenklich zu halten.

§. 127.

Ueber die genommene Einsicht hat der Rich-
ter in der Erledigung der Bit tschri f t , worüber
die Tagsahung angeordnet worden war , genau,
und deutlich auszudrücken, welche Originalen
unbedenklich, und welche bedenklich angegeben
worden find; sammentliche Originalien aber sind
dem Vorweiser derselben in Händen beyzulaffen,
ausgenommen, wenn der Gegentheil den gericht-
lichen Erlag einiger bedenklichen Originalien bis
zur Entscheidung des Hauptprozesses verlangcte.

D 5 -§
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§. 128-

F n diesem Falle haben beybeTheile, ohne die
Hauptsache des Prozesses zu berühren, lediglich
über die Frage, ob das betreffende Original bey
GerichtShanden aufzubewahren sey, die Roth-
durftm zu verhandeln, der Richter aber hat die
Urkunde bis zu der diesfalls erfolgenden richter-
lichen Entscheidung zurückzuhalten, und dann
über die weitere gerichtliche Aufbewahrung, was
Rechtens ist, zu erkennen.

§. 129.

Wenn derjenige, welcher die Einsicht der
Vriginalien verlanget hat, daran keine sichtbare
Bedenken wahrnähme, oder den Erlag der Be-
denklichen nicht begehrte, oder der Vorweiser er-
bietig wäre, die als bedenklich angegebenen O r i -
ginalien bis zur Entscheidung der Hauptsache in
gerichtlicher Verwahrung zu lassen: in diesen dreyen
Fällen hätten die Partheyen bey der Tagsa-
bung keine Nothdmften zu handeln, sondern sol-
che in ihren Satzschriften anzubringen, in allen
Fallen aber hat derjenige, welcher eine Ur-

kunde
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künde angeführet h a t , deren Original als be<
denklich angegeben worden ist, dafür zu sorgen,
daß dieses Orig inal bey Inrotu l i rung der Akte«
eingeleget werde, widrigens wäre bey Erledigung
des Prozesses daS Bedenken für richtig zu halten.

§. 130.

Hätte jemand ohne Verschulden seines Geg-
ners eine Urkunde verloren/ so müßte er deren
Inha l t durch andere Wege rechtlich erweisen;
wäre er aber durch Verschulden des GegentheilS
derselben verlustiget worden, und deren I nha l t
von keinem Theile auf eine andere Weise zu
erproben, soll ihm gestattet werden denselben zu
beschwören.

§. 131-
Wenn eine Urkunde unleserlich w i rd , ist der

Innhaber, wie auch jeder, welcher daran Theil
zu nehmen hat, berechtiget, sie gerichtlich erneuern
zu lassen. Doch sollen alle diejenigen, wider wel-
che sie zum Beweise dienen sol l , dazu vorgeforde-
ret werden.
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'32-
.Haben sie dawider nichts einzuwenden/ so

ftlldie Urkunde erneuert werden, und diese er-
neuerte Urkunde wider ste die Kraft eines Ori<
ginals haben. Wenn sie aber dawider Einwen-
dungen machten, wären diese vorläußg zu ent»
scheiden.

tz. i 3 3 .
Wenn jemand widerspricht, daß die beyge-

brachte Urkunde seine Handschrift sey, liegt dem
Gegentheile ob, ihn durch Vergleichung der Ur-
kunde mit dessen bekannter Handschrift, oder in
andere Wege, allenfalls auch durch Auftragung
des Eides zu überweisen.

tz. 134-
D a behauvtet w i r d , daß die beygebrachtt

Urkunde die Handschrift eines Verstorbenen sey,
und jener, wider welchen sie angeführet w i r d ,
es widerspricht/ liegt dem Beweisführer ob, sein
Vorgeben durch Vergleichung der Handschriften,
allenfalls durch Auftragung des Eides, oder in
andere Wege zu erweisen.
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§. 1 3 5 .
Wie viel Glauben die Vergleichung der Hand-

schriften verdiene, wird nach Beschaffenheit der
Umstände zu ermessen seyn.

Vierzehentes Kapitel.

V o n dem ordentlichen Beweise durch
Zeugen.

tz- 536.
(X^iemand soll einen Beweis durch Zeugen an-

treten, er sey ihm dann durch Urtheil auf-
getragen worden.

§. i37.
Z u einem vollständigen Beweise, da dieser le-

diglich durch Zeugen geführt werden w i l l / wird
die einstimmige Aussage zweyer unbedenklicher Zeu,
gen erforderet; wenn jedoch auch andere obschon
für sich allein nicht hinlängliche Beweismittel bey-
gebracht worden sind, kann auch die Aussage ei-
nes unbedenklichen, oder auch eines, oder meh-
rerer bedenklichen Zcugett den Beweis ergänzen.

Nicht
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Nicht minder kann auch durch mehrere bedenkliche
Zeugen ein vollständiger Beweis hergestellt wer-
den. I n solchen Fällen wird der Richter die Voll»
ständigkeit des Beweises nach genauer Ueberlegung
aller Umstände zu beurtheilen haben.

Wenn der von einem oder dem andern Theile
angetragene Beweis durch Zeugen entweder allein,
oder mit Hülfe der sonst beibrachten andern
Beweismitteln für vollständig zu halten wäre, und
die zu erweisenden Umstünde die Sache entschieden/
soll ihm jederzeit der Beweis durch Urtheil auf-
getragen werden. ,

5- i 3 9 .
I n diesem Urtheile ist jenes, so zu erweisen

kömmt, genau zu bestimmen. Desgleichen hat der
Richter deutlich auszudrücken, welche der namhaft
gemachten Zeugen zur Zeugenschaft zuzulassen,
und welche verworfen, nicht minder über welche
Weisartikel die Zeugen zu vernehmen, und wel-
che dagegen in die Weisung nicht einzumengen
seyen: wobey der Richter nur jene Zeugen, die

ent.
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entweder gemäß des folgenden §. verwerflich, oder
über keine andere, als unerhebliche Weisartikel
vorgeschlagen worden sind, hindann zu weisen,,
und nur jene Weisart ikel, welche unerheblich
sind, hinwegzulassen; bey den Weisartikeln aber
in dem Urtheile allein die Numern des zugelassenen,
«der verworfenen Artikels auszudrücken hat.

Ganz verwerflich, und auf Einwendung des
Gegentheils zum Zeugeneide niemals zuzulassen
sind folgende: 2) jene/ welche wegen ihrer Leibs-
oder Gemüthsbeschaffenheit die ungezweifelte Wahr-
heit nicht können erfahren haben, oder solche unge«
zweifelt nicht können an den Tag legen, folglich
auch Kinder unter 14 Jahren; d>) alle, welche
eines landgerichtlichen Verbrechens, so aus Be-
t rug, (das ist, um Jemanden, ohne daß er es wis-
se, in Schaden zu bringen) oder aus Gewinnsucht
entstanden/ schuldig erkannt worden sind, aus-
genommen jene Handlungen, zu denen sie als
Zeugen gebraucht worden, bevor dieselbe in die
landgerichtliche Untersuchung verfallen sind.

h. 145,
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§. 141.

Eben also find verwerfliche Zeugen: a) alle
Blutsverwandte in auf- und abffeigender Linie;
t>) Mann und Frau c) jene, welche in der näm-
lichen Sache dem Zeugenführer als Rechtsfreunde
bestellet waren, oder noch sind; 6) jene, welche
aus dem Prozesse einen unmittelbaren, oder mit-
telbaren Nuyen, oder Schaden zu erwarten haben.
Doch können die in diesem §. benannten Zeugen zu
Ergänzung des Beweises in allen jenen Fällen zu«
gelassen werden, in welchen der Veweisführer selbst
zu dew Erfüllungseid zugelassen, werden würde.

8- 142.

Bedenklich, aber nicht verwerflich sind: 2) die
Geschwisterkinder, und jene, die dem Zeugenfüh-
rer in der Seitenlinie noch näher mit Blutsfreuud-
schaft verwandt sind;b) jene, die ihm im nämli-
chen Grade verschwägert sind; c) ein Dienstboth
für seinen Dienstherrn, oder, für seine Dienstfrau,
so lange er in Diensten ist; 6) ein I u d für einen
Juden wider einen Christen;e) jene, die das zwan-
zigste Jahr ihres Alters noch nicht, zurückgeleget

ha-
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haben; k) jene, die zwar zwanzig Jahre alt sind,
jedoch über jenes aussagen sollen, was sich ereig-
net ha t , bevor sie solches Alter erreichet hatten;
3) jene, welche mit dem Gegentheile in groffer
Feindschaft leben; K) alle, welche eines landge-
richtlichen Verbrechens, das nicht aus einem Be-
trug , oder Gewinnsucht entstanden, schuldig
erkannt worden sind.

§. 143.
Jene , welche wegen eines landgerlchtlicben

Verbrechens in die peinliche Untersuchung verfal-
len sind, ihre Unschuld aber vollständig erwiesen
haben, sind unbedenklich; wenn sie aber nur aus
Mangel hinlänglicher Beweisewaren losgesprochen,
und entlassen worden, bleiben sie bedenklich.

h. 144 .
Wie viel Glauben einem bedenklichen Zeugen

beyzumeffm sey, hat der Richter nach genauer
Ueberlegung aller Umstände zu beurtheilen.

§. i45.
Jener, welchem der Beweis durch Zeugen aufs

getragen worden ist, soll/ wenn Km Theil sich

Ger ich tsordn . E . wlder
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wider die gerichtliche Erkänntniß beschweret hat,
drey Tage nach Verstreichung der zur Beschwer-
führung bestimmten Frist dm Beweis antreten,
widrigens solcher erloschen seyn.

§. 146..

Z u dem Ende soll er seine Weisartikel ein-
reichen, dabey die Zeugen benennen, bey jedem
anmerken, über welche WeiSartikel er zu verneh-
men sey, und endlich bitten, daß zur Zeugen-
verhbr T a g , Stunde, und O r t benannt werde.

§. 147.

Die WeiSariikel sind auf jenes, so zu erwei-
sen ist, eigentlich, und deutlich, in möglichster
Kürze zu richten, darinnen aber keine zur Sache
nicht dienliche Umstände anzuführen, und keine
Artikel über die Rechte, oder Schuldigkeiten der
Partheyen, sondern dlos über die Geschichtsum-
stände zu stellen

§. i48.

Jeder Artikel soll nur einen Umstand in sich
begreifen.

§. 149.
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§. 1 4 9 .

Ueber die Weisartikel sind keine neue, oder
sogenannte Addizionalweisartikel anzunehmen, folg-
lich ist keine Addizionalweisung zu gestatten.

§. IFO.

Wenn die vorgeschüzten Zeugen der Gerichts-
barkeit des Richters, bey welchem der Prozeß ge<
führet w i r d , unmittelbar unterworfen sind, soll
er eine Tagsahung zur Zeugenverhör auf eine den
Umständen angemessene Fr is t , längstens aber auf
z o Tage anordnen, und zwar ohne Unterscheide,
ob er selbst, oder durch einen Abgeordneten die
Zeugen zu vernehmen hat.

§. 151.

Diese Tagsahung ist sammt den Weisartikeln
dem Gegenthelle binnen dreyen Tagen in Abschrift
zuzustellen; darüber stehet diesem ftey, seine beson-
dere Fragstücke bey der Tagsahung einzulegen; häte
te er sie aber nicht eingeleget, so wären die Zeu-
gen gleichwohl zu verhören, und keine mehr von
ihm anzunehmen.
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'§. 152.

Allgemeine Fragstücke sollen keine andere ge-
ftellet werden, als folgende: 2) wie Zeuge mit
Namen, und Zunamen heiffe; d) wie alt er sey;
c) wessen Standes, Handthierung, oder Karak-
ters er sey; 6 ) ob er dem Zeugenführer mit
Blutsfreundschaft, oder Schwägerschaft verwandt
sey; e ) wie nahe; k) ob er wider den Gegentheil
groffe Feindschaft hege; 3) in was diese bestehe;
K ) ob er bey diesem Prozesse einen Nutzen zu hof-
fen , oder einen Schaden zu fürchten habe; Y in
was ein oder anderes bestehe; k ) ob ihm wegen
seines Zeugnißes nichts versprochen, oder gegeben
worden sep; i ) w a s , und von wem?

§. 153.
Wären keine Fragstücke übergeben worden,

so soll jener, welcher die Zeugen abzuhören hat ,
obige allgemeine Fragstücke jedem Zeugen von
Amtswegen stellen, und bey jedem Weisartikel,
welchen ein Zeuge bejahet, ihn fragen: woher er
es wisse? sich aber mit einer dunkeln Antwor t : a l s
Zeuge wisse es selbst, u. d. gl. nicht begnügen.

8- ' 54 -
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§. 1 5 4 .

Auf die klare Ursache des Wissens ( l 2 t i o
soll gedrungen werden, wenn auch Frag-

stücke waren übergeben worden: Und ein Zeuge,
welcher über einen Umstand keine angegeben hat ,
verdienet darüber keinen Glauben.

§. 155.
Wenn die Zeugen der Gerichtsbarkeit des

Richters, Hey welchem der Prozeß abgeführt wi rd ,
unmittelbar nicht unterworfen find, so hat er über
die mit den Weisartikeln eingereichte Bittschrift
einen Befehl, oder ein Ersuchschreiben an jenen
Richter, unter dessen Gerichtsbarkeit die Zeugen
stehen, dahin zu verbil l igen, daß die Zeugen-
berhör vorgenommen, und ihre Aussagen einge-
schickt werden, mit dem Versprechen, daß die Un-
kosten werden vergütet werden; daher soll der
Zeugenführer mit der Bittschrift seine Weisar-
tikel so vielmal einreichen, als Richter sind, wel-
che die verschiedenen Zeugen zu verhören haben.

E 3 §- 156.
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5- 156.

Diese Verwilligung ist samt einer Abschrift
der Weisartikel dem Gegenthelle binnen 3 Tagen
zuzustellen, dieser aber hat hierauf längstens hin-
nen 14 Tagen seine Fragstücke einzulegen, wel-
che dem Befehle, oder Ersuchschreiben samt
den Weisartikeln beygeschlossen werden sollen.

8- i 5 7 .
Hätte er in erstgemeldter Zeit keine Frag-

stücke eingeleget, so wäre der Befehl, oder das
Ersuchschreiben, ohne weiters zu warten, mit
den Weisart ikeln, und den im §. 152 . hie-
oben einkommenden von Amtswegen zustellenden
Fragstücken an seinen Bestimmungsort zu be-
fördern.

5- 153.
Jener Richter, welchem der Befehl, oder

das Ersuchschreiben zugekommen i s t , soll ohne
die Partheyen selbst, wenn sie von dem Gerichts-
orte entfernet sind, vorzuladen, die Zeugen von
Amtswegen vorfordern, ihre Aussagen aufneh-
men, und diese dem Richter, bey welchem der

Pro-
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Prozeß anhängig is t , unverzüglich einschicken;
doch stehet den Partheyen frey, bey der Beeidi-
gung der Zeugen selbst, oder durch einen Sach-
walter zu erscheinen.

§. i59-

Wenn die Verhör tn jenen Fällen, wo die
Zeugen der Gerichtsbarkeit des nämlichen Rich,
ters unterworfen sind, binnen 14 Tagen, von
dem abgelegten Zeugeneide anzurechnen, nicht vol-
lendet würde, oder auch in Rücksicht deren einer
andern Gerichtsbarkeit unterworfenen Zeugen ein
Saunchl unterlaufen sollte, hat es der Zeu-
genführer dem Gerichte, bey welchem der Pro -
zeß geführet w i r d , anzuzeigen, und dieser durch
eine poenfällige Austage, oder durch eine An-
zeige an den Obern dessen, der die Zeugen zu
verhören h a t , die Beförderung der Verhör zu
veranlassen.

Jedem, welcher zur Zeugenschaft von seinem
vorgesetzten Richter vorgefordert w i rd , soll sein

E 4 Zeug.
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Zeugniß ablegen/ und hiezu nöthigen Falls durch
Geld - oder Leibesstrafen angehalten werden.

§. 161.

Jeder Zeug , der nicht durch ausdrückliches
landesfürstliches Privilegium von Beschwörung
der Zeugenschaft befreyet ist, soll vor der Verhör
nach vorläufiger Meineideserinnerung, einen Eid
ablegen, daß er über jenes, worüber er befraget
werden w i r d , ohne GemüthShinterhaltung, oder
zweydeutigen Verstand/ Niemanden zu Liebe, oder
zu Leid die reine Wahrheit aussagen/ nichts ver-
schweigen, und seine Aussagen Niemanden entde-
cken wolle, bevor sie nicht vom Gerichte selbst wer»
den kundgemacht worden seyn.

§. 162.

Die Meineiderinnerung wird der Bescheiden«
heit des Richters überlassen / welcher sie nach der
Beschaffenheit der Personen einzurichten haben
wird.

§. 163.

Wahrender Ablegung des Eides soll der Schwö,
rende den D a u m / und die zwey ersten Finger

der
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der rechten Hand in die Höhe halten, er sey ein
Geistlicher oder ein Welt l icher, eine Manns-
oder Weibsperson.

§. 164.
Niemand W anders schwören, als so w a h r

m i r G o t t h e l f e ; Nur bey den Juden soll
der bisher üblich gewesene Eid ferner beodach"
tet werden. 1

§. 165.

Jeder Zeuge ist in Abwesenheit der Partheyen,
und der Mitzeugen zu verhören; die Aussagen
aber sind / so viel möglich, mit ihren eigenen
Worten niederzuschreiben/ und jedem nach geen-
digten Aussagen solche zum Lesen zu geben, oder
ihm wenigstens vorzulesen, und unterschrelben zu
lassen. Ware der Zeuge des Schreibens unkun-
dig , so hätte er seine Aussagen mit dem Kreuz-
zeichen zu bemerken, und sie von einem Namens,
unterschreiber anstatt seiner unterschreiben zu lassen,

tz. 166.

Wenn ein Zeuge währender Vorlesung etwas
an seiner Aussage änderte/ oder derselben etwss

E 5 hin»
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hinzusetzte, so wäre es am Ende eben mit dessen
eigenen Worten anzumerken: I n der Aussage
selbst aber soll weder etwas abgeändert, noch hinzu
geseyet werden.

§. 167.

Jenen Zeugen, welche sich im Or te selbst,
wo der Verhör vorgenommen w i r d , aufhalten,
ist gar nichts zu reichen, ausgenommen wenn sie
Arbeitsleute wären, in welchem Falle ihnen ihre
Zeitversaumniß nach dem Ermessen des Richters zu
vergüten ist ; Jenen aber, welche daselbst nicht
wohnen, soll die Fuhr , wenn ihr S t a n d , oder
Lelbesbeschaffenheit eine erfordert, bezahlet, und
massige Taggelder, welche der Richter, der die
Verhör vornimmt, zu bestimmen hat , von dem
Zeugenführer gereichet werden,

tz. 168-
Die Zeugen sollen Hey Gerichte ihre Aussagen

ablegen, jedoch wird der Bescheidenheit des Rick»
ters überlassen, welche Zeugen er Krankheitshal«
ber, oder aus anderen erheblichen Ursachen in iy<
ren Wohnungen abhören lassen wolle.

§. 169.
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§. 1 6 9 .

Wenn einem Theile der Beweis durch Zeu-

gen aufgetragen w i r d , soll dem Gegentheile der

Gegenbeweis, wenn er einen erheblichen ange«

tragen hat/ vorbehalten werden: doch soll er ihn

binnen 14 Tagen vom Tage der ihm zugestellten

Weisartikeln antreten, widngens solcher nicht

mehr statt haben.

§. 170.
I n Ansehung des Gegenbeweises ist eben so /

wie mit dem Beweise selbst zu verfahren.

Wenn alle in den Weisartikeln benannte Zeu-

gen verhört, und deren Aussagen eingebracht wor-

den sind, soll es in einem bey Gerichte öffentlich

anzuschlagenden Tagzettel eingetragen werden,

und beiden Theilen freystehen, davon Abschriften

zu erheben; auf diese aber soll von der Kanzlep der

Tag angemerket werden/ an welchem sie zu erhe-

ben gewesen.

§. 172.
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§- 172.

Der Zeugenführer ist zwar befugt, ohne wei,
tere Verfahrung zu bitten, daß die Akten inro-
tu l i re t , und darüber erkannt werde; doch stehet
ihm auch frey, eine Beweisschrift zu verfassen,
er soll sie aber binnen 14 Tagen von dem Tage,
als die Zeugenaussagen zu erheben waren, ein,
reichen, widrigens diese nicht mehr angenommen
werden.

§- 173. .
Wenn der Zeugenführer eine Aeweisschrift in

gehöriger Zeit eingereichet hat, soll diese dem Ge>
gentheile um seine Einrede zugestellet werben, die-
se aber hat er binnen 14 Tagen zu erstatten; auch
in jenem F a l l e , da der Zeugenführer keine Be-
weisschrift eingereicht hätte, stehet dem Gegenthei»
le frey zu Ausführung der Behelfen, welche er
aus der Weisung zu haben glaubt, eine Schrift
zu überreichen: darüber ist der Zeugenführer wei-
ters nicht zu vernehmen-, doch soll diese Schrift
binnen vierzehen Tagen nach Verlauf der dem

gen
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genführer zu seiner Beweisschrift anberaumt gewe-
senen Frist anzurechnen, eingereichet werden.

§. 174.
I n keiner dieser Schriften soll ein Geschichts-

umstand , oder ein Beweismittel angeführet werden,
welches vor dem ergangenen Urtheil nicht beyge-
bracht worden ist, widrigens soll auf eine solche
Neuerung nicht die mindeste Rücksicht getragen
werden.

8- 175.
Ueber gedachte zwey Schriften ist keine mehr

zu gestatten.

Fünfzehentes Kapitel.
Von dem Beweise zum ewigen Gedacht-

niße.

§. 176.

^er wider Jemanden ein Recht hat , wenn es
auch nur bedingnißweise wäre, ohne von

selbem einen schriftlichen Beweis in Händen zu
haben, der ist befugt, jedoch auf seine Unkosten,

von
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von ihme die Ausstellung einer schrifllchen UrkM

de zu fordern.

Wenn stch dieser weigerte, das verlangte
schriftliche Beweisthum auszustellen, wäre der
Gegenthetl berechtiget, eine Klage einzureichen,
und sein Begehren seinem Rechte gemäß zu stellen.

§. 178.

Wenn jemand von wem immer eine Kla»
ge besorgt, wider welche er erhebliche Einwen-
dungen, jedoch ohne schriftlichen Beweise ha t , der
ist befugt darüber von demselben ein schriftliches
Beweisthum zu fordern, und wenn er sich des'
ftn weigert, ihn Hierwegen gerichtlich zu belangen.

3 . 179.
Jeder, der aus was immer für einer Ur-

sache mit Grund besorgen kann/ daß ihm ein zu
künftiger Behauptung / oder Vertheidigung sei-
nes Rechts tauglicher Zeuge entgehen dürfte, ist
berechtiget, diesen Zeugen wahrendem Prozesse,
oder auch ehe derselbe anhängig gemacht worden,
zum ewigen Gedachtniße abhören zu lassen.
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§. igo.

Der Beweis zum ewigen Gedächtniße ist
bey jenem Richter anhängig zu machen, bey wel-
chem das Recht verfochten werden müßte, zu
dessen Behauptung, oder Verteidigung dieser
Beweis geführet werden w i l l .

§. 181.

Wenn der Beweis zum ewigen Gedächtniße
geführet wird / sollen die WeiSartikel dem Ge-
gentheile zur Verfassungseiner Fragstücke zwar zu-
geftellet, und wie im vorigen Kapitel verordnet
worden ist/ verfahren werden; wenn es jedoch
die Zeit nicht zuließe, könnten die Zeugen auch
über die Weisartikel allein verhöret werden. Doch
soll der Richter die allgemeinen Fragstücke von
Amtswegen stellen, und auf die Ursache des Wis-
sens Hey jedem Weisartikel dringen.



Sechzehntes Kapitel.?

Sechzehntes Kap i te l .

Kon dem summarischen Beweise durch
Zeugen.

§. 182.

enn ein Theil über einen, oder mehrere Ge»
schichtsumstände von den Zeugen schriftliche

Zeugmße in dem Prozesse beygebracht, der Gegner
aber, in die Beschwörung der Zeugniße eingewilli«
get, und sich seines Rechts, Fragstücke zu stellen,
begeben hat , soll nicht auf eine förmliche Weisung,
sondern auf die Beschwörung der Zeugniße gespro-
chen werden.

h 83-
D a auf die Beschwörung der beygebrachten

Kugniße gesprochen worden ist, soll der Beweis,
führer drey Tage, nachdem der Spruch in die
Rechtskräften erwachsen ist, um eine Tagsatzung
zur Megung des Eides anlangen, widrigens der
Beweis erloschen sepn.

tz. 194-
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§. 184 -

Zur Tagsatzung sind zwar beide Theile, und
die Zeugen vorzufordern; wenn jedoch auch ein,
oder beide Theile ausblieben, wäre der Eid nichts
destoweniger aufzunehmen.

§. i85.

Wenn aber die Zeugen bey der Tagsatzung
nicht erschienen, sollen sie hiezu durch Geld- oder
Leibesftrafen angehalten werden; dahero wenn sie
nicht freywillig vor dem Richter, bey welchem die
Sache anhangig ist, ihre Zeugnisse beschwören woll-
ten, hätte der Veweisführer die Tagsatzung bey
jedem Richter anzusuchen, unter dessen Gerichts-
barkeit sie stehen.

§. 136.

Wenn ein Zeuge vor der eidlichen Bestäti-
gung seines ausgestellten Zeugnißes stürbe, wäre
es in keinem Falle für beschworen zu halten, aus-
genommen wenn der Zeuge sich hiezu gerichtlich an-
gebothen: der Gegcntheil aber die Ablegung des-
selben durch die ergriffene Appellazion, oder sonst
verzögeret hätt^

G e r i c h t s o r d n . H Sie-



Siebenzehntcs K a p i t e l .
Von dem Beweise durch Kunstverständige.

h. i 8 7 -
er Beweis durch Kunstverständige (unter de-

nen nur jene begriffen werden, welche hin-
längliche Fähigkeit besitzen, die Beschaffenheit der
betreffenden Sache zu beurthcilcn) soll nicht gefüh-
ret werden, er fey dann durch einen Spruch, oder
eine gerichtliche Verordnung veranlasset worden:
der Richter soll ihn aber nicht veranlassen, als
wenn es erforderlich ist , folglich nachdem er von
der Streitsache eine hinlängliche Kcnntniß erlan-
get hat.

§. 188-

Wenn zu besorgen wäre, daß die Streitsache
ihre Gestalt ändere, bevor als der Richter von
derselben eine hinlängliche Kenntniß erlange, wä>
re dieser Beweis auf Ansuchen eines, oder des an-
dcrn Theiles, auch ohne Gewärtigung eines
Spruchs, oder Verordnung des Richters zu ver-

, anlassen.

§. 189.
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§. ' 1 8 9 .

Wenn dieser Beweis durch eine gerichtliche
Erkenntniß veranlaßt worden ist , und kein Theil
dawider sich beschweret hat , soll auf Anlangen ei-
nes, oder des andern Theiles zur Veaugenscheini-
Wng der Streitsache, T a g , Stunde und O r t
bestimmet, die Kunstverständigen, wie auch, falls
nicht der Richter selbst den Augenschein vornähme,
e in , oder zwey GerichtSabgeordnek hiezu ernannt
werden. Wenn jedoch in einem Orte schon bestan-
dige Kunstverständige bestellet sind, soll der Rich-
ter keine andere ernennen.

D a aber dieser Beweis durch eine Verordnung
veranlasset w i rd , soll zugleich die Tagsahung hie-
zu bestimmet, dann die Kunstverständigen, imd all«
fälligen Gerichtsabgeorbnete ernannt werden.

Z u diesem Beweise soll kein Kunstverständiger
gebraucht werden, dessen Zcugmß in eben dieser
Streitsache verwerflich, oder auch nur dcd^ttich
wäre; hätted?r Richter cineu solc

F
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digen ernannt, so stünde jedem Theke frey ihn zu
verwerfen, und um die Ernennung eines andern
zu bitten. Doch soll er es binnen der Hälfte der
anberaumten Augenscheinstagsatzung i h m , w i -
drigens ist er damit nicht mehr zu hören.

§. 192.

Fst nun ein Kunstverständiger von einem,
oder dem andern Theile verworfen, und eine hin-
längliche Ursache dazu glaubwürdig beygebracht
worden, soll der Richter anstatt dessen einen an-
dern ohne weiters ernennen; dessen aber der Gc<
gentheil gehörig erinneret werden.

§- '93-
D a die Augenschcinstagsatzung angeordnet

wird, soll der Richter zugleich zu Bestreitung der Un-
kösten einen verhältnißmässigen Betrag bestimmen,
und diesen, falls sich der Beweisführer mit dem
Richter, und den Kunstverständigen nicht von selbst
verstünde, von dem Veweiöführer betreiben, und
den Augenschein vornehmen, oder vornehmen lassen,
wcun auch ein, oder Heide Theile ausblieben.

§. 194.
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§ . 1 9 4 .

B o r dem Augenscheine soll der Richter, oder
dessen Abgeordneter jene Kunstverständige, welche
schon überhaupt beeidet sind, ihres Eides umständ-
lich erinnern: von den unbeeidigten aber den Eid
aufnehmen, daß sie die Streitsache genau in A u -
genschein nehmen, und die Eigenschaft, welche dcr
Richter zu wissen nötyig h a t , wahrhaft, und
deutlich anzeigen wollen.

§- 195.

Vey dem Augenscheine stehet beiden Thcilen
frey, den Kunstverständigen jene Erinnerungen zu
machen, so sie nöthig sinden.

§. 196.

Z u einem vollständigen Beweise durch Kunst-
verständige wird die einhellige Aussage zweyer
Kunstverständigen über jede zu erweisende Eigen-
schaft der Streitsache erfordert; waren sie mm-
nig, so soll der Richter, oder dessen Abgeordneter
einen Dr i t ten zuziehen, ulid ihn nachsbiger Vor -
schrift beeidigen, oder seines bereits abgelegten E i -
des erinnern.

55 3 §' ' 9 7 .
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§. 197 .

Jene Meinung, welcher dieser Dr i t te bev'
pflichtet, fqll für wahr gehalten werden; wenn er
aber keiner beypsiichtete, soll der Augenschein mit
Zuziehung anderer Kunstverständigen wiederho-
let werden. *

tz. 193 .
Die Kunstverständigen sollen bald möglichst,

und zwar immer, ehe die Partheyen von dem A u -
genschein auseinander gehen, ihren Befund schrift-
lich abfassen, und unter ihrer Fertigung dem
Richter, oder seinen Abgeordneten übergeben, oder
sie sollen ihn mündlich vortragen, der Richter aber,
oder dessen Abgeordneter über diesen Vortrag ein
umständliches, verläßliches Protokoll führen, und
es von den Kunstverständigen fertigen lassen; in
ein, so anderem Falle ist der Befund der K M -
verstandigku, der jedoch nur über die Beschaffenheit
der Streitsache abzufassen, und worinnen von dem
Rechte der Partheycn mit keinem Worte zu erwehr
nm ist, dem Richter ungesäumt zu übemichcü.
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z- ' 9 9 -
Der Richter, oder dessen Abgeordneter soll den

Befund der Kunstverständigen den Partheycn also«
gleich, und ehe als sie von dem Augenschein aus«
einander gehen, vorlesen, und wenn eine D u n -
kelheit, oder sonstiger Mangel vorgefallen wäre,
die Verbesserung sogleich veranstalten.

§. 2OO.

Der Befund der Kunstverständigen soll sodann
vom Gerichte den Partheyen in Abschrift ertheilet
werden, ihnen über die Beschaffenheit der S t re i t -
sache zu einem vollständigen Beweis dienen, und
dawider keine Ueberbeschau statt finden.

§. 2OI.

Die Schätzungen (das ist: der Beweis deS
WerthZ, denn eine Sache hat / ) sollen aufgleiche
Ar t vorgenommen werden, folglich soll wider eine
sichörig vorgenommene Schätzung keine Ueberscha^
mmg statt haben; die SchaMue aber sollen vey
ihrem abgelegten Eide den wahren Werth anzeigen,
welchen die zu schätzende Sache nach genauer Ue-

aller Umstände nach ihrer Meinung hat,
F 4 und
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und sich an das in einigen Ländern zur Richtschnur
vorgeschrieben gewesene Schätzungspatent, in so
weit es den Werth der Sachen bestimmet, nicht
binden.

§. 2O2.

Kein gerichtlicher Augenschein soll ohne ge-
gründeter Ursache vorgenommen, itn Fa l l der Vor-
nehmung aber hiezu jedesmal zwcy Kunstverstän-
dige zugezogen, und hicbey nach obiger Vorschrift
vorgegangen werden.

Achtzehntes Kapitel.
Von dem Beweise durch den Haupteid.

l Iltis äecillvum.)

<^ene Parthey/ welche die Streitsache zu verglei-
^ cheil berechtiget wäre, ist auch befugt dem
Gegner den Haupteid über jene Geschichtsumstan-
de, welche dieser widersprochen hat, aufzutragen.

. 204.
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§. 204.

Wenn jener dem der Haupteid ist aufgetra-
gen worden, sich erboten hat, sein Gewissen mit
einem Gegenbeweise zu vertreten, ist er hiezu durch
Urtheil zuzulassen; falls jedoch dieser Beweis nicht
rechtsbcstandlg ausfiele, so könnte er den aufgetra-
genen Eid nicht mehr annehmen.

§. 205.

Hatte er sich in dem Prozesse nicht angeboten,
sein Gewissen mit einem Gegenbeweise zu vertreten/
so wäre er zu verurtheilen / den Eid anzunehmen/
oder ihn dem Gegner zurückzuschieben. Der zu-
rückgeschobene Eid aber muß ohne alle Ausnahme
angenommen werden.

§. 2O6.

Jener , welcher den Haupteid angenommen
hat , ist nur schuldig, die von Gegenseits beyge-
brachten Umstände seines Vossens / u n d K r -
i n n e r n s eidlich zu widersprechen; wenn er aber
die von ihm selbst vorgegebenen Umstände zu be-
schwören hatte, müßte er den Eid ohne allen Bey>
say attcgcll.

F 5 §. 207.
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tz. 2 0 7 .
Demjenigen, welcher in eigenen Namen

zeß führet, kann der Haupteid sowohl über eigene,
als über fremde Handlungen aufgetragen werden:
jenem aber, welcher nicht in eigenem Namen, son-
dern für einen Dr i t ten Prozeß führet , kann nur
über seine eigene Handlungen der Hauptcid auf-
getragen werden.

Der Richter soll in dem Urtheile die Eidesfor«
mel genau bestimmen, und, wenn jene Umstände,
worüber ein Theil dem andern den Haupteid auf'
tragen w i l l , offenbar zur Sache nicht gehörig sind,
soll er darauf keine Rücksicht tragen) sondern sie
auslassen, wenn auch der Gegentheil den Eid 0 ^
ne Widerrede angenommen hätte.

Jener, welcher den Haupteid anzunehmen,
oder zurückzuschieben schuldig erkannt worden ist,
soll sich diesfalls binnen 3 Tagen, nachdem das
Urtheil in die Rechtskräfte erwachsen ist, oder
wenn der Spruch in letzter Instanz ergangen ,st,

bin-
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binnen vierzehen Tagen vom Tage des zugestellten
Spruchs bey Gerichte schriftlich erklären, tvibrie
gens ist der Eid für zurückgeschoben zu halten.

§. 21c).

Erkläret er sich nun, den Eid anzunehmen,
so ist darüber zur Ablegung desselben eine Tagsa-
tzung am ordnen, bey welcher er den Eid so ge-
wiß abzulegen ha t , als im widrigen er dazu nicht
mehr zuzulassen, sondern das Widerspiel.dessen,
was er zu beschwören gehabt hätte, für wahr zu
halten wäre.

§. 211.

Hatte er aber den Eid zurückgeschoben, oder
die diesfällige Erklärung in der vorgeschriebenen
Zeit nicht eingereicht, so soll der Gegentheil b in ,
n m den folgenden 3 Tagen zur Ablegung des
ausdrücklich, oder stillschweigend zurückgeschobenen
Eides um eine Tagsayung anlangen, und bey der-
selben den Eid ablegen: widrigens wäre das W i -
dcrspiel dessen, was er zu beschwören gehabt hätte,
füv :vlchr zu halten.

Neun-
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Neunzehntes K a p i t e l .
Von dem Trfüllungs- und Ableinungseide.

tum luppletorium, 6r )

§. 212.

nn ein Theil über einen erheblichen, die
Streitsache entscheidenden Umstand zwar kei»

ne vollständige, doch eine halbe, oder mehr als ei,
ne halbe P?obe beygebracht, und sich erboten hat,
diesen Umstand eidlich zu bestätigen, kann ihm
der Erfüüungseid aufgetragen, folglich gestattet
werden, den Beweis mit seinem Eide zu ergänzen.

§. 213.

. Hätte er sich hiezu weder erboten, noch dem
Gegentheile (wie oben verordnet worden ist) dm
Haupteid aufgetragen, so wäre der vorgegebene
Umstand, ohnedem Gegentheil einen Al,leinuligs>
eid aufzutragen, für wahr nicht zu halten.

Zw.m-
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Zwanzigstes Kapitel.
Von dem Schätzungseide.

in litem.)

§. 214.

enn jemand 2) dem andern widerrechtlich Ge-
wal t anthut ; b) eine Sache veraussett,

verderben/ oder sonst Schaden nehmen läßt/ da
er wohl weis, daß sie einem Dr i t ten zugehöre/oder
doch von einem Dri t ten werde angesprochen wer<
den; c) jenes in der bestimmten Zeit nicht über,
gicbt, liefert/ oder verrichtet / welches er zu über-
geben/ zu liefern, oder zu verrichten schuldig zu
seyn wohl weis; in diesen Fällen ist der Gegner
zuzulassen, seinen Schaden zu beschwören.

§. 215.

Dieser ist befugt/ alles dasjenige einzurechnen/
was ihm insbesondere daran liegt/ sein Recht in
der gehörigen Zeit nicht erhalten zu haben/ es
möge solches in einem zugegangenen Schaden/ oder
entgangenen Nutzen bestehen.

§. 216.
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§. 2 1 6 .

Wenn er diesen seinen Schaden zu hochschätz-
te, soll ihn der Richter in dem Urtheile nach Bi l -
l igkeit /doch immer mit mehrerer Rücksicht auf
den Beschädigten massigen, und den Kläger zulai»
sen, den gemässigten Betrag zu beschwören.

§. 217.

Wenn jemand erwiesen hat , daß er zu for-
dern habe / über den Betrag seiner Forderung aber
keinen h in laWMen Beweis beygebracht, und ver>
mög der Na tu r ves^ykschäftes keinen hinlängli-
chen Beweis hat beschaffen können^soll er zu-
gelassen werden, den Betrag, seiner Forderung mit
seinem Eide zu erweisen.

§. 218.

Wenn er sich aber einen genügsamen Beweis
hatte beyschaffen können, soll er zwar auch zum
Eide zugelassen werden, doch soll der Richter in
dem Urtheile den Betrag seiner Forderung nach
genauer Ueberlcgung. aller Umstände nach V i l l ig '
keit, doch immer mit mehrerer Rücksicht auf w l
Gegentheil mässigen.

Ein
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Von der eidlichen Angabe.

mamleliatiom'5.)

9- 219.

^enn jemand schuldig i s t , ein Vermögen,
oder Schulden anzugeben, so soll er auf

Begehren des Gegners die Richtigkeit seiner An-
gabe beschwören.

§. 220.

Jene, die von einer beforglichen Vertuschung
muthmaßlich Wissenschaft haben dürf ten, sollen
<mf Begehren des Klägers alles, was ihnen von
diesem Vermögen bekannt ist, angeben, und ihre
Angabe eidlich bestärken.

Zwey und zwanzigstes Kapitel.
Von den Eiden insgemein.

§. 221.

ey Ablegung eines Eides sollen keine andere
Feierlichkeiten, und keine andere Ausdrücke

ge-

B
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gebraucht werden, als jene, welche in 14 Ka-

pitel §. 163. und 164 . verordnet worden sind.

§. 222.

Jener l welcher berechtiget wäre, die Streit-

sache zu verschenken, ist auch befugt den Eid zu

erlassen.

5- 223.

E in gerichtlicher Eid kann niemals durch ei-

nen Sachwalter gültig abgeleget, sondern muß

jederzeit in Person abgeschworen werden.

§. 224. "

Jener, welcher einen Beweis, oder Gegenbe-

weis durch seinen Eid herzustellen hat, muß ihn

drey Tage, nachdem der Epruch in die Rechts-

kräften erwachsen ist, oder wenn das Urtheil in

letzter Instanz ergangen is t , binnen 14 Tagen

vom Tage des zugestellten Spruchs antreten, wi-

drigens ist der Beweis, oder Gegenbeweis erlo-

schen.

§. 225.

Wenn er also abwesend wäre, und ohne zu

großen Unkosten, odcr ltngclegenheit zur AblegunF

des
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des Eides nicht erscheinen könnte/ soll er durch
seinen Sachwalter in der bestimmten Zeit um
ein Ersuchschreiben anlangen all die Obrigkeit des
O r t s , wo er sich beßndet, daß sie nach der ein-
zuschließenden Eidesfolmel den Eid aufnehmen, und
solche zurücksenden wolle.
! §. 226.

Dem Gegentheile stehet zwar frey, daselbst
zur Anhörung des Eides selbst zu erscheinen, oder
hi^zu Jemanden zu bestellen: Wenn es aber nicht
geschehen wäre, soll der Eid auch in seiner Abwe-
senheit aufgenommen, und dieses dem Ersuchschrei-
ben hergerücket werden.

§. 227.

Wenn es unthunlich wäre, den Eid durch ein
Ersuchschreiben aufnehmen zu lassen/ so wäre es
genug, wenn derjenige, welcher den Eid abzule-
gen hat, die Eidesformel eigenhändig unterschrie-
be, und bestattigte; doch hätte er den Eid abzu>
legen, sobald die Hinderniß aufhören würde;
N u r hätte man sich in einem solchen Falle au die

G e r i c h t s o r d n . G oben
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oben §. 224. bestimmte Frist nicht so genau zu

binden.

§. 228.
Die Einsendung der also gearteten Eidesfor-

mel hat, in solang die Hinderniß der Eidesable-

gung fürdamet / die Wirkung des abgelegten Ei-

des, und t r i t t der betreffende Theil in die ihm

aus der Erkanntniß zugehenden Rechte ein. Nur

stehet dem Gegmtheile bevor, nach Beschaffenheit

der Umstände die Sicherstellung für jene Zeit zu

fordern, wenn der Eid nach bereits behobenem Hin,

derniß dennoch nicht abgeschworen würde.

§. 229.

Von jenen, welche Krankheits < oder Alters

halber zur Ablegung des Eides vor Gericht nicht

erscheinen können, ist der Eid in ihren Wohnungen

durch einen, oder zwey Abgeordnete aufzunehmen.

§. 230.

Der Gegentheil ist zur Anhörung des Eides

vorzuladen, wenn er aber in der bestimmten Zeit

nicht erschiene, wäre der Eid ohne weiters von

Amtswegen aufzunehmen.

§. 231.
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§- 2 3 1 .

Wenn ein Thell vor abgelegtem Eibe neue
Beweis - oder Gegenbeweismittel ausfindig gemacht
hätte, uud durch Veybringung standhafter Behel-
fe , oder in Ermanglung derselben durch semen
Eid darzuthun vermögend wäre, daß er dieselben
während dem Prozesse nicht geflissentlich verschwie-
gen habe,, in diesem Falle ist der Gegentheil nicht
zum Eide, sondern er zur Führung seines Bewei-
ses, oder Gegenbeweises zuzulassen.

§- 2H2.

Wenn er aber mit einem hinlänglichen Be-
weise, oder Gegenbeweise nicht aufkäme, wäre
der Eid von dem Gegencheile nicht mehr zu for-
dern, sonders für abgeschworen zu halten-

§. 233.

Wenn Jemand vor Ablegung ttms ihm zuer-
kannten Eides stürbe, wäre solcher E id , falls cr
sich hiezu gerichtlich angeboten, und die Ablegung
desselben weder durch die ergriffene Appellazion / noch
sonst verzögert hat , für abgeschworen^ zu halten.

G 2 §- 234.
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§. 234.

Glaubt Jemand erweisen zu kö. nen, daß sein
Gegner einen falschen Eid abgelegte habe, soll er
dem peinlichen Richter alle seine Veweismittt l über-
geben, und dieses nach Veschaffeuheit der Umsiän-
de von Amtswegen die Untersuchung vornehmen.

§. 235.

Wi rd nun der Beschuldigte eines falschen E i -
des überwiesen, oder geständig/ soll er al les, was
er durch seinen Eid behauptet hat , samt Schäc
den, und Unkösten wieder gutmachen.

8- 236.

Wenn die Zeugen auch geständig wären, ei-
nen falschen Eid abgeleget zu haben, hätte doch je-
ner The i l , welcher auf ihre Zeugenschaft den Pro -
zeß behauptet h a t , nichts gut zu lw chen; doch
stehet dem Sachfalligen bevor, seine Erholung
wider einen solchen elmo falschen Eides geständi-
gen Zeugen zu suchen.

§- 237.

Falls sie aber eines fa l l en Eides überwiesen
wurden/ und um Aueschlltl'u^g i hm Zcugniße

die
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die übrigen Beweismittel nicht wenigstens eine

h.llbe Probe ausgemacht hätten/ müßte er die be-

hauptete Sache dem Gcgcntyeile wieder erstatten;

da aber die übrigen Beweismittel noch eine halbe

Probe ausmachteil, wäre zu verfahren, wie oben

von dem E.füllungselde verordnet worden ist.

Wohlverstanden jedoch, daß jener / der einen Zeu-

gen zu einem falschen Eide verleitet, nicht nur

zur vollkommenen Entschädigung des Gegentheils

verhalten, sondern annoch insbesondere nach den

reinlichen Ges tzen bestrafet werden soll.

Drey imd zwanzigstes Kapitel.
Von Inrotulinmg dcr Akten.

§. 233.
enn alle Satzschrlfteu eingebracht worden sind,

soll die letzte dem Gegentheile zur Einsicht

verbeschieden, und beiden Theilcn der achte Tag

zu Inrotu l i rung der L:klen bestimmet werden.

§- 239.
Ha t ein Thcil seine Sayschriften in dergehöri«

gen Zeit nicht eingebracht, so soll der Gcgentheil

G ? lang-
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längstens drey Tage nach verfallener Frist um die
Furotulirung der Akten anlangen, der Richter
aber hierüber den achten Tag beiden Theilen hiezu

bestimmen.
§. 24c).

Jede Gerichtsstelle soll eine Gerichtsperfon
bestellen, in deren Gegenwart jede Inrotul i rung
der Akten geschehe. Diese Gerichtsperson hat über
die angeordneten Fnrotull'ruugen ein genaues Pro»
tokoll zu führen.

§. 241.

Jeder Theil hat die ihm zugestellten gegenthei,
ligen Schrif ten, und Beylagen einzulegen, und ist
nicht schuldig, andere legen zu lassen; kein Theil
aber ist verbunden / die Originalien zu legen, ausge-
nommen, wenn der Gegentheil demselben sichtba-
re Mängel ausgestellte hätte.

§. 242.

Die Zeit zu Inrotul i rung der Akten ist jene
zu welcher das Gericht gehalten zu werden pflegt;
wenn ein Theil in einer Stunde, nachdem das Ge-
richt angeflUMn hat, nicht zugegen wäre, soll der

A n .
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Anwesende mit der zu den Inrotulirungen bestell-

ten GerichtSperson dle Fnrotulirung vornehmen,

und seine eigene Satzschriften, und Beylagen einzu-

legen befugt seyn.

§- 243.
Wenn beide Theile ohne Einreichung einer

von den Partheyeu selbst gefertigten Erklärung

über die Ursache der nicht vor sich gehenden I n ro -

tulirung ausblieben/ soll dieses Ausbleiben von

der zur Inrotul i rung bestimmten Gerichtsperson

dem Richter angezeiget, beide Theile mit einer

angemessenen Strafe angesehen, und den darauf

folgenden dritten Tag bey doppelter Strafe die

I lnotu l i rung vorgenommen werden

§ 244.
Ueber die Satzschriften, und deren sämmtli-

chen Veylagen soll ein verläßliches Verzeichnis;/

(Kotu1u5, Direktor ium) verfasset/ dieses liber

von den Partheyen, und gedachter Gcrichtoperson

gefettiget werden; doch mag jede Pattüey dicscs

Verzeichniß zu Hause verfassen, und in Bereitschaft

halten.

G 4 §. 245.
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§. 245.

Wenn sich bey der Inrotul i rung über die Le-
gung einer Urkunde ein Stre i t ergäbe, soll die
streitige Urkunde zwar geleget, zugleich aber der
Widerspruch des Gegentheils angemerket werden.

§. 246.

I n jenen Fällen, in welchen der Richter nicht
selbst bey der Inrotul i rung zugegen ist, soll ihm
die dazu bestellte Gerichtsperson die inrotulirten
Akten unverzüglich übergeben.

Vier und zwanzigstes Kapitel.
Von den Urtheilen.

§. 247.
Richter hat die Streitsache nach Möglich-

keit zu beschleunigen, und durch Urtheil zu
entscheiden.

h. 243.
I n jedem Urtheile sind alle Teilnehmende, so

wie sie bey dem schriftlichen Verfahren in den un-
terscrtigtcn Beschri f ten, vder ausstellten Vo l l -

mach-
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machten einkommen/ oder in dem mündlichen Ver-

fahren bey der Tagsatzung persönlich, oder mit-

tels eines Bevollmächtigten erschienen sind / so

auszudrücken, und zu benennen, daß künftig kein

Zweifel entstehen könne, wer darinnen begriffen

sey; doch ist es bep protokollirten Handlungsgc-

sellschaften genug, wenn jene Benennung, welche

sie führen, und protokolliret ist, gebraucht wird.

Nach Benennung der Partheyen ist auch der Ge-

genstand, worüber der St re i t geführet worden,

in dem Urtheile auf eine genaue, und deutlich be-

stimmte A r t auszudrücken: der Spruch selbst soll

dem Begehren der Partheyen gemäß, verständlich

und klar abgefaffet; in selbem aber von den Be-

weggründen , die den Richter zu dessen Abfassung

bestimmet haben, nichts erwähnet werden.

§. 249.
Wenn durch ein Urtheil einem Theile etwas

zur Beendigung des Streis aufgetragen w i rd ,

z. B . ein Beweis, ein E i d , und dergleichen, soll

der Richter in dem Urtheile ausdrücken, binnen

welcher Zeit derselbe hiezu, in Folge Unserer Ge-

G 5
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fetze, das nithige vorzukehren habe, wie auch den
Nachtheil, der ihm sonst bevorstehet.

§. 250.

Kein Spruch ist den Partheyen öffentlich vor-
zulesen, und kund zu machen, sondern es soll je-
der Richter die geschöpften Sprücheden Partheyen
zu eigenen Händen, oder zu Händen ihrer Sach-
walter zustellen lassen. Doch hat die Zustellung
eines Spruchs allen Partheyen, die er angehet/
an dem nämlichen Tage zu geschehen.

§. 251.

Ueber jeden Svruch , worüber eine weitere
Beschwerführung offen stehet, sollen den Parthepen
auf Anlangen, und zwar längstens drey Tage
nach zugestellten Svruche die Beweggründe des
ergangenen Urtheils mit Beziehung auf die abge-
führten Akten, nicht aber die bey der Verathschla-
gung etwa ausgefallenen besonderen Meinungen
hinausgegeben werden.

Fünf
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Fünf und zwanzigstes Kapitel.
Von der Appellazion, und Revision,

dann der Nullitätsklage.

§. 2F2.

^er durch einen Spruch beschwert zu seyn
glaubet, dem stehet frey, binnen 14 Ta-

gen vom Tage des zugestellten Spruchs dawider
zu appclliren, ausgenommen in folgenden Fällen:
») wider ein Vepurtheil, wodurch der Hauptsache
kein Nachtheil zuwachst; d) wider einen Spruch,
wodurch wechselseitige Beschimpfungen aufgehoben
worden sind.

§. 253.
Die Appellazionsanmeldung, und die Avpel-

lazionsbeschwerden stnd zugleich bey jenem Richter
einzureichen, der den Spruch, wider welchen ap,
pelliret w i r d , geschöpfct hat: die Appellationsbe-
schwerden hat die Parthey jedesmal offen zu über-
reichen.

§. 254.
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§ . 254 .
Wenn die Parthey aus gar erheblichen, und er-

wiesenen Ursachen ihre Appellazionsbeschwerden bin-

nen 14 Tagen nicht einreichen könnte, wäre der

Richter erster Instanz berechtiget/ ihr auf Anlan-

gen eine weitere 14 tägige Frist zu ertheilen; doch

so3 er diese erhebliche Ursachen samt dem Beweift

derselben in dem Einbegleitungsberichtt anführen.

§. 255.

Ueberdie Appellazionsanmeldung Haider Rich-

ter die Gegenparthey mit einer Appellazionseinrcde,

welche jedoch binnen 14 Tagen M überreichen, und

nach derer Verlauf nicht mehr anzunehmen ist, zu

vernehmen.

§ . 256.

Der Richter erster Instanz hat die Appella-

zionsanmeldung/ die Beschwerden, die Appella-

zionseinrede, und sämtliche Prozeßakten/ welche

immittcls in guter Ordnung bey Gerichte aufzube-

halten, und in den Fällen des beschchenen münd?

lichen Verfahrens gehörig zu inrotulirm sind, wie

auch seine Beweggründe mit seinem Eiubegleicungt-

be-
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berichte ohne Verzug an den obern Richter zu be-
fördern, dieser aber die Sache, sobald möglich,
zu entscheiden.

§- 257 . ,
I n der Apprllazionebeschwerde soll weder em

anderer Geschichtsumstand, noch ein anderes Be-
weismittel angeführet werden, als jene, worüber
bey der ersten Instanz gesprochen worden is t ; wenn
dennoch dawider gehandelt würde/' soll auf eine
solche Neuerung keine Rucksicht getragen werden.

§. 253.

Wenn das Urtheil mehrere Punkte enthält,
soll der Appellationslverber jene klar ausdrücken
wodurch er beschwert zu seyn glaubet, jene aber,
wider welche er sich nicht ausdrücklich beschweret
hat , erwachsen in die Rechtskräfte, und können
lücht mehr abgeändert werden.

§. 259.

Ueber jene Punkte, wider welche nicht aus-
drücklich appelliret worden ist, soll nach verstriche-
ner Appellazionsfrist auf Begehren des Obsiegers
sogleich die Elekuzion ertheiM; in Ansehung jener

aber,
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aber, wider welche die Appellazion angemeldet
worden ist, bis zu erfolgendem Appellazionsurtheb
le mit aller Erekuzion innengehalten werden,
sollte jedoch die Streitsache also beschaffen seyn,
daß der in erster Instanz obsiegende Thell bis zu
erfolgendem Appellazionsurtheile einer Sicherstes
lung , Bedeckung, oder andern gerichtlichen Vor»
kehrung bedürfte, soll ihm diese vom dem Richter
auf Anlangen ertheilet werden.

§. 260.

Eben auf diese A r t soll es auch mit der Revl<
sion gehalten werden, jedoch ist diese nicht zuzu«
lassen, wenn der Spruch erster Instanz von dem
Appellazionsgerichte bestätiget worden ist; folg-
lich wenn der Spruch theils bestätiget, tbeils
abgeändert worden ist , kann nur wider jene Punk-
te revidiret werden, welche abgeändert worden find.

z . 2 6 1 .
Jene Vorkehrungen, welche in Folge des 259.

§. währender Appellazion allenfalls vorgenommen
worden stnd, sollen wahrender Revision ohne Ab-
änderung bleiben: wenn jedoch der Revisionswer-

ber
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her obsiegete/ hätte ihm der Gegentheil allen da-

durch erweislich verursachten Schaden gutzumachen.

§. 262.

Wenn ein Theil zu behaupten vermeinte, daß

der geschöpfte Spruch eine offenbare Nul l i ta tent-

halte/ stehet ihm bevor, eine Nullitätsbeschwerde

anzubringen; doch soll in jedem Fal le, wo der

wettere Appellazions < oder Revisionszng offen ste-

het , mit dieser Beschwerde zugleich die Appella-

zion, oder Revision ergriffen, und auch die dies-

fallige Beschwerden zur nämlichen Zeit angebracht

werden.

§. 26z .

Die Nullitätsbeschwerde ist binnen der zur

Appellazion bestimmten Frist bey dem untern Rich-

ter anzubringen, und hierüber jenes, was wegen

der Appellazionsbeschwerden verordnet worden, zu

beobachten.̂

3- 264

Der obere Richter hat über die an ihn gelan-

genden Akten zuförderst die Nullitätsbeschwerde zu

beurtheilen/ und wenn er diese erwiesen, und ge-
grün-
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gründet fände, sich in Schöpfung eines Uttheils
in der Hauptsache nicht einzulassen/ sondern das
Urtheil des untern Richters zu kassiren, und ein
neuerliches, ordnungsmässiges Verfahren auzuord,
nen, deynebenS aber dem untern Richtet jedesmal
den Ersatz der durch die Hierwegen erfolgte Verzö-
gerung beiden Theilen erweislich verursachten Schä-
den , und Unkosten aufzutragen.

§. 265.

Auf gleiche A r t soll der obere Richter verfah-
ren, wenn zwar eine Nullitätsbeschwerde von der
Parthey nicht angebracht, die Nul l i tät aber von
ihm Hey Erledigung der Appellazions, oder Revi-
sionsfache von Amtswegen bemerket worden wäre.

§. 266.

Sol l te dagegen die Nullitätsbeschwerde un-
statthaft befunden werden, hat der obere Richter
die zugleich an ihn gelangte Appellazions-oder Re-
vjsionssache/ der Ordnung nach , zu erledigen, die
Nullitatsbeschwerde zu verwerfen, und wenn selbe
als muthnMg erkannt würde, den Veschwerfüh-
ter mit gemessener Strafe anzusehen.

§. 267.
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§- 267.

Wenn ein Bescheid, oder eine Verordnung

wider diese Gerichtsordnung ergienge, welche le-

diglich die Form des Prozesses beträfe, Mde rbc -

schwerte Theil nicht appelliren / oder remdiren,

wohl aber den Vor fa l l bey dem obern Richter bin-

nen 14 Tagen vom Tage des ergangenen Beschei-

des, oder Verordnung also gewiß anzeigen, w i -

drigens mit einer diesfälligen Beschwerde nicht wei-

ters gehöret werden: der obere Richter hat die

Sache von Amtswegm zu untersuchen, und den

untern Richter, beschaffene!! Umstanden nach zur

Verantwortung zu ziehen.

Sechs und zwanzigstes Kapitel.
Von Versuchung der Güte.

§. 268.

Theile stehet frey, wahrenden Prozesse ei-

nen Vergleich gerichtlich, oder aussergertcht»

lich vorzuschlagen, doch soll der Prozeß dadurch

ohne elne von der Gegenparthey selbst vorläufig tep-

G e r i c h t s o r d n . H ge'
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gebrachte schriftliche Erklärung, niemals immin»
dessen gehemmet werden/ sondern seinen ungehiw
derttn Lauf haben.

§. 269.

Dem Richter stehet zwar frey/ sich zur S O
tung eines gütlichen Vergleichs mit Anstand, und
Bescheidenheit zu verwenden, jedoch soll derselbe
nicht an die Partheyen durch ungestümes Zureden
zum Vergleich dringen, vielwenlger aber sein rich-
terliches Ansehen miteinmengen; wenn ein Thell
den. Vergleich schriftlich, oder mündlich ausschlü-
ge, ohne weiters die Unterhandlung abbrechen,
und überhaupt darob seyn, damit hiedurch keine
gerichtliche Handlung gehemmet werde.

Sieben und zwanzigstes Kapitel.
Von Schiedrichtern.

§. 270.

streitenden Partheyen stehet frey, sich au?
einen Schiedrichter zu vergleichen, doch soll

ein solcher Vergleich nicht gültig seyn, er sey dann

tchrift-
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schriftlich errichtet worden, sodann aber kann kein
Theil ohne Einwill igung des andern davon zurück-
treten.

§. 271.

Niemand ist schuldig das Amt eines Schied-
etchters über sich zu nehmen; wer es aber ange-
nommen hat , ist schuldig die Streitsache zu ent-
scheiden.

§ 272.

Der Schiedrichter soll die Ordnung, über
welche die Partheyen einig geworden sind, beobach-
t e n ; wenn sie aber ihm keine vorgeschrieben hätten,
wäre er an diese Gerichtsordnung gebunden.

§. 273.
Wenn die Partheyen ausdrücklich es bey dem

Ausspruche des Schiedrichters bewenden zu lassen
bedungen, und sich aller Veschwerführung begeben
haben, sind sie schuldig, dessen Ausspruch zu vol l-
ziehen, und soll kein The i l , ausser dem Falle eines
offenbaren Betruges, dawider gehöret werden.

H 2 §> 274.
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§. 274-
Hätten sie sich aber der Beschwerführungen

ausdrücklich nicht begeben, so stünde jedem Theile
frey/ nach dem ergangenm Ausspruche die Streit-
sache vey dem ordentlichen Richter anhängig zu
machen/ und ohne Rucksicht auf den Ausspruch des
Schiedrichters abzuführen. Doch sott er es bin-'
um 14 Tagen nach dem zugestellten Ausspruche
anbringen, widrigens nicht mehr gehöret werden.

Acht und zwanzigstes Kapitel.
V o n dem Arreste.

tz- 275.
der Entscheidung des Prozesses kann zwar

keine Ereluzjyn ertheilet werden/ doch hat
der Arrest vorsichtsweise wider jene statt/ welche
wegen der schuldigen Zahlung der Flucht verdäch-
tig sind. '

§ . 2 7 6 . <

Wenn in solchem Falle der Arreftswerber sol-
che Urkunden beybringt, welche, falls sie von

dem
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dem Gegencheile für richtig erkannt würden, seine
Forderung vollständig erwiesen, soll der gebetene
Arrest ohne weiters verwilliget werden.

8. 277 .
Hätte aber ein solcher Arrestswerber keine hin-

längliche Beweismittel beygebracht, so soll der
Arrest nur damals verwilliget werden, wenn der
Arrestswerber genügsame Sicherheit leistet, um
dem zu arrestl'renden wegen des Schimpfes, und der
Schaden Genugthuung zn verschaffen.

§. 273.

Ein solcher Arrest kann nur Hey jenem Nichter
verhänget we-den, b?y wclchcm derjenige/ wlder
den der Arrest angeiuchet worden, belanget werden
kann; ausgenommen er wäre im Begriffe flüchtigen
Fuß zu setzen, oder schon auf der Flucht begriffen.

§. 279.

O b jener/ wider welchen der Arrest verhänget
worden / in seiner Wohnung zu arrestiren, oder
in den gewöhnlichen Arrest zu überbringen sey,
oder auf welche A r t sonst man sich seiner Person
zu versichern habe, wird der Bescheiden!mt des
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Richters überlassen; doch hat jener, welcher den
gewöhnlichen Arrest vermeiden w i l l , die Unkösten
von Zeit zu Zeit vorzuschiessen.

Wenn immer der Anestirte dem Arrestswerber
für seine Forderung Sicherheit leistet, soll der Ar-
test aufgehoben werden, und zwar/ wenn diese
Sicherheit auch nur auf den Fal l geleistet würde,
5a der Arreftirte entweichen, oder sich verborgen
halten würde. W o übrigens, wenn über die Z u ,
länglichkeit der angebotenen Sicherheit ein Zwei-
fel entstünde, die Sache von dem Richter, nach
Vernehmung beider Theile, auf das schleunigste,
allenfalls mittels Anordnung einer TagsatzunZ
ausgemacht werden soll.

§. 231.

Falls der Arrestswerber mit dem Arrestsgesu-
che zugleich eine förmliche Klage eingereichet hat,
soll die Streitsache unverzüglich, und wenn es
möglich ist, binnen z Tagen entschieden werden;
wenn aber keine förmliche Klage zugleich eingerei<
chet worden wäre, hätte der Arrestswerber

ohye
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ohne Betreiben des Arrestirten diese binnen 14
Tagen einzureichen.

§. 232.

Wäre diese Klage in der gehörigen Zeit nicht
eingereichet worden, so müßte der Arrest auf An«
langen des Arrestirten ohne weiters sogleich aufge-
hoben, und dem Arrestlrten eine billige Genug«
thuung für den erlittenen Schimpf, und Schaden
ausgemeffen werden, welches auch statt haben soll,
wenn die Forderung des Arrestswerbers ungegrün-
det erkannt wird.

Neun und zwanzigstes Kapitel.
Vom Verbote auf fahrende Güter.

§. 233.
A u f eine ähnliche A r t soll der Gläubiger auch

befugt seyn, die seinem Schuldner zugehört-
g m , in den Händen eines Dritten befindlichen fah-
renden Güter mit Verbote zu belegen: doch nur
alsdenn, wenn der Gläubiger bey seinem Schuld-
ner wegen Abgang anderer hinlänglicher Zahlungs«
Mittel in Gefahr stehet.

H 4 tz- 284.
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tz. 234 .
Wenn ein solcher Verbotswerber solche Urkuw

den beybringt, welche, falls sie von dem GegM

theile für richtig erkannt würde«/ seine Forderung

vollständig erwiesen, soll der Verbot ohne weims

verwilliget werden.

tz. 285-
Hatte er aber keine hinlängliche Beweismittel

beygebracht, soll der Verbot nur damals verwilli<

get werden, wenn er Verbotswerber genügsame

Sicherheit leistet, um dem Beklagten Degen des

Schimpfes, und Schadens Genugthuung zu v w

schaffen.
§. 286.

Der Verbot ist bey jenem Richter anzusuchen,

unter welchem der Beklagte stehet, oder bey wel-

chem er zu belangen wäre, wenn er sich im Orte

befände, wo die Güter angehalten worden.

§. 287-

Durch den verwilligten Verbot ist jenem, wel-

cher die in Verbot gezogenen Güter in Händen

hat, zu erinnern, daß er davon, bey eigener Da-

für '
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fürhaftung Nichts ausfolgen lasse; und dieser ist

schuldig, wenn er auch einer andern Gerichtsbar-

keit unterstünde/ dem Verbote, ohne von setner

sonstigen Behörde einen weitem Auftrag zu erwar«

ten, Folge zu leisten / sobald er ihm gehörig zuge-

stellet worden ist.

§. 288-
Wären die in Verbot gezogenen Güter dem

Verderben unterworfen, oder es kostete derer Un-

terhalt zu viel, so sollen sie auf eines, oder des an-

dern Theils Anlangen, nach vorläufiger Schä-

tzung , dem Meistbietenden verkauft, und das

erlöste Geld in die gerichtliche Verwahrung genom-

men werden.

8- 289.
Wenn immer der Beklagte dem Vcrbots'verl

ber für seine Forderung genügsame Sicherheit lei-

stet, soll der Verbot auf dessen Anlangen aufge-

hoben werden; wo übrigens falls sich ein Stre i t

ergäbe, ob die angebotene Sicherheit annehmlich

sey, diese Frage auf das schleunigste allenfalls bey

einer Tagsatzung zu entscheiden ist.

H 5 §- 290.
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§. 290 .

Falls der Verbotswerber mit dem Verbotsge-
suche eine förmliche Klage eingereichtet hat, soll die
Streitsache unverzüglich, und wenn es möglich ist,
binnen 3 Tagen entschieden werden; wenn er aber
keine förmliche Klage zugleich eingereichet hätte,
soll er sie auch ohne Betreiben des Gegners binnen
14 Tagen einreichen.

§. 291.

Wenn diese Klage in der gehörigen Zelt nicht
eingereichet würde, wäre der Verbot auf Anlan«
gen des Gegentheils sogleich aufzuheben, und dem
Gegentheile eine billige Genugthuung für den m
littenen Schimpf, und Schaden auszumessen; wel-
ches auch statt haben so l l , wenn die Forderung
des Verbotwerbers ungegründet erkannt wird.

Drey-
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Von Sequestrazionen und anderen mitk

lerweiligen Vorkehrungen.
§. 292.

enn zwischen dem Kläger, und Beklagten strei-
t ig ist, welchem Theile der Besitz einer S a -

che oder Gerechtsame gebühre, und kein Theil sein
Recht zum Besitze sogleich erweisen kann/ soll auf
Begehren eines, oder des andern Theiles die S e -
questrazion, oder da es thunlich ist/, die Erle-
gung der streitigen Sache zu Gerichtshandell ver-
williget werden.

§- 293.

D a der Kläger eine Sache, oder Gerechtsame
ansprüchig machet, in deren Besitze der Beklagte
sich befindet, und eine Gefahr erweislich macht/
daß der Beklagte solche währendem Prozesse ver-
äußern, verderben/ oder Schaden nehmen lassen
därfte, stehet demselben, gegen Darbietung Hill-
länglicher Sicherheit für den dem Beklagten etwa
erwachsenden Schaden bevor, um die Sequestra-

zion
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zion anzulangen, worüber sogleich eine Tagsatzung

anberaumet, der Beklagte mit seinen Behelfen ge-

höret, und bey erwiesener Gefahr, gegen Leistung

hinlänglicher Sicherheit, die Sequestrazlon verwil^

liget werden soll.

§. 294.

Nachdem die Sequestrazion verwilliget wor-

den ist, sollen beyde Theile binnen 14 Tagen nach

der ergangenen diesfalligen Verordnung, oder zu-

gestellten Erkanntniß stch über den aufzustellenden

Sequester vergleichen/ und ihn wahrenden gedach-

ten 14 Tagen dem Gerichte vorschlagen.

§. 295.

Hatten sie sich darüber nicht verglichen, und

entweder gar keinen, oder jeder Theil einen an-

dern in Vorschlag gebracht, soll der Richter einen

auf ihre gemeinsame Gefahr aufstellen.

§> 296.

Der Sequester soll jederzeit von dem Gerichte

mit einem Austellmigsdckret versehen, und in die-

sem angewiesm werden, die scczmstritte Sache, oder

Gerechtsame als ein guter Hauswirth zu besorgen,

und
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und die Nutzungen da zn erlegen, wo es der Rich-
ter zur Sicherheit, und nach Bernehmung beider
Thfile verordnen wird.

§. 297.

Der Sequester soll längstens 30 T i M nach
Verfliessung jeden Jahres seine Rechnung bey Ge-
richte einreichen, der Richter aber hat diese beiden
Theilen zu Händen des Klägers, falls sich die Par-
theyen eines andern nicht verglichen hätten, zur
Genehmhaltung oder Bemänglung zustellen zu las-
sen, wo sodann, wie mit einer jeden andern Rech-
nung zu verfahren ist.

Ein und dreyßigstes Kapitel.
Von der Exekuzion.

§. 298.

e Erekuzion soll nicht ertheilet werden, als
über einen richterlichen Spruch , oder ge-

richtlichen Vertrag. Sol l te jedoch die Klage sich
auf eine Urkunde gründen, welche in Folgi? ge-
genwärtigen gesttzes vollkommenen Glauben ver-

dienet,
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dienet, soll auf eine ganz kurze Frist eine Tagsa-
tzung, und zwar mit.dem Anhang, daß Beklag«
ter auf Ausbleiben der Schuld geständig gehalten
werden würde, anberaumet, und der Beklagte
über die Klage vernommen werden. I s t nun der
Beklagte der Schuld geständig, so ist von dem
Richter ohne weiters auf die Erekuzion zu erken-
nen ; sollte aber Beklagter Einwendungen bey-
bringen, worüber sogleich der Endspruch erfolgen
könnte, so ist von beiden Theilen ohne weiters die
Nothdurftshandlung aufzunehmen, und was Rech-
tens ist, zu erkennen; wo endlich in jenem Falle,
daß Beklagter zwar die Urkunde anerkannte, aber
solche. Einwendungen beybrächte, worüber der
Endspruch nicht sogleich geschöpfet werden könn«
t e , die Sache in das rechtliche Verfahren einzu-
leiten, inmittels aber dem Kläger, soweit er nicht
etwa bereits hinlänglich bedecket wäre, die Ereku-
zion bis zur Sicherstellung zu ertheilen ist.

8. 299.
Die Fr is t , binnen welcher der Schuldige sei»

ner Schuldigkeit ein Genügen leisten soll, ist je-
derzeit
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derzeit in dem Spruche, oder Vertrage auszudrü-
cken.

§. 300.

Bey einem Vertrage hängt die Bestimmung

dieser Frist lediglich von der Wlllkuhr der Par«.

theyen ab. I n einem Spruche aber soll sie auf

14 Tage bestimmet werden: Nur die zwey Fälle

ausgenommen, da jemand eine Handlung zu un-

terlassen, oder eine Arbeit zu verrichten schuldig

ist; denn im ersten Falle ist dem Schuldigen gar

keine Frist zu geben: im zweyten aber hat der

Richter die Frist nach Erforderniß der Arbeit zu

bestimmen.

§. z o i .

Nach Verfließung der bestimmten Frist stehet

es in der Willkuyr des Klägers, die Erekuzion

anzusuchen, und diese sott ihm ertheilet werden,

wie folget:

§. ZO2.

Wenn der Beklagte schuldig ist, dem Kläger

ein liegendes Gut einzuräumen, soll der Richter

auf dessm Anlangen verwiNigen, daß der Kläger
an
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an das Eigenthum gebracht, und zu dem Ende
der Spruch, oder der Vertrag der Landtafel, oder
dem S tad t , oder Grundbuche, wie es jeden Or-
tes gebrauchig ist/ einverleibet, und daß dem Klä-
ger der Besitz des Gutes eingeräumet werde.

§. 323.

Die Obrigkeit, unter welcher das Gut gele-
gen ist, soll gedachte Verwi l l igung, welche der-
selben von dem Richter mittels Befehls, oder Er,
suchschreibens zur nämlichen Zei t , und unmitteb
bar zuzustellen ist, gegen Entrichtung der geseßs
mäßigen Gebühr ohne weiters in Erfüllung brin-
gen, folglich auch dem Kläger den Besitz des Guts
werkthätig mit den tauglichsten Zwangsmitteln
einräumen.

§. 304.

I s t der Beklagte dem Kläger auf fein liegen-
des Gut ein dingliches Recht einzuräumen schul-
dig, so hat der Richter auf dessen Anlangen zu ver-
willigen, daß der Spruch, oder Vertrag, wie es
jeden Ortes üblich ist, der Landtafel, oder dem
Stadt-oder Grundbuche einverleibet werde,- die

Obrig-
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Obrigkeit aber/ unter welcher das Gut gelegen
ist, hat diese Verwilligung gegen Entrichtung der
gesetzmäßigen Gebühr ebenfalls ohne weiters in Er-
füllung zu bringen.

§. 3^5 .
Wenn der Beklagte schuldig Erkannt worden

i s t , dem Kläger ein bestimmtes fahrendes Gut
(rem mobilem in specie) zu übergeben, soll der
Richter auf dessen Anlangen dem Gerichtsbedienten
auftragen, daß er es dem Bettagten abnehme,
und dem Kläger gegen dessen Empfangsschein
übergebe.

§. zc)6.
Ware dieses Gut in die Hände eines Dri t ten

gekommen, so stehet dem Klager frey, ihn nach
Maaßgabe der bürgerlichen Gesetze darum zu be-
langen; oder wider den Beklagten den erweisli-
chen Werth der Sache, und seinen Schaden ein-
M a g e n , welches auch statt haben soll, wenn das
Gut nicht mehr vorhanden wäre.

Gerichtsordn. I §-
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§- 3^7-
I s t der Beklagte schludig erkannt worden, dem

Kläger ein unbestimmtes fahrendes Gu t ( remmo-
büem in ßenere).zu liefern/ und er Beklagter be-
sitzet ein solches G u t , so soll der Richter auf An«
langen des Klägers dem Gerichtsbedienten auftra-
gen, daß er dem Beklagten ebensoviel abnehme,
als dem Kläger gebühret, und es ihm gegen des-
sen Empfangsschein zustelle.

§ . 3 ^ 8 .
Besäße der Beklagte kein solches G u t , so soll

der Richter dem Kläger verwiegen, daß er es auf
die für beide Theile unschädlichste A r t erkauft/ und
seinen Schaden wider den Beklagten erhole; oder
aber den erweislichen Werth der Sache, und sei-
nen Schaden gegen den Beklagten einklage.

§. 309-
Wenn der Beklagte dem Kläger eine Arl ' l i t

(Köwm) schuldig ist, und diese von einem D r w
ten zu Stand gebracht werden kann, soll der
Richter dem Kläger verwilligen, daß er sie durch
einen Dritten auf die für beide Theile unschädlich-

ste
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sie A r t zu Stand bringen lasse, und seinelsScha,
den wider den Beklagten erhole, oder aber den
erweislichen Werth der Arbeit, und seinen Scha-
den gegen den Beklagten einklage.

§. 310.

Kann aber die Arbeit von einem Dritten nicht
zu Stand gebracht w e r d « , so soll der Richter auf
Anlangen des Klägers den Bettagten durch Geld,
oder Leibesstrafen zwingen, 1>aß er seiner Schuldig,
keit ein Genügen leiste; doch stehet dem Klager
frey, falls er auf die Arbeit nicht dringen wollte/
wider den Beklagten den Werth der Arbeit, und
seinen Schaden einzuklagen.

§- Z u .
Wenn der Beklagte schuldig ist, dem Klager

eine Summe Geldes zu zahlen, hat dieser in sei-
nem Erekuzionsgesuche jene Güter des Beklagten
namhaft zu machen, woraus er seine Befriedi-
gung zu erholen Willens ist.

3- 312.
Wollte er auf die Besoldung des Beklagten grel.

fen, so soll der Richter ihm diese, in so weit sich
I 2 seine
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seine Forderung erstrecket/ erfolgen zu lassen be-
will igen; diese Erfolglassungsverwilligung, welche
von dem Richter der betreffenden Kasse unmittel-
bar und zu gleicher Zeit zuzustellen ist, soll bey
der gehörigen Kasse eingeleget/ daselbst vorgemer-
ket/ und dem Kläger die gedachte Besoldung zu
jeder Verfallzeit erfolget Werden.

S o weit Besoldungen, oder Pensionen nicht
durch ausdrückliche Gesetze entweder gänzlich /
oder zum Theil von der Erekution befreuet sind,
können dieselben auch ganz in die Erekuzion ge-
zogen werden.

§. 314.

S o weit der Kläger eine Forderung, die
der Beklagte wegen eines Darlehens, hinterleg-
ten Geldes ( ä o p o t m ) , oder aus einer andern
Ursache an einen Privaten zu stellen h a t , an
Zahlungöstatt annehmen wol l te, soll der Rich,
ter ihm diese nach Maaße seiner eigenen For-
derung eiuantworten, und dem Gerichtsbedienten
auftragen, daß er von dem Beklagten den allen-

fälligen
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fälligen Schulbschein abnehme, und dem Klä ,
ger, falls gedachter Schuldschein nicht mehr,
als die Forderung des Klägers betragt / über-
gebe, oder daß er, wenn er mehr betragt, d̂ie
geschehene Einantwortung darauf anmerke, und
ihn dem Beklagten zurückstelle.

Wenn diese eingeantwortete Forderung auf
ein liegendes Gut versichert wäre, soll die Obrig-
keit , unter welcher das Gut gelegen ist, ge-
dachte Einantwortung, welche von dem Richter
der Obrigkeit mittels Befehls, oder Crsuchschrei-
bens zu gleicher Ze i t , und unmittelbar zuzustel-
len ist, gegen Entrichtung der gesetzmäßigen Ge«
bühr, auf Begehren des Klagers bey der Land-
tafel oder bey dem Stadt - oder Grundbuche,
wie es jeden O t t s gebräuchig is t , vormerken
lassen.

Der Klager soll die Eiuantwortung dem
Schuldner des Beklagten in glaubwürdiger Ab-
schrift zustellen zu lassen, m'drigens keine Er-

I 3 holung
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holung wider ihn zu suchen haben, wenn er vor-
her seine Schuld abgetragen hätte.

§. 3i7. -
Der Beklagte hat für die Richtigkeit der

eingeantworteten Forderung zu haften, ausge-
nommen, wenn sie streitig gemacht worden wä-
re , und der Kläger hätte von ihm die Vertre-
tung nicht angesucht.

§ . 3 1 3 .

Der Beklagte hat auch für die Einbringe
lichkeit der eingeantworteten Forderung zu haf<
ten, ausgenommen, wenn der Kläger säumig
gewesen wäre, solche einzubringen.

§- 319-
Wenn die eingeantwortete Forderung strei«

tig gemacht w i rd , oder wenn der Kläger nach
erhaltener Pfändung bey feinem neuen Schuld-
ner nicht hinlängliche Güter zu seiner Bede-
ckung und Befriedigung findet, stehet ihm frey,
auf andere Güter seines ersten Schuldners zu
greifen.

H. 320.
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§. Z2O.

Wenn der Klager auf Früchte, oder Ge-
fälle die Erekuzion führen w i l l , soll der Rich-
ter auf dessen Anlangen ihm hierauf das Pfand-
recht ertheilen, und verwilligen, daß zu dem En- .
de der Spruch, oder Vert rag, falls die Früchte
eines liegenden Gutes in die Erekuzion gezogen
werden wollen, bey der Landtafel, oder bcy dem
Stadt-oder Grundbuche vorgemerket, dann daß
ein Sequester zur Einhebung dieser Früchte, oder
Gefalle aufgestellt werde. Die Obrigkeit aber,
unter welcher das Gut gelegen i s t , und wel -
cher die Vorumkungsdcwllligung von dem Richter
durch Befehl, oder Ersuchschreiben zugleich, und un-
mittelbar zuzustellen, ist, soll die verwilligte Vor-
merkung gegen Entrichtung der gesetzmäßigen Ge-
bühr ohne welters vomehmcn lassen.

§. 321»

Wenn jedoch diese Früchte, oder Einkünfte
in einem gewissen Betrage Geldes Gestünden,
z. B . in Zinsen von einem Kapital , u. d. g l .
wären sie dem Kläger, ohne einen Sequester

I 4 auf -
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aufzustellen, nach dem Maaße seiner Forderung
sogleich einzuantworten, und über die von dem
Richter an die betreffend^ Kasse, oder Auszah-
ler dieses Geldes unmittelbar und zu gleicher
Zeit zu geschehen habende Zustellung der ergan-
genen Einantwortungsverordnung, gegen seiner
Q u i t t u n g , zu erfolgen.

§. 322.

Wenn der Kläger auf ein liegendes Gut die
Eeekuzion führen wol l te, soll der Richter ihm auf
sein Anlangen hierauf daä Pfandrecht ertheilen,
und verwilligen, daß der S p r u c h , oder Ver-
trag zu dem Ende der Landtafel , oder dem
Stadt - oder Grundbuche, wie es jeden Or t s
gebräuchig ist, einverleibet werde; die Obrigkeit
aber, unter welcher das Gut gelegen ist / soll
gedachte Verwil l lgung, welche derselben von dem
Richter mittels Befehls, oder Ersuchschreibens
zugleich, und unmittelbar zuzustellen ist, gegen
Entrichtung der gesetzmäßigen Gebühr, sogleich
in Erfüllung bringen.

§-
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§. 323.

Nach geschehener Einverleibung, und dadurch
wirklich erlangtem Pfandrechte ist der Kläger be-
fugt/ die Schätzung bey dem Richter/ unter wel-
chem die Landtafel, oder das Stadt-oder Grund-
buch stehet, sogleich anzusuchen; Dieser soll sie
auch alsobald verwilligen/ und nach Maßgabe
des 17 Kapitels vornehmen lassen.

§. 324.

Wenn kein Theil zo Tage nach der zu erhe-
ben gewesenen Schätzung (welches von der Kanzley
darauf anzumerken ist) die Feilbietung angesu-
chet hat/ ist der Kläger schuldig/ das Gut um
die Schätzung zu übernehmen, und der Beklagte
es ihm dafür zu überlassen.

§. 325.
Hat der Kläger und Uebernehmer des Guts

sodann den Kaufschilling / oder Schatzungsbetrag
richtig gestellet, so soll ihm das G u t , wie oben
im ZOH. und ZOZ. §. verordnet worden ist/
eingeantworlet werden.

F 5 §- 326.
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§. 326.

, Hätte binnen 3 0 Tagen der eine, oder der
andere Theil die Feilbietung angesuchet, so soll
diese sogleich verwilliget, dazu drey Termine,
jeder von 3 0 Tagen mit ausdrücklicher Venen»
nung des Tages, der Stunde, und des Ortes
angtsehet, und der Beysatz beygerucket werden,
daß, wenn das Gut weder bey dem ersten, noch
bey dem zweyten Termin um den Schätzungs-
betrag, oder darüier an den Mann gebracht
werden könnte, es bey dem Dri t ten auch unter
der Schätzung verkaufet werden würde.

§. 327.
Vey der Feilbietung größerer Landgüter

wird dem Ermessen des Richters überlassen, ob
er den ersten Termin auch bis auf 90 Tage an-
beraumen wo l le , bey allen übrigen aber wird
ihm f r e i s t e l l e t , die Fristen um etliche Tage
früher, oder später zu btssimmen; nur soll die
für alle drey ausgemessenc Zeit llicmals. merk-
lich überschritten werden.

§. 328.
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§. Z28.

I n den Feilbietungsedikten soll deutlich aus-

gedrückt werden , a ) die Bedingnisse/ unter

welchen das Gut verkaufet werden wird ; b )

daß der Meistbietende die auf dem Gute haf-

tenden Schulden, in soweit sich der zu bieten-

de Preis erstrecken w i r d , übernehmen müsse,

wenn die Gläubiger ihr Geld vor der allenfalls

vorgefchehenen Austündung nicht annehmen wollten.

h- 329-

Die Feilbietungsedikte sind längstens drey

Tage/ nachdem die Feilbietung verwilliget worden

ist, nach der jeden Or t s hergebrachten Gewohn-

heit kund zu machen.

8- 330.
Die Schätzung des Gutes/ die darauf haften»

den Beschwerden, und die Bedingnisse/ unter wel-

chen es verkaufet werden wi rd / soll der Richter

in seiner Kanzley bereit halten, und den Kauflu-

stigen die Einsicht/ wie auch Abschriften davon zu

nehmen gestatten.

8- 3 3 1 .
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§. 3 3 1 -

Die Versteigerung selbst (licitatio) soll auf
dem Lande in Gegenwart wenigstens einer Ge-
lichtspersott, und eines Schreibers: in Städten
und Märkten aber wenigstens zweyer Gerichtsper,
sonen, und eiües Schreibers vorgenommen werden.

§- 332.
Meldeten sich bey einem, oder dem anderen

Termine keine Kauflustige, so ist es lediglich
auf dem Edikte anzumerken / und die Kundma,
chung zu wiederholen.

8- 333-
Meldeten sich aber ein «oder mehrere Kauflu-

stige/ so ist ihnen vorläufig die Schätzung deS
G u t s , die allenfalls darauf haftenden Beschwer«
den, die Vedtngnisse, unter welchen es verkaufet
w i r d , deutlich anzuzeigen, sodann mit der Ver>
steigernng der Anfang zu wachen.

8- 334.
Wenn ein Anbot gemacht, und mit dem

Mehrbieten innengehalten wi rd , soll der höchste
Anbot zum erstenmale öfters ausgerufen; ob

Nie-
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Niemand mehr geben wolle, gefraget; auf weiters
Stillschweigen z u m zweytenmale gleichfalls
öfters wiederholet; und so oft jemand mehr gebo-
ten hat, und mit dem Mehrbieten innen gehalten
wi rd , von neuem angefangen werden.

§. 335.
Wenn ein «oder mehrere Kauflustige wahren-

der Versteigerung eine Frist zur Ueberlegung be-
gehrten, soll ihnen solche auf ungefähr eine Vier-
telstunde gewähret werden; doch öfters nicht als
einmal.

§- 336.
Wenn der höchste Anbot z u m zrveytenmale

ausgerufen worden ist, und Niemand mehr bieten
w i l l , soll dieser Anbot noch durch fünf Minuten
ausgerufen, und gefragt werden, ob Niemand
mehr geben wolle; wenn auch damals kein höherer
Anbot geschehet, soll die Versteigerung mit dem
Worte z u m d r i t t enma le geschlossen, und das
Gut dem Meistbietenden gelassen merden, wenn
er auch der einzige Kauflustige gewesen wäre, und
auch nichts über die Schätzung, ja bey den drit,

ten
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ten Termine auch einen Preis unter der Schätzung
geboten hätte.

§- 33? .
Bey der Versteigerung soll weder den Bluts-

verwandten/ noch den Gläubigern des Schuldmrs
vor einem fremden Käufer einiger Vorzug gebüh-
ren ;.eben also weder denselben/ noch dem Schuld-
ner selbst nach geschlossener Versteigerung einiges
Recht zustehen/ kraft dessen der Meistbietende das
erstandene Gut abzutreten schuldig wäre.

§- 338-
Die bedungenen Zahlungsfristen soll der Meist-

bietende genau beobachten/ widrigens ist daS Gut
auf Anlangen des Gläubigers sowohl/ als des
Schuldners ohne neue Schätzung/ und m i t A n w
raumung einer einzigen Frist auch unter der Schä-
tzung auf seine Gefahr/ und Unkosten feil zu bie-
ten, und zu versteigern. Wenn er jedoch vor der
Stunde/ welche zur Versteigerung bestimmet ist,
die ruckständigen Währungen/ und aufgelaufenen
Unkosten baar erlegete, so wären solche anzuneh-
men/ und mit der Versteigerung nicht vorzugehen.

. §> 3 3 9 .
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§. 339-
Das erstandene Gut ist dem Meistbietenden

ln das Eigenthum nicht ehe zu übergeben, als
nachdem er den ganzen Kuuffchilling erleget, oder
für die bedungenen Zahlungsfristen hinlängliche
Sicherheit gegeben, oder sich mit den Theilüehmern
dieserwegen sonst verstanden hat.

8- 340.

Wenn der Kläger auf k l s fahrende Gut des
Schuldners die Ereku;ion führen w i l l , soll er je-
ne Güter zugleich anzeigen, worauf er greifen
w i l l , und weder auf die unentbehrlichen Leibes-
tleider, noch auf die nötigsten Werkzeuge, womit
ein derley Schuldner sich taglich die Nahrung für
sich, und seine Familie verschaffen kann, die Ere«
kuzion zu führen befugt seyn,- auf daß übrige nö-
t i g e Hausgeräth aber, dann auf jenes, so der
Schuldner zu seiner Berufsarbeit bedarf, oder
dessen Abgang ihm zum besondern Schaden, oder
dessen Veräußerung zum Schimpfe gereichen wür-
de, soll die Erekuzion nicht gestattet werden, als
wegen Abgang anderer Zahlungsmittel.
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§- 3 4 i .

Aus dieses Gesuch soll der Richter die gericht-
liche Pfändung (?2pti0 pjßnvlum) verwilllgen,
diese dem Gerichtsbedienten auftragen, und ihm
die gehörige Anweisung geben, falls der Kläger
wider den vorgehenden §. die Auswahl der zupfall,
denden Güter gemacht hätte.

§- 342.

Der Gerichtsbediente, welcher die Pfändung
vorzunehmen hat/ soll bey eigener Dafürhaftung
alsobald, als ihm die Auflage zugestellet wird / sich
mit dem Kläger, oder dessen Gewaltsträger zu
dem Beklagten begeben/ ihm eine Abschrift der
vcrwilligten Pfändung zustellen, und die zu pfanden-
den Güter genau beschreiben. Wodurch der Klager
auf solche ein wirkliches Pfandrecht erlanget.

§. 343-
Der Gerichtsbediente soll die gepfändeten Gü-

ter auf Verlangen des Klagers, und auf dessen Ge-
fahr einem Drit ten in die Verwahrung geben,
oder, wenn es kostbare, und leicht zu übertragende
Sachen wären, in die gerichtliche Verwahrung

brln-
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bringen, sonst ist es genug, wenn er sie bey dem
Beklagten selbst versperret, und die Speere durch
Aufdrückung des Gerichtsinsigels auf deren Ve-
hältniß versichert, ja wenn der Kläger nichts an«
ders verlanget, können auch die gepfändeten Gü-
ter , z. V . Pferde, Kühe, u. d. gl. dem Beklag-
ten zur Besorgung, und auch zum Gebrauche mit t -
lerweile gelassen werden.

§- 344.

Träfe der Gerichtsbediente weder den Beklag-
ten, noch jemanden andern an , welcher ihm die
zu pfändenden Güter vorweisen wollte, so hat er
es alsogleich dem Richter mündlich anzuzeigen, die-
ser aber ihm, falls er es nöthig fände, unverzüg,
lich den Schlosser, und die Wache zu verwilligen,
und mit Zuziehung derselben ist sodann die Pfän-
dung ungesäumt vorzunehmen.

§ 345-

Wenn der Beklagte, oder jemand anderer sich der
Ereknzion mit Gewalt zu widersetzen unterstünde,
soll der Gerichtsbediente zwar zu keinen Thatiqkei,
ten den Anlaß geben, einen solchen Frevler jedoch

G e r i c h t s o r d n . K dem
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drm Gerichte unverzüglich anzeigen; dieses aber
alsogleich die nöthigen Zwangsmittel vorkehren,
und einen solchen Verächter der richterlich en Ge-
walt zur «spiegelnden Strafe ziehen.

§. 346.

> Nach vollendeter Pfändung soll der Gerichts-
bediente über seine Verrichtung dem Gerichte Be-
richt erstatten, und die Beschreibung der gepfän-
deten Güter einreichen; diese hat der Richter in
seiner Kanzley aufzubewahren, und den Partheyen
davon auf Begehren Abschriften ertheilen zulassen.

§. 347 .
Wegen der Schätzung, Einanwortung, Feil-

bietung, und Versteigerung der gepfändeten fah-
renden Güter ist eben jenes zu beobachten, was
in Vetref der liegenden Güter verordnet worden
ist, nur sollen die Feilbiethungsfristen lediglich von
14 zu 14 Tagen styl,; desgleichen ist der Richter
nicht schuldig , weder den höchsten Anbot durch
fünf Minuten ausrufen zu lassen, noch den Kauf«
lustigen eine Bedenkzeit auf eine viertel Stnnde,
wie oben in dem 3 3 5. und 3 3 6. §. verordnet worden

ist,
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ist, zu gestatten, sondern er ist befugt, diese bei-
de letzte Fristen nach feinem Ermessen zu verkür-
zen, wenn die Sache, welche versteigert w i r d ,
von keinem gar groffen Werthe ist.

§. 348-
Fanden sich bey dem Beklagten, da die ge-

richtliche Pfändung vorgenommen werden w i l l ,
keine oder doch zur Bedeckmg des Klagers nicht
hinlängliche Güter , so hat der Gerichtsbcdtente
über die vorgefundenen, und gepfändeten Güter
dem Kläger ein Zeugniß sogleich auszustellen, und
wenn der Kläger hierüber wegen eines Abgangs
klagte, soll der Richter dem Beklagten die Nam-
Haftmachung aller seiner Güter binnen 3 Tagen
bey wirklichem Arreste auftragen. Nach frucht-
los Verstrichenen 3 Tagen aber den Arrest auf fer«
«ers Anlangen des Klägers verwilligen, und sol-
chen, wie es jeden O r t s gcbräuchig ist, vomeh«
men lassen.

§- 349-

Jene Eillkünfte, welche der Beklagte lebens-
länglich zu gemessen h a t , sind für ein hinlängliches

K 2 Gut
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G m zur Bedeckung des Klägers anzusehen, und
defreyen den Beklagten vom Arreste, wenn der
Kläger davon seine Befriedigung binnen z Jahren
erhalten kann, oder wenn er sich darauf hat an-
weisen lassen.

§. 3 5 o .
Wenn immer die Besoldung eines landesfürst,

lichen, ständischen, oder städtischen Beamten in die
Erekuzion gezogen w i r d , soll davon die Anzeige
feinem Vorgesetzten unverzüglich gemacht werden.

§. 35«.

Niemand soll über ein Jahr Schulden halber
im Arreste angehalten werden, ausgenommen der
Schuldner hätte den Glaubiger durch falsche Bor-
spieglungen zum Leihen verleitet, oder sonst argli«
stig gehandelt, in welchem Falle der Richter von
Amtswegen zu verfahren, und eine der Arglist an-
gemessene Strafe zu verhangen haben wird.

tz. 352.
Alle Verordnungen, wodurch die Erekuzion

verwilliget, und ertheilet w i r d , sollen mit dem
Amtsinsiegel bekräftiget werden.

Zwey
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Zwey und dreyßigstes Kapitel.
Von Stillstanden, und von Behandlung

der Glaubiger.

et paAum praejuäiciaie.)

§- 353-
Kün f t i gh in ist einem Stillstande
" ^ nicht mehr statt zu geben.

§. 354-
Es soll auch eine Behandlung der Gläubiger,

wornach sie einen Theil ihrer Forderungen nach-
zulassen verurtheilet werden, (paöwm pra^uck-
ciaie) nicht statt haben, ausgenommen, wenn ein
Dri t ter den über Abzug des gebetenen Nachlas-
ses verbleibenden Schuldenrest zu zahlen übernimmt,
und die übernommene Zahlung den Gläubigern
vorteilhafter ist, als jene, so sie aus 'dem Ver-
mögen des Schuldners hoffen können.

8- 355.
Wer auf eine solche A r t die Schulden eines

andern übernommen hat, der ist schuldig den Gläm
K 3 bigern
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blgern nach Innha l t der getroffenen Behandlung
die Zahlung zu leisten, oder wegen der versprochenen
künftigen Zahlung annehmliche Sicherheit zu vers
schaffen.

§. 356 .
Jene G laMger , denen ein Vorrecht gebühret,

oder welche mit einem Pfandrecht bedecket sind,
und sich lediglich an ihrem Pfände halten wollen,
sind nicht schuldig, sich in die Behandlung einzu-
lassen: die übrigen aber sollen den mehreren S t i m -
men beizutreten schuldig seyn.

§- 357 .
Die Mehrheit der Stimmen ist nicht nach der

Anzahl der Personen, sondern nach dem Betrage
der Forderungen zu rechnen; wenn jedoch die For-
derungen derjenigen, welche den Nachlaß eingeste,
hell wollen, und jener, welche sich dessen weigern,
gleich wären, soll in diesem Falle auf die Anzahl
der Personen gesehen werden.

8. 358 .
Bevor gesprochen w i r d , ob jemand den meh-

reren Stimmen be i t re ten schuldig sey, müssen
die«
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diese mehrere Stimmen ihre Forderungen rechrsve-
ständis erweisen.

§. 359 .
Die Behandlung der Gläubiger ist bey jenem

Richter anzusuchen, welchem der Schuldner für

seine Person untergeben ist.

§. 360.

Sobald die Behandlung der Glaubiger ange-

sucht w i rd , soll der Richter die sämmtlichen Gläu-

biger mittels öffentlicher Kundmachung von Amts-

wegen vorfordern; in Rücksicht des Vermögenstan-

des aber auf Verlangen auch eines einzigen Gläu-

bigers alles jenes vorkehren, was nach einem er-

öffneten Konkurse vorzukehren verordnet worden ist.

§. 361.

Wenn die Gläubiger auf eine solche A r t , oder

sonst mit ihren Schuldnern sich verglichen hatten,

und der Schuldner eines Bktruges überwiesen, ge-

ständig oder verdächtig wäre, soll der Richter,

ungeachtet eines solchen Vergleiches, von Amts-

wegen wider ihn verfahren, und ihn zur verdienten

Strafe ziehen. N u r in jenem Falle könnte er mit

K 4 der
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der Untersuchung, und Bestrafung verschonet blei-
ben/ wenn der Vergleich dadurch vereitelt, G d
die Gläubiger in einem gar zu grvssen Schadenge«
zogen würden.

Drcy und dreyßigstes Kapitel.
Von Abtretung der Güter,

bonorum.)

§. 362.

s^ener, welcher durch Unglücksfälle, folglich
^ ) ohne sein Verschulden in die Zahlungsunvers
mögenheit verfällt, der ist befugt, zu begehre«/
daß gegen Abtretung seines sämtlichen Vermögens
an die Gläubiger, 2) er von der Personalereku-
zion frey gesprochen werde; b ) ihm an Leibsklei?
dern/ Bettern, und Hausgeräthschaften so viel
gelassen werde/ als ihm für sich, Weib/und un-
versorgte Kinder unentbehrlich ist; endlichen c)
ihm die Veylassung des höchst nöthigen Unterhalts
von zwey-bis sechs Groschen täglich auf die Per-

son
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son ebenfalls für sich / Weib / und unversorgte H in ,
der verwilltget werde.

§- 363.
Den Unterhalt ist der Schuldner nur wider

folgende Gläubiger zu begehren befugt, und zwar
in der Ordnung, in welcher sie folgen: 2) wider
jene, die aus einer bloß milden Handlung des
Schuldners fordern, z . B . ein Beschänkter; d)
wider die Blutsverwandte in auf-und absteigender
Linie; c) wider eine Ehegattin», mit welcher der
Schuldner in einer friedlichen Ehe, oder aus ihrer
Schuld von ihr geschieden lebt, 6) wider ein, und
zweybändige Brüder, und Schwestern.

§. 364.
Wenn jedoch die Mutsverwandten in auf-und

absteigender Linie, die Ehegattinn, die Brüder,
oder die Schwestern selbst Roth leiden müßten, wie
auch wenn der Schuldner sich selbst den Unterhalt
verdienen könnte (welches der Richter nach Ueber-
legung aller Umstände zu beurtheilen hat) in die-
sen Fallen wäre er Schuldner nicht befugt / die
Beylaffung des Unterhalts von ihnen zu fordern.

K 5 8 36F-
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§. 3 6 5 .

Jener, welcher seine Güter abzutreten w i l -
lens ist, soll, sobald die Zahlungsunvermögen-
heit bekannt wird / alle seine Schuldner, und
sein sämtliches Vermögen verzeichnen, beide Ver-
zeignisse dem Rich t t r , dessen Gerichtsbarkeit er
untergeben ist, mit einem wider seine Gläubi-
ger gestellten Anbringen überreichen, und in die,
ftm jenes b i t ten , was er zu begehren befugt
zu sepn glaubet.

§ . 366 .
Hierüber ist eine NagfatzMK anzuordnen,

und dabey über das Begehren M WMel lers
zu erkennen: doch soll ihm nicht die mindeste
Weitläufigkeit gestattet werden.

§ . 367 .
Jeder, welcher sein Vermögen abzutreten an-

t rägt , ist schuldig, den eingelegten Vermögens-
m d Schuldenstand auf Verlangen auch eines ein-
zigen Gläubigers eidlich zu bestättlgen, wie auch
eidlich zu versprechen, daß er seine Schulden nach
Möglichkeit bezahlen werde, wenn er Gelegenheit

über-
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überkömmt zu bessere« Zahlungsmitteln zu ge-
langen.

§ . 3 6 3 .
Von dem nach der Abtretung emorbenm

Vermögen ist ein solcher ohne Verschulden in
die Unvermögenheit gerathener Schuldner be-
f u g t , , so viel zurückzubehalten, als ihm zum
nö th iM Ü n M i l l t H s s fich, Mech und unver-
sorgte Kinder unentbehrlich is t : dieses jedoch
nur in Ansehung der alten Gläubiger, denen er
seine Güter abgetreten hattt.

§ . ' 369.
Wenn ein Schuldner flüchtigen Fuß setz-

t r ; sich verborgen hielte; keinen wahren Un-
glücksfall darthun könnte; als ihm die Zah-
lungsunvermögenheit schon bekannt w a r , einige
Glaubiger gezahlet, bedecket, neue Schulden ge-
macht, seinen Vermögens - und Schuldenstand
nicht aufrichtig geoffeubarct, oder sonst arglistig
gehandelt hatte, in jedem dieser Falle wäre w i -
der ihn von Amtswcgen, auch gestalten D in -
gen nach, peinlich zu verfahren.

§. 37o.
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Sobald jemand seine ZahlungsunvermlgM
heit angegeben hat, ist, wie es'oben im 9. Ka-
pitel verordnet worden, der Konkurs zu erössnen.

Vier und dreyßigstcs Kapitel,
Won der Einsetzung in den vorigen Stand.

o in iutegrum.)

r wegen einer Verkürzung, die er von ei-
ner unternommenen verbindlichen Hand«

lung erlitten hat , in den vorigen Stand einge,
sehet zu werden begehren könne, ist aus un»
fern bürgerlichen Gesetzen selbst abzunehmen.

§. 372.

Vemög dieser Gerichtsordnung aber gebüh-
ret dieses Recht dem Verkürzten in folgenden
zweyen Fäl len; a) wenn eine Fallfrist (termmus
peremtollU8) ohne dessen Verschulden verstri-
chen ist; b ) wenn wider ihn ein Spruch ergan-
gen ist , und er nach solchem erhebliche Be,

weis,
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Weismittel gefunden ha t , die er vorhin nicht
wissen, odtt nicht finden konnte.

§. 373-
8 m ersten Falle hat er die Einsetzung in

den vorigen Stand binnen 14 Tagen nach Vers
streichung der Fallfrist anzusuchen, widrigens
ist er damit nicht mehr zu hören; im zweyten
Falle aber ist er hefugt, sie zu begehren/ so
lang sein Recht nicht verjähret ist.

§. 3 7 4 .
Wer berechtiget i s t , wider einem Dr i t ten

seine Schadloshaltung zu begehren, und bep ihm
sich erholen kann, der ist dessen ungeachtet be-
fugt , die Einsetzung in den vorigen Stand an-
zusuchen.

§- 375.
Die Einsetzung in den vorigen Stand ist bep

jenem Richter anzusuchen, bep welchem der Pro-
zeß abgeführet worden, oder allenfalls auch noch
anhängig ist; dieser aber hat nach Vernehmuns
der Partheyen, wie in einer anderen Privatsache
zu erkennen.

Füllt
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Fünf und dreyßigstes Kapitel.
Von den Ferien.

§. 376.
I s t ! den Sonn-und gebotenen Feyertägen; voll
^ dem Weynachtstage bis an den Tag der heilt,
gen drep Könige; von dem Palmsontage bis an
den Ostermontag; an den drey Bettagen in der
Kreuzwoche: vom Fronleichnamstage bis an den
folgenden Donnerstag sollen bep Gerichte Ferien
gehalten werden.

H. 377. '
F n den Ferien soll keine Tagsayung vorgenom-

men werden, ausgenommen in jenen Fallen/ da
der Richter findet/ daß ein-oder der andere Theil
durch den Verzug Schaden/ oder Gefahr eines
Schadens leiden würde.

§. 378 .
Jene Schriften derer Fristen durch diese Ge-

richtsordnung bestimmet sind, sollen auch währen-
den Ferien, jedoch auffer den Sonn-und gebote-
nen Fepertägen eingereichet werden / jene aber,

de-
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deren Fristen der Richter zu bestimmen hat, in der
bestimmten Zeit.

§. 379-
F n jene Fristen, welche mehr als auf 14 Ta>

ge bestimmet werden, sollen die Ferien jederzeit
mitringerechnet werden, nicht aber auch in jene,
welche nur 14 Tage, oder weniger betragen; doch
kann der Richter in diesem Falle die Frist in Anse-
hung der dazwischen einfallenden Ferien auf eine
kürzere Zeit bestimmen.

§. 380.

Den Tag der einzureichenden Schriften soll der
Richter niemals auf einen Ferialtag ansetzen, aus-,
genommen wenn der Verzug einem, oder dem am
dtrn Theile Schaden, oder Gefahr zuziehen.könn,
t e ; es stehet aber jedem Thcile frey, seine Schrif-
ten vor Verstreichuug der erhaltenen Frist auch in
Ferien, jedoch ausscr der Sonn« und gebotenen
Fepertagen einzugeben.
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§. 3 8 i .

M i t den übrigen gerichtlichen Handlungen ist
eö in Ferien so zu halten, wie es oben von Ein-
reichuug der Schriften ist verordnet worden.

§. 382.

D a jemand eine Summe Geldes zu zahlen
schuldig erkannt worden ist/ kann auch währenden
Ferien, jedoch ausser den Sonn «und gebotenen
Feyertägen die Pfändung angefuchet, und vorge-
nommen werden; doch ist nach dieser, und dadurch
dem Kläger verschalter Sicherheit mit der weitern
Erekuzion die Verstreichnng der Ferien abzuwarten.

§- 38z .
I n den übrigen Fäl len, welche in dem Kapl«

tel von der Erekuzion benannt werden, kann auch
in den Ferien die Erekuzion angesuchet und gefüh-
ret werden: nur hat der Richter, da er die Frist
bestimmet, binnen welcher jemand eine Arbeit ver,
richten soll , auf die Ferien, und nach Beschaffen-
heit der Personen, auf die Schnitt-und Weinte-
sezeit die gehörige Rucksicht zu tragen.

Sechs
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Sechs und dreyßigstes Kapitel.
Von Zustellung der gerichtlichen Verord-

nungen.
§- 384 .

er immer in einer Streitsache die erste Ve«
schwerschrift einreichet/ der soll in derselben

seine Wohnung, falls sie nich; schon allgemein be-
kannt wäre, namhaft machen; widrigenS ist der
Bittsteller, ohne Ertheuung des sonst orbnungs-
massigen Bescheides darauf zu weisen.

§. 385-
Die erste Verordnung die in einer Streitsa,

che ergehet, ist jederzeit dem Beklagten zu eigenen
Händen zuzustellen; in Betref der übrigen aber ist
es genug / wenn sie den Hausleuten zugestellet
werden.

§. 386 .
Wenn von Seite des Beklagten mehrere Streit-

genossen sind, soll die erste Verordnung samt der
Schr i f t , und deren Veylagen jenem, welcher der
erste in selber benannt ist/ den übrigen ein Rath-

G e r i c h t s o r d n . L schlag
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schlag davon (das ist die Rubrik mit der erganM
nen Verordnung) zugestellet werben, diesen stehet
es frey, die Schr i f t / und Beylagen bey jenem
einzusehen, welchem sie zugestellet worden sind.

§> 387-

Wenn ein Thell währendem Prozesse seine Woh>
nung ändern wol l te, soll er dem Gegner seine
künftige Wohnnng bey Zeiten gerichtlich erinnern
lassen; widrigens soll die gerichtliche Verordnung
bep dem Gerichtsorte angeschlagen werden, und
diese Anschlagung eben von jener Wirkung seyn/
als wenn die Zustellung geschehen wäre, doch hat
in solchem Falle der Gerichtsdiener die zu der ge?
richtlichen Verordnung gehörigen Beylagen zurück-
zuhalten, und auf Anmelden jenem, welchem sie
hätten zugestellet werden sollen zu übergeben.

§. 388 .
Wenn an Seite eines, oder des andern Theils

MchrereMreitgenoffene sind, sollen sie dem Geg>
per jenen namhaft machen, welchem die weiter«
gerichtlichen Verordnungen ^zustellen sind; wie
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brigens sind sie lediglich jenem zuzustellen, wel-
cher it l der ersten Schrift der erste benannt ist.

§- 389-
Wenn ein- oder der andere Theil im OrtebeS

Gerichts nicht wohnhaft ist, soll er, und zwar der
Klager gleich in der ersten Schr i f t : der Beklagte
aber vor Verstreichung der darüber zur Einrede
angesetzten Krift jemanden, welchem die gerichtli-
che Verordnungen zuzustellen find, daselbst bestel-
len, und ihn dem Gegner namhaft machen; wl«
drigens hat er die Zustellungsunkösten zu tragen,
und in keinem Falle eine Vergütung zu hoffen;
doch hat diese Unkosten derjenige, der die Zustel-
lende Verordnung erwirket hat, immittels vorzu-
schiessen.

8- 39c>.
Wenn der Klager auffer der Crblande wohn-

haft , oder doch dessen Wohnort in den Erblanden
nicht bekannt wäre, soll er einen Sachwalter im
Orte des Gerichts namhaft machen, widrigens ist
der Kläger ohne Ertheilung des sonst ordnungs^
massigen Bescheides darauf zu weisen.

L 2 §. 391»



164 Sechs und drcyßigstes Kapitel.

5- 3 9 1 - .
Wenn der Beklagte ausser der Erblande sein

Wohnort hat , oder dieses unbekannt ist, soll zu
dessen Vertretung auf seine Gefahr, und Unkosten
ein Kurator bestellet, und dieses ihm durch ein
öffentliches Edikt zu dem Ende kundgemacht wer«
den, damit er allenfalls einen andern Sachwalter
bestelle.!

z . 3 9 2 .
Wenn jedoch dessen Wohnort ausser der Erb,

lande bekannt wäre/ soll nebst der im vorhergehen-
den 5. vorgeschriebenen öffentlichen Kundmachung
die wider ihn eingereichte Klage mit der gehörigen
Aufschrift der Post aufgegeben, und über die Aufs
gäbe ein Schein beygebracht werden.

tz- 393.
Wenn An oder der andere Theil einen Sach-

walter bestellet hat , ist die Zustellung der gericht-
lichen Verordnungen zu dessen Händen so lange
gül t ig , bis ein anderer namhaft gemacht wor-
den ist.

§- 394.
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§- 394-
Jede Schr i f t , welche dem Gegentbeile zuge-

stellet werden muß, ist dopvelt, und zwar einmal,
mit allen Beylagen einzureichen, und jene mit detp
Beylagen zu verbescheiden.

§- 395 .
Der Richter soll die erledigte Schri f t dem Ges

richtsdiener, sobatb es möglich i s t , übergeben
lassen, dieser aber soll sie mit allen Beylagen so-
gleich zustellen; auf die Abschrift den Zustellungs-
schein jedesmal nach der von Seite des Rich-
ters zu geschehen habenden Einrückung der ergan-
genen Verordnung ausstellen, und gedachte Ab«
schrift dem Bittsteller auf Anmelden zurückgeben,
welcher dadurch die geschehene Zustellung beywei-
term Anlangen darzuthun haben wird,

tz. 396.
Wenn die Verordnung mehreren Streitge-

noisenen zuzustellen ist, soll der Bittsteller die Ru>
brik der Schrift so oft beylegen, als Streitge-
nossene sind, und auf jede das Wohnort der Par-
they anmerken; der Richter hat die vergangene Ver>

L 3 ord«
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ordnung beyzusetzen, und durch den Gerlchtsdiem
die Zustellung zu besorgen.

§. 397.

Wenn Zeugen vorzufordern l ind , ist selben
weder die Sch r i f t , noch ein Rathschlag zuzustellen,
sondern ihnen nur im Namen des Gerichts über-
hauptaufzutragen, daß sie zur bestimmten Zeit
zur Ablegung einer Zeugenschaft erscheinen sollen.

Sieben und dreyßigstes Kapitel.
Von Genchtsunkösten,

§. 3 9 s .
F^ener, der in dem abgeführten Rechtsstreit sachi
^ fällig geworden, hat dem Gegentheile jedes-
mal die aufgelaufenen Gerichtsunkostm zu vergü-
ten, ausgenommen, wenn der Richter aus er-
heblichen Ursachen die Gerichtsunkösten zwischen
beiden Theilen auzuheben fände: Jedoch ist der
Richter in folgenden Fällen hiezu nicht berechti-
tiget: a) wenn der Sachfallige seine eigene Hand»
lung, worauf die Entscheidung der Sache beru-

hete,
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hete, widersprochen h a t , und deren überwiesen
worden ist; b) wenn der Sachfättige wider den
klaren Buchstaben des Gesetzes gestritten hat; c)
wenn er in der Hauptfache gar keine Red, und
Antwort gegeben hat ; 6) wenn er wider einen
Spruch der ersten Instanz die Appellazion ergriffen
hat, und in zweyter Instanz ebenfalls sachfällig
sewsevm M s i« welchem letzten Falle der Sach-
fällige die Aphellazionsunkösten jederzeit zu tragen
hat.

tz- 399»
Eben also ist in dem Ersätze der Unkosten je-

ner zu verurtheilen, der vor der Erkänntniß von
dem Prozesse abgestanden ist.

Dagegen kann jener, der einmal einen Spruch
für sich hat, von dem obern Richter in die Gerichts-
kosten nie verurtheilet werden.

§. 4QI.

Wenn ein Theil in einem Nebenstreite nach
Mger Ausmessung die Gerichtsünktsten zu tragen

L 4 hat/
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hat, muß er auch in dem Spruche, der darüber
ergeht, dazu verurtheilet werden.

§. 422.

Der Richter soll jederzeit die Gerichtsunkisten
ausdrücklich aufheben, oder demjenigen, welchem
ße zn ersetzen sind, zuerkennen.

§. 403.

D a die Gerichtsunköstm einem Theile'zuer-
kannt werden, muß sie der Richter in dem S p r w
che selbst mäßigen; dahero sollen die Parthrpen
bey Verlust derselben ein Verzeichniß darüber den
W e n jederzeit beylegen.

§. 404.

Für die Schriften, welche eine Patthey selbst/
oder ein Advokat in eigener Sache verfertiget hat,
ist die nämliche Gebühr anzurechnen, als wenn
iie von einem Drit ten waren verfasset worden.

§. 4^5.

N u r für jene Reise soll die Erstattung der
Unkosten statt haben, welche in Anbetracht der
Streitsache nach Ermessen deö Richters nöthig ge«

wesen,
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Wesen, oder auf Befehl des Richters vorgenvM
wen worden ist.

5. 4 ^ 6 .
Wenn der Klägerin der Provinz, wo der P ro -

zeß geführet werden w i l l , nicht kundbar sattsam be,
mittelt ist, soll er mit der ersten Klage dem Be-
klagten annehmliche Sicherbelt für die Gerichts«««
kösten bestellen/ obre zu schwören sich «bieten, daß
er diese nicht schaffen könne. Wivrigens soll die
Klag nicht angenommen, sondern er hierauf ge«
wirsen werden.

§- 407.

Erstgedachten Eid hat der Kläger, wenn er
ihm von dem Beklagten nicht erlassen wird, aller-
dings abzulegen.

§. 403.
Wenn der Beklagte befugt zu seyn glaubt/

eine mehrere Sicherheit zu begehren, soll ihm sol-
ches zwar freystehen, doch soll die Hauptsache
durch diesen. Nebenstrcit niemals tzehemmet wer«
den.
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F. 4 0 9 .

Wenn der Richter in dem abgeführten
zeffe, oder in der ergriffenen Avpellazion, oder
Revision bey einer, oder anderer Parthey eine
offenbare Widerrechtlichkeit/ und ^sondern Muth,
willen bemerkte, hat derselbe die betreffende Par,
they, und ihren bestellten Rechtsfrennd mit eintt
angemessenen Strafe an Gelde, oder Leibe an-
zusehen.

Acht und dreyßigstes Kapitel.
W o n den A d v o k a t e n .

soll zum Advokaten angenommen wer-
als jene, welche auf einer erblandischen

Universität das Doktorat erlanget haben, ausge-
nommen bey den Ortsgerichten auf dem Lande,
wo jene, welche auf einer erbländischen Universi-
tät über ihre Wissenschaft in den Rechten gepruset
worden, und darüber die vorgeschriebenen Zeug-
niße beybringen, zur Advokatur können gelassen

wer,
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werden, doch nur iy Abgang graduitter Adpy,
taten.

Jener, welcher zum Advokaten angenommen
zu werden verlanget/ hat sich bey der im Lande
aufgestellten Appellazionsstelle dieserwegen Zu mel-
den/ und nebst pem Zeugnisse der erbländischen
Universität, die ihn geprüfet hat , auch ein wel,
ters Zeugniß eines bereits angenommenen Advo-
katen über dessen in Rechtssachen eingeholte E r -
fahrung/ und hiebey bezeigten Fleiß, Geschicklich-
keit/ und Rechtschaffwheit beyzubringen/ wo so-
dann die Appellazionbstelle ihn sowohl über die
Theorie/ als Anwendung der Gerichtsordnung/
und sämmtlicher Landesgesetzeaufdas schärfste prü-
fen: dessen S i t t en / und Rechtschaffenheit genau
untersuchen: und wenn sie ihn tauglich findet, zur
Advokatur zulassen solle/ ohne auf eine Anzahl/
oder auf einen Unterschied der Gerichten zu sehen.

§. 412.

Wenn ein Advokat um die Vertretung ange-
gangen w i r b , soll selber zuförderst erwägen, ob

der
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der Rechtshandel gerecht, und b i l l ig , und dahm
zur Vertretung geeignet sey: zu diesem Ende soll
er vor Uebernehymng der Vertretung untersuchen,
und zwar falls seine Parthcy als Kläger auf-
t r i t t , 2) was selbe in der Hauptsache, und Ne-
benverbindlichkeiten fordere; b) wie sie die Klage,
und jeden Umstand derselben zu erweisen vermögend
l e y ; c) ob über diesen, oder jenen Umstand
schriftliche Beweise vorhanden; 6 ) wo sich diesel-
ben befinden; e) wer bey diesem, oder jenem Um- ^
stand zugegen gewesen; k ) welche Umstände die
Parthey zu beschwören erhietig sep, und §) über
welchen allenfalls dem Gegentheil ein Eid aufgtt
tragen werden soll.

. tz- 413-
Eben also soll der Advokat/ wenn die seine

Vertretung ansuchende Parthey als Beklagter auf«
zutreten hat , vorzüglich die Klage wohl untersu-
chen, die dagegen streitenden Einwendungen, so-
weit sie aus einem Faktum entspringen, wohl er-
wägen, und auf die Behelfe, wodurch die Um-

stände



Von den Advokaten. 56«

stände der Einwendungen erwiesen werben wollen,
nachforschen.

L- 414.
I n Helden Fällen soll der Advokat eine Um-

ständliche Geschichte über den eigentlichen Rechts-
handel, und über die von seiner Parthey entdeckten
Umstände (lpecies. K H i ) aufsetze«/ selbe von der
Parthey, falls sse des Schreibens kündig, fertigen
lassen/ eine Abschrift hievon unter seiner Fe/tigung
der Parthey auf ihr Verlangen hinausgeben, und
selbe dem Richter auf jedesmaliges Begehren, doch
solchergestalten vorzuweisen verbunden sepN/ daß,
wenn selbe dem Gegentheile nicht mitgetheiltt wor-
den/ hierauf bey Erledigung des Prozesses keine
Rücksicht zu tragen sey.

§. 4i5.

Der Advokat soll sodann nach Beschaffenheit
der Umstände vorzüglich weiters untersuchen/2)
ob nicht etwa mehrere an der Klage Theil zu neh-
men haben; b ) ob nicht einige davon unter der
Kuratel stehen; c) auf welche Ar t vorlausig die
denöthigtcn Urkunden, und Behelfe beschaffen

seyen;
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seyen;6)uttter wessen Gerichtsbarkeit der Beklagte
stehe; e) ob nicht die Klage wider mehrere zu stel-
len ; t ) ob nicht einige davon unter der Kuratel
stehen; s ) ob nicht von Jemanden die Vertre-
tung zu begehren sey; K) ob nicht bis zur Austrag
der Sache anderweite rechtliche Vorsichten zu tref«
ftnsepen.

§. 416.

Wepn der Advokat sich entschlossen h a t , die
Vtttretung anzunehmen, soll er sich sogleich mit
einer schriftlichen Gewalt , und Vollmacht verse-
hen, welche von jeder einzelnen Parchey eigenhäns
big zu unterfertigen i s t : Diese Gewalt, und
Vollmacht soll der Advokat nicht annehmen, es
sey denn in selber einerseits ein Substitut er>
nannt, oder die Vefugniß einen andern zu sub-
stituiren ertheilet, andererseits diese Vollmacht
auch auf die Erben des Gewaltgebers gerichtet;
wenn jedoch hierinnfalls etwas unterlassen wür-
de, soll in dem ersten Falle keine Schr i f t , aus-
genommen in wichtigern Fal len, und wo der
Verzug mit einer Gefahr verknüpfet ist, ange«

N0M5
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nommen, und auch dann von dem Advokaten
wenigstens bis zur zweyten Schrift eine V o l l -
macht nach obiger Vorschrift beygebracht werden:
L m zweyten Falle dagegen soll nach dem an-
fälligen Absterben des Gewaltgebers der Prozeß
gleichwohl unaufgehalten fortgesetzte werden;
welches auch bey jedem Gewaltgeber in Pro-
Machen zu beMchten ist.

5- 417.
I n dem rechtlichen Verfahren hat fich der

Advokat genauest nach gegenwärtiger Gerichts-
ordnung zu benehmen, feine Schriften aber rein,
leserlich, und ohne übertriebene Ausdehnung zu
^erreichen.

Bey den Inrotulierungen der Akten sollen

bie'Advokaten selbst erscheinen, und sich diesfallS

nicht auf jemanden andern verlassen.

h. 419-
Ein Advokat soll eine zum vertreten ange-

nommene Streitsache vor dem Ende derselben
phne erhebliche Ursache nicht verlassen, und wenn
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er hiezu aus erheblichen Ursachen veranlaßt wür-
de/ soll er der Parthep gerichtlich aufkünden, und
dennoch von dem Tage der zugestellten Aufkün-
dung die Parthey noch so lange zu vertreten schul»
dig seyn, als die Frist fortdaurete, die ihr zu
Einreichung einer Einrede gestattet würde, es wä>
r e d a n n , daß die Parthey sich eher einen am
dern Rechtsfreund bestellet hätte.

§. 420.

Wenn die Parthey selbst keinen Substituten
ernennet ha t te , soll der bestellte Advokat dem
Gegentheile einen namhaft machen/ dieser aber
die Sache ununterbrochen fortsetzen, wenn der
erste Advokat stürbe, austräte, oder sonst ver-
hindert würde, bis die Parthey selbst einen an-
dern Advokaten bestellt haben wird.

§. 42 l .
Ein Advokat soll nicht beiden Theilen zur

nämlichen Zeit in einerlei Rechtsstrelt dienen, auch
der Parthep nicht in einer Sache die Vertretung
leisten, in welcher er vorhin dem Gegentheile ge-
dienet hatte.

§. 422.
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§. 422.

Die Advokaten sollen sich in bereits resolvlr«
ten, und entschiedenen Sachen keiner Absprünge,
oder neuerlichen Behelligungen gebrauchen.

§- 423.

Kein Advokat soll sich auf den F a l l , da es
den Prozeß gewinnen würde, eine besondere de«
stimmte Belohnung voraus bedingen, ein solches
Beding wäre nicht nur unkräftlg, sondern jener
Advokat noch besonders zu strafen, welcher es ein«
gegangen hatte.

§. 424.

Jeder Advokat soll bey Ueberreichung der letz-
ten Schr i f t , wie auch bey der Appellazions - oder
Reviftonsschrift seine Gebühren verzeichnen, und
dieses Verzeichniß den Akten beylegen; und eben
also am Ende der Tagsayung, worüber eine Cr-
kanntniß erfolget, die Anforderung seiner Gebühren
beybringen, und entweder schriftlich, oder münd-
lich zum Protokolle anzeigen.

G e r i c h t s o r d n . M §- 425
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§. 425.

S o oft der Dichter den Sachfalllgeu in den

Ersatz der Unkosten zu Verfällen hat, soll er die

angesetzten Gebühren des gegentheiligen Udvoka<

tens wider den VachMigen in dem Spruche selbst

Mäßigen; jene Gebühren aber, welche eine Par-

they ihrem Advokaten zu entrichten hat, soll der

Dichter nur damals mäßigen, wann die Parthey

splche Mäßigung verlanget.

§ . 426 . .

Die Arbeit der Advokaten ist niemals nach der

Anzahl der Bogen ihrer Schriften ̂  noch auch nach

der Anzahl der Tagsatzungen, sondern nach dem we«

sentlichen Verdienste zu schätzen, was immer dies?

fqlls zwischen dem Advokaten, und der Patthey

bedungen worden wäre.

§. 427.

I n dieser Bestimmung sollen von dem Richter

folgende Rucksichten beobachtet werden; 2) ob der

Advokat zu Herbeischaffung des Behelfe, und sonsti-

ger Vorbereitung, auch gründlicher Pelegung sei-

ner Vtthschriften besondere Mühe angewendet ha-

be:
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be: b) ob aus dem Innhal t der verfaßten Schr i f t
ein ausnehmender Fleiß, und ganz vorzügliche Ge-
schicklichkeit hervorleuchte: c) ob er den Prozeß mi t
möglicher Genauigkeit, und Beförderung avgefüh
ret habe: ch ob er sich hiebey durchaus in Fol«
ge dieser Gerichtsordnung benommen habe: e) ob
nicht der Vermögensstand der Parthey eine genauere
Mäßigung fordere,

§. 428.

Wenn von einem Advokaten Prozesse angenom-
men werden, in welchen ein offenbares Unrecht ver»
theidiget werden w i l l , es sey solches aus Unwis,
senheit/ oder'aus Gewinnsucht geschehen, hat die-
jenige Stel le, bey welcher derley Prozesse entschie-
den werden, einen solchen Advokaten der Appella-
zionsstelle anzuzeigen: diese aber hat alsdenn nach
Maaß des Verbrechens entweder mit einer ange-
messenen Geldstrafe vorzugehen, oder einen solchen
Advokaten von der Advokatur auf eine Ze i t , oder
auf immer auszuschließen.

M 2 ß. 429.



Neun und dreyßigstes Kapitel.

Wenn der pollttschen Stelle von einem Advo-
katen ein Gebrechen bekannt würde, das auf dessen
sittliches Betragen, und redliche Behandlung Bezk,
hung nähme, oder wenn sie erführe, daß der Ad<
vokat viele Schulden mache, sott von selber sogleich
an die AMÜazlonsstelle die Anzeige geschehen, wck
che den Schuldigen auf eine Zeit lang, oder falls
an selben bey wiederholten Bestrafungen keine Besse»
rung bemerket würde, auf immer von der Advo-
katur auszljschlieffett hat.

Neun und dreyßigstes Kapitel.
Von dcm Richter.

8- 430.
welche als Richter bey einer Gerichts-

stelle angestellet zu werden suchen, sollen mit
den gewöhnlichen Zeugnissen darthun/ daß sie über
die hinlängliche Fähigkeit in der Rechtswissenschaft
auf einer Mändischen Universität geprüfet wor-
den,

§, 431«



Don'bem Fichttr. l g ,

§. 431.

BeynebenS sollen sowohl diese, als auch alle
jene, die als Stadt - oder Marktschreiber eine
Richterftelle ansuchen, sich einer scharfen Prüfung
aus den Landesgesetzen / und der gegenwärtigen Ge-
richtsordnung in jener A r t unterziehen/ welche nach
Beschaffenheit der Umstände für jede Gerichtsstelle
bestimmet ist, ausgmowmen, sie hatten schon öf<
fentlicke/ und wiederholte Proben ihrer Fähigkeit/
und Erfahrenheit in eben diesen Landesgefthen an
den Tag geleget.

§. 432.

Diejenigen, 2) über derer Vermögen ein Kon-
kurs eröfnet worden ist, wenn sie ihre Unschuld
nicht vollständig erwiesen haben, b ) jene, welche
als Verschwender gerichtlich erkläret worden sind/
sind unfähig ein richterliches Amt zu erlangen/
und wenn sie eines begleiten, sollen sie entlassen
werden.

8. 433.
Jenen, welche in eine peinliche Untersuchung

verfallen/ wird die Ausübung ihres Amts wäh-
M 3 ren-



Neun und dreyßigstes Kapitel.

render Untersuchung verbothen, und wenn sie ei-

nes landgerichtlichen Verbrechens schuldig erkannt

worden, sind sie auch eben dadurch des Richter-

amtes entsetzet.

§. 434.
Kein Richter sott von seinem Dienste etwas

anders genießen, als die ihm ausgeworfene be-
stimmte Besoldung, und bey vorfallender Reise
die F u h r , Verkostung, und wo es üblich ist, die
ausgemessenen Taggelder; folglich sollen jene, web
che derzeit in Ansehung ihres richterlichen Atw
tes noch einige Taren, oder andere Nebeneinkünftt
zu genießen haben, es ihrer unmittelbar vorgesetz-
ten Obrigkeit bey sonstiger Entlassung von ihrem
Dienste, binnen Jahresfrist anmelden, diese aber
hat ihnen dafür eine verhältnißmässige Besoldung
zu bestimmen, oder falls dieses in ihrer Macht
nicht stünde, es der vorgesetzten Obrigkeit a « M
zeigen.

z . 4 3 5 .
Jeder Richter soll von Annehmung alles Ge-

schenkes sich enthalten, widrigens die in unseM

Tiv i l -



Von dem Nlchter.

Livllrechten vorgesehene St ra f t unnachsschtlich m
gewarten haben.

§. 436.
Leder Richter soll zu Ettde des Fahrs ein

Verzeichniß aller Prozesse, welche bey ihm über

ein Jahr lang anhängig/ und noch nicht zu Ende

gebracht worden sind, an die ihm vorgesetzte S te l -

le überreichen, w ^ M c h M A n M der währen«

dem Jahre erledigt , und anhängig gemachten

Streitsachen anzeigen.

h. 43737-
Die Richter sollen verfahren, und sprechen

nach dem wahren, und allgemeinen Verstände der

Worte dieses Gesetzes, und unter keinem erdenkli-

chen Vorwande eines Unterschiedes zwischen den

Wor ten , und dem Sinne des Gesetzes, einer von

der Schärfe der Rechte unterschiedenen Bi l l igkeit ,

oder eines widrigen Gebrauchs u. d. g l . von der

klaren Vorschrift dieser Gerichtsordnung abweichen;

nur dann, wenn ein Fal l ihm vorkäme, der zwar

in dieser Gerichtsordnung nicht entschieden wäre,

aber mit einem andern in selber entschiedenen Falle
ei-
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eine vollkommene Aehnlichkeit hätte, ist dem Rich,
ter gestattet, den nicht ausgedrückten Fal l nach je-
ner Vorschrift zu entscheiden, die für den ausge-
drückten Fa l l bestimmet ist; sollte aber über den
Verstand des Gesetzes ein gegründeter Zweifelbor-
fal len, so wi rd solcher nach Ho f anzuzeigen, Mb
die Entschliessung darüber einzuholen seyn; würde
aber ein Richter die Streitsachen wider diese Ord-
nung verzögern, oder die Partheyen sonst beschwe,
ren/ so hätte er für allen Schaden zu haften.
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« Joseph der Zwepte, von
j Gottes Gnaden erwählter römi«

^ ^ ^ / scher Kaiser, zu Mett Zeiten Meh-
rer des Reichs, König ttt Germanien, zu Jeru-
salem, Ungarn, BöheiM/ Dalmatlett, Troae
tien, Slavonien, Galtzien, und Lodomerten;
Erzherzog zu Oesterreich; Herzog zu Bur«
gund, zu Lotharingen, zuSteyer, zuKarn-
ten, und zu Kraln; Herzog zu Toscana / Groß-
fürst zu Siebenbürgen; Markgraf zu Mahren;
Herzog zu Braband, zu Ltmburg, zu Luzem-
bürg, und zu Geldern, zu Nürtemberg, zu
Ober-und Nieder-Schlesien, zu Mayland,
zu Mantua, zu Parma, Placenz, Guastalla,
Auschwitz, und Zator;zu ÜIalabrien,zu Baar,
zu Monferrat, und zu Teschen, Fürst zu Schwa-
ben, und zu Charleville, gechrfteter Graf zu
Habsburg, zu Flandern, zu Tyrol, zu Henne«
ssau, zu Kyburg, zu Götz, und zu Gradisca;
Markgraf des heiligen römischen Reichs, zu
Burgau, zu Ober-und Nieder-Lausnitz, zu
kont a Aloul lan, und zu Nomeny, Graf zu
Namur, zu Provinz, zu Saudemont, zu Blan^-
kenberg, zu Zütphen, zu Saarwerden, zu
Salm, nnd zu Falkenstein, Herr aufder Win-
dtschen Mark, und zu Mechcln :c. )c.

/Entbieten alten Unfern in Böheim, Oähren, Schle/
V ^ sien, Oesterteich unter, und ob der Ennß, Steyee,
markt, Karnten, K ra in , Gvrz , Grabiska, Triest,
T y r v l , unh den Vorlanden dermalen, und künftig beste-

ns 2 henbm



henden Gerichtsbehörde!,, und Unsern gesammlen Un<
tcrthanen, und Insassen dasiger'Landen Unsere Landes-
fürstl. Gnade, und geben euch zu vnnehmen.

Um die Rechtspflege, die M i r als eine der wesent-
lichsten Landesfürstl. Pflichten ansehen, auch in denen
Konkursfallen, deren Verhandlung Unsere vorzügliche
Aufmerksamkeit auffordert, einer mehreren Genauigkeit,
und Beförderung zuzuführen, unter einem auch eine Ein-
förmigkeit in Unsern Landen herzustellen, haben Wi r
eine allgemeine Konkursordnung entwerfen, und in dieser
die eigentliche Verführung, nach welcher sich der Richter
von Eröfnung bis zu Beendigung eines Konkurses zu be,
nehmen habe, die Pflichten der Verwalter, und Vertreter
der Konkursmassen, und die Rechtender Gläubiger unter
sich bestimmen lassen.

Da W i r nun diese euch anmit kundmachende allge<
meine Konkursordnung Unsern Absichten, und dem ge-
meinen Woh l gemäß befunden, als erklären W i r anmit
diese Kontursordnung als das einzige allgemeine Gesth
für alle in dem Eingang gegenwärtigen Patents benann-
te Landen, dagegen alle übrige auf die Konkursverhand«
lung Beziehung nehmende Patenten, Resoluzionen, oder
wie immer geartete Gesehe, und Gewohnheiten als auf-
gehoben, und unwirksam.

Und sollen alle mit ersten Jänner 1782 ausbrechen?
de Konkursen nach diesem Gesehe von dem Richter einge-
leitet , fortgesehet, und beendiget, hiernach von dm
Gläubigern das Recht gesucht, und erhalten, von den
aufgestellten Vertretern, und Verwaltern der Konkurs-
massen ihr Amt gehandelt werden.

Und obschon W i r in dieser allgemeinen Ordnung
auch die Vorzugsrechten der Schuldforderung genau be-
stimmet haben / und dahero alle in diesem Gesehe nicht
enthaltene Prioritäten at« aufgehoben, und unwirksam
erklär,«, so wollen W i r jedoch in dem einzigen Punkte,
wo W i r ein gleiches Recht in allen Landen herzustellen,

folglich



folglich in der allgemeinen Konkursorbnung dae Recht
dermalen schon zu erschöpfen nicht befunden-, nämlichen
in Beziehung auf den §. 1 6 . Unser« gesiunmten Ge-
richtsbehörden gestatten, oder W i r legen ihnen vielmehe
zur Pflicht aus, baß, wann dieselbe die ob der Klassifi-
zirung der Landesfürstl. Gaben, und Herrschaftsforde-
rungen dermalen in jedem Lande bestehende besondere Mech-
ten nicht hinlänglich bestimmet, sondern einer gegründeten
Zweideutigkeit ausgesehet erachten sollten, sie Uns die
dießfällige Zweifel vorzulegen, und von Uns auch hierin-
nen für jedes Land , wo hiezu eine Notwendigkeit ein-
schreitet , ein bestimmtes Geseh anzusuchen gehalten seyn
sollen.

W o dagegen in alle« übrigen sich nach der Vor -
schrift des Gesetzes zu achten, keiner Auslegung, ober
Erweiterung statt zu geben ist.

Und da W i r bey dieser Gelegenheit den Personal-
gerichtsstand des Verschuldeten zum eigentlichen Konkurs-
richter in Beziehung auf das gesammte, in der näwlichm
Provinz befindliche Vermögen gemäß §. i . ernennet ha«'
den;

S o erklären W i r hiemit lediglich zu Vermeidung
üller Mißdeutung, daß W i r hierunter die erbländische
Gerichtsbehörde verstanden haben, und auswärtigen Ge<
richlsbarkeiten, wenn ihnen auch die Person des Ver«
schuldeten in sonstigen Civllangelegenheiten unterstünde,
das Recht einer Kontursverhandlung einzuräumen nicht gc-
meinet seyen;

W i r d sich solchemnacb Jedermann / der mit einem ln
Unstrn Eingangs gedachten Erblanben ausbrechenden

Konkurs in welch immer Ar t verflochten is t , nach dlesem
Gesehe genauest zu achten, und sich vor dem aus verab-
säumter Befolgung ihme zugehen mögenden Verlust, und
Schaden zu hüten haben.

Dann hieran beschichct Unser Landessürsil. W i l l e ,
und Befehl.



Gegeben in Unserer Haupts und Residenzstadt Nie»
hen ilen VlonatStag May 1781 Unserer Reiche d«
römischen im I 7 t e n , und dtt Erblandischen im erst«,
Jahre.

Joseph .

Heinrich Grafvon Auersperg.

M r i a Joseph Graf v. «uersperg.

proxr,
Johann Bernhard ». Zencker.



§. 5<

r Konkurs ist bey jenem Richter zu
nen, welchem der Verschüttete gemäß seiner

perssnlichen Eigenschaft untergeben ist/ jedoch nur
in Rücksicht des in der nämlichen Provinz gelege,
nen Vermögens: also daß, wenn der Verschul-
dete in mehreren Provinzen ein Vermigen befftztt
te / in jeder Provinz in Anbetracht des daselbst
befindlichen Vermögens der Konkurs bey jenem
Richter zu eröffnen kommete, welchem der Ver-
schuldete M ä ß seiner persönlichen Eigenschaft un-
tergeben wäre, wenn er sich in der Provinz auf-
hielte.

Ä 4 »
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§2..

^ Der Konkurs ist in folgenden Fällen sogleich
zu eröffnen: 2) Wenn jemand sich unvermögew
erkläret, seine Schulden j u zahlen; d) wenn ie-
mand stirbt, und der gegen Errichtung der 2w
ventur erklarte Erh in Beziehung auf das Ver-
laffenschaftsvermögen, oder aber in Abgang eines
Erdens der Verlassenschaftskuratvr die Anordnung
tines Konkurses ansucht.

§. 3-
Wenn ein, oder mehrere Gläubiger die Eröff«

nung des Konkursts begehrten, und es wäre nicht
offenbar, daß ihr Begehren ohne Grund, und
zur Kränkung des Schuldners fey, soll zur Um
tersuchung der Sache auf eine so kurze Ze i t ,
als möglich, eine Tagsaßung angeordnet, und
dem Schuldner aufgetragen werden, daß er ent-
weder die klagenden Gläubiger bedecke, oder seinen
Vermögens « und Schuldensand verfassen, und
zur Tagsatzung mitbringen solle.

8- 4.



für Böhmen, Mahren, Schlesien«. 9

5 4-
Nenn der Schuldner seinen Nagenden Gläu-

biger nicht bedecket hät te , oder bep der Tagsa-
tzulig nicht erschiene, oder seinen VermögenS-
und Schuldenstand nicht mitbrächte, oder nicht
darthäte, daß er im Stande sey, alle seine Gläu-
biger zu befriedigen, wäre ohne weiterS der Kon»
kurs zu eröffnen.

5- 5.
Die Eröffnung des Konkurses geschieht durch

das Edikt, welches zu Einberufung der Gläubi-
ger ausgefertigte w i rd ; Daher ist der Konkurs ln
Rücksicht der hieraus entstehenden Rechtswirkun-
gen vom Tage der öffentlichen Kundmachung des
gedachten Edikts für eröffnet zu halten. Dieser-
wegen sollen die Konkursinstanzen diese Kundma-
chung mit möglichster Beförderung einleiten, und
den eigentlichen Tag der geschehenen Kundmachung
genau anmerken.

§. 6.
Nachdem der Konkurs eröffnet, das ist, ge-

hörig kund gemacht worden is t , sott wider den
A 5
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Verschuldeten bey keiner Gerichtsstelle mehr gültig
verfahren, sondern alle da, oder dort anhängige
Streitsachen zu dem Gerichte verwiesen werden,
bey welchem der Konkurs anhängig ist. Nur
der FistuS kann bey seinem Gerichtsstande, un-
geachtet des bey einer andern Gerichtsstelle erbst-
neten Konkurses feine Forderungen, doch wider
den Vertreter der Masse erweisen.

§- 7.
D a ein Konkurs eröffnet wird, soll der Richter

zugleich 2) einen Vertreter der Masse (Curatorem aä
lites) aufstellen: N u r auf dem Lande, da dieGlau-
biger sich einhellig zur Liquidirung vordem Gerichts-
Halter einverfiehen, kann dieser mit den Gläubi-
gern selbst die Liquidlrung vornehmen, doch st,
daß derselbe zuvorderst das ganze Geschäft durch
Vergleich abzuthun sich alles Fleißes bestreben,
sonst aber der Ordnung nach verfahren solle;
b) eben mit der Eröffnung des Konkurses soll
der Richter das Vermögen des Verschuldeten zu-
gleich in die Sperre nehmen, beschreiben, und
schätzen lassen; wie auch c) nach Vernehmung, und

Ein?



für Böhmen, Mähren, Schlesien, ic. n

Einwilligung der bekannten/ und tm Orte des
Gerichts anwesenden Gläubigern, oder auch,
wenn eS die Noth erheischete, von Amtswegen einen
Verwalter des Vermögens (^matarem bonorum)
bestellen; und endlich 6) alle, welche eine Forde-
rung an den Verschuldeten haben, durch ein öffent-
liches Edikt vorladen, und denselben auftragen,
daß sie ihre Forderungen bis an einem zu bestim-
menden Tage anmelden sollen, widrigens sie von
dem vorhandenen Vermögen, in soweit es die
Gläubiger, die sich melden werden, erschöpfen,
abgewiesen sepn würden.

3. 8.
Den T a g , bis an welchem die Gläubiger ih-

re Forderungen anzumelden haben; soll der Rich-
ter nach Beschaffenheit der Umstände bestimmen,
doch niemals welter hinaus, als auf 6 Monate,
und auf keine kürzere Zeit als auf 30 Tage, und
zwar jederzeit mit Einschluß der Ferien.

§. 9-
Das Edikt soll, wie es jeden O r t s Herkom-

mens ist, angeschlagen, und kundgemacht, die vor-
ge-
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gemerkten Gläubiger aber besonders vorgeladen, und
jeden derselben die Vorforderung so zugestellet wer«
t m , wie einem Beklagten nach Maßgabe seiner
Anwesenheit, oder Abwesenheit die erste Klage in
Folge der Gerichtsordnung zugestellet werden muß.

§. 10.

Gleich nach Empfang des Dekrets soll der
aufgestellte Vertreter mit den bekannten Gläubi-
gern l i a M r e n , und mit den übrigen nach dem
M a ß e , als sie sich anmelden: wenn ervor Ver-
streichung der zur Anmeldung gesetzten Frist mit
allen vollständig liquidiret hätte, wäre bey Be-
stimmung seiner Belohyung besondere Rücksicht
auf feinen Fleiß zu tragen.

§. ii.

Die Gläubiger sollen ihre Anmeldung in
der Gestalt einer förmlichen Klage einreichen, dar-
über aber soll sowohl bey dem Gerichtsprotokolle,
als von dem Vertreter selbst eine genaue Bormer,
kung gehalten, daraus seiner Zeit ein verläßliches
Verzeichnis verfasset, und dieses mit dem Akten
zur Abfassung der KlaWkaziou eingelegt werden.

§- 12.



für Böhmen, Mahren, Schlesien, :c. i Z

§. 12.

Ueber jede solche Anmeldung ist, wie über je-
de andere Klage zu verfahren; es hat aber in die-
ser jeder Gläubiger nicht allein die Richtigkeit seiner
Forderung, sondern auch das Recht, kraft dessen er
in diese, oder jene Klasse gesetzt zu werden begehret,
zu erweisen, und auszuführen.

5- 13.

Nachdem über alle Anmeldungen/ welche bis
zur Verstreichung der in den Edikten bestimmten
Frist eingekommenstnd, das Verfahren geschlos-
sen, und die Akten inrotuliret sind, soll über je-
de Anmeldung in Betref der Richtigkeit der For-
derung der Spruch insbesondere geschöpfet, zugleich
aber die Klaffisikazion der sämmtlich angemeldeten
Glaubiger abgefasset, und behörig kund gemacht
werden.

§. 14.

Vor allen Gläubigern sind jene zu sehen, 2)
welche ihr eigenthümliches bewegliches, oder unbe-
weglicheS G u t , so zur Zeit des eröffneten Kon-
kurses in der Masse annoch ullverwendct gefunden

wor-
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worden ist, zurückfordern; t>) jene, welche nach
eröffneten Konkurs für die Masse selbst etwas ver-
wendet, oder für selbe gearbeitet haben, als der
Vertreter der Masse, und der Verwalter des
Vermögens.

§. i5.

I n die erste Klasse sind zu setzen, jene, wel-
chen hiemit ein vorzügliches Recht ertheilet wird.
5) Die zur Begräbniß des Verschuldeten nothweu«
digen Unkosten; b) die erforderlichen Trauerunko-
sten, doch nur in dem Fa l le , wann der Verschul«
dete vor Eröffnung des Konkurses gestorben ist; c)
die Hausgenossen, welche um Kost, oder umLohw
oder um beides zugleich einem Herrn dienen, mit
ihren von dreyen Jahren her rückständigen Liedlohn,
von der Eröffnung des Konkurses zurückzurechnm:
6) die Aerzte, Wundärzte, und Apotheker mit
dem, was sie von einem Jahre her an den Ver i
schuldeten für ihre Bemühungen, und abgegebene
Arznepen zu fordern haben, e) DieRauchfangkeh-
m ebenfalls mit ihrem Verdienste von einem 5ahs

re



für Böhmen, Mahren, Schlesien, lc. »5

re her vom Tage des eröffneten Konkurses zurück«
zurechnen.

§. 16.
Die landeöfürftliche Gaben/ und die obrigkeit-

lichen Forderungen find so zu klasslfiziren, wie es
bisher kraft der bestehenden Gesetze üblich war.

§. 17.
I n die änderte Klaffe find zu sehen jene, web

che auf das Vermögen des Verschuldeten ein Pfand«
recht (pißnu5, vel k^potkecam) haben, nach

Maaßgab der Ze i t / da sie das Pfandrecht erhal-
ten haben, oder nach Vorschrift der bestehenden
Landtafel-und Vormttkungspatenten, jedoch nur
in Ansehung desjenigen G u t s , welches ihnen ver-
pfändet ist.

Die Zinsen von einem Pfanbkapital habe«
das nämliche Vorrecht, als das Kapital selbst
von dreyen Jahren her vom Tage des eröffneten
Konkurses zurückzurechnen; wären sie aber schon
vorhero doch unausgeseftet eingeklagt worden, so
hätten sowphl jene, welche von drepen Jahren vom

Tage
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Tage der eingereichten Klage zurückzurechnen, her-
rühren/ als jene, welche nach der Klage bis zum
ausgebrochenen Konkurs verfallen sind, dasnäm>
llche Vorrecht zu genießen.

§. 19.
I n die dritte Klasse gehören jene, welchen vor

den Gemeinglaubigern hiemit ein Vorrecht erthei-
let w i r d : nämlich a) die Pupil len, und jene, die
den Pupillen in den Gesetzen gleichschalten werden,
falls sie mit keinem Pfandrecht bedecket sind, wenn
der Verschuldete ihr Gerhab, Kurator, Güterver,
wal tet , oder ihre Obrigkeit als Obergerhab war;
b) Der Fiskus, mit dem, waS er an landesfürst-
lichen Dienern/ wegen ihres Dienstes zu fordern
hat ; c) die förmlichen Wechselbriefe; 6 ) jene ob-
schon nur trockene Wechselbriefe, welche von Han-
delsleuten an die Landes-Fabriken, oder auch an
solche erblandische Manufaktursarbeiter, welche
leinene, ober auch Maaren von Wol le , Kot ton,
Seide, Leder, G l a s , Golöe, und anderen Me-
tallen verfertigen, ausgestellt worden sind, inso-
weit jede Fabrik, oder Fabrikant ihre erzeugte

Waa-



für Böhmen, Mahrea, Schlcsten, ,e. z ^

Waaren ein Jahr vor dem ausgebrochenem Falli-,
ment geborget haben. Wie dann auch diejenigen^
welche obernannten Erbländischen Fabriken, oder
Manufaktursarbeitern einiges Ge ld , oder Mate-
rialien auf trockene Wechselbriefe in dem letzten
Jahre vor dem Verfalle geborget haben; e) daS
Eheweib des verschuldeten in Rücksicht des wirk«
lich zugebrachten, und einswnlen nicht etwa zu-
rückgestellten -beurachgutS/ wie auch in Rücksicht
der verschriebenen Widerlage, .soweit diese den
Betrag des wirklich abgeführten HeurathgutSniche
überschreitet, falls diese Forderungen des Eheweibs
mit keinem Pfandrecht bedecket sind. Und haben
alle in diese Klasse gesetzte Gläubiger, wenn daS
Vermögen nicht erklecklich wäre, sie insgesamt
zu befriedigen, ohne einiges Vorrecht unter sich
zu genießen, ihre Abschlagszahlungen lediglich nach
dem Verhältnisse ihrer Forderungen zu empfangen.

§. 2 ° .
I n Betreff der Zinsen, so von den in dieser

dritten Klasse gesetzten Posten ausständig sind/ solle
eben jenes beobachtet werden, was eben i n § . i g .

R o n k u r s o r d n . B von
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von den Zinsen der Pfanbkapitalien verordnet
worden ist.

§. 2i.

I n die vierte Klasse sind z» sehen der Fiftns
mit dem, was er aus einem Konttakte fordert,
nnd alle übrige Gemeingläubiger. Alle diese ha-
ben an dem überbleibenden Vermögen nach dem
Verhältnisse ihrer Forderungen ohne Unterschied
Hheil zu nehmen, und in Betreff der Zinsen ist
eben jenes zu beobachten, was indem § / l 8 - vsn
den Zinsen der Psandglaubiger verordnet wor-
den ist.

§. 22.

I nd ie fünfteKlassegehören dte Zinsen, web
chen hier nicht gleiches Vorrecht mit dem Kapital
bevgeleget worden ist; und zwar ohne Unterschied
nur nach dem Verhältnisse ihres Betrages.

8. 23 .
I n die sechste Klaffe endlich sind zu sehen 2)

jene, welche aus einer bloß wohlthätigen Handlung
des Verschuldeten, z. B . ein Beschenkter: zu fordern
haben, ebenfalls ohne Unterschied nach dem Ver-

hält-



für Böhmen, Mahren, Schlesien, le. » D

Haltnisse ihrer Forderungen; und nach diesen b) der
M u s mit denen ihm zuerkannten Strafgeldern,
und zwar die ein so andere Forderungen, wenn sie
niit keinem Pfandrecht bedecket find.

§. 24.

Wenn in einem Konkurs« ein Verg , Poch,
Hüt ten, oder Hammerwerk,'oder sonstiges dahin
gehöriges Gut begriffen ist, sind in Beziehung auf
dieses Vermögen, nicht aber in Rücksicht der übri-
gen Konkursmasse, denen in dem 15. §. einkom-
menden Gläubigern in der ersten Klasse folgende
Glaubiger, und zwar nach jener Ordnung, web
che hier ausgedrückt ist, vorzusetzen. 2) Der lan-
desfürstliche M u s , oder diejenige Grundherrewwel-
che des Bergzehendes, oder des Bezuges der Erb,
Kur« oder Quatembergelder insbesondere befugt
find, in Ansehung des ihnen von den erzeugten
Metal len, und Mineralien bereits gestürzten, oder
von derley Erzeugungen schon für sie von dem Ver-
schuldsten in Geld eingehobenen, und nicht abge-
führten Zehenden, Frohnen, oder Urbar, bann
Erb- Holz- Kur wie auch Quatembergeldern

A » ie-



2V Allgemeine Konkürssrdnung

jedoch leztere nur von dreyen Quartalen vom Tage
des ausgebrochenen Konkurses zurückzurechneu; b)
die Gewerkeu in Ansehung der schon geschlossenen,
und bey dem Vermigen des Verschuldeten bestndli,
chenAusbeuth; c) wie auch wegen der zum Be-
trieb 5eS Bergbaues baar erlegten/ und in des
Verschuldetm Hanben verbliebenen Zubuße, und
Verlags/ dann sonstiger gemeinschaftlichen Werks«
Vorräthen,und Material ien; 6) die Berg-Poch-
Hütten-Hammer- und Bergfabrikenwerks- Arbei«
ter in Ansehung ihrer Arbeitslohns-Forderungen,
jedoch nur von zweyen Quartalen von der vor
dem eröfnetem Konkurse geschehenen lezten Berg-
rechuung zurückzurechnen; e) die Forderungen der
Knappschaft- oder Bruderlaaden in Ansehung des
von dem Verschuldeten denen Arbeitern zwar von
ihrem Lohne abgezogenen, jedoch nicht in die
KnappschaftS, oder Bruderlaadskasse abgegebenen
Brudergelds / oder sogenannten Büchsenpfennings.
l ) Die Erbstöllner in Ansehung des Erbstollen
Neuntels/ öder sonstiger Erbstoll Gebühr; 3) je-
ne, welche an den Schacht-Geftang-Wässer-- und

aw
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anderen sogenannten Bergwerkssteuern, ober Z i n -
sen etlws zu fordern haben; jedoch nur in Rück-
ficht meyer Quartalen von der vor eröfnetem Kon-
kurse geschehenen lezten Vergrechnung zurückzu-
rechnen; wie auch jene, welche an Hütten« und
Pochwerkszinsen etwas zu fordern haben, jedoch
nur auf ein Fahr lang von Zeit der vor eröfnetem
Konkurse geschehenen lezten Bergrechnung zurück-
zurechnen.

5. 25 .
Auf gleiche A r t sind in solchem Falle denen

im §. 19. einkommenden Gläubigern in der dritten
Klasse vorzusetzen: die Verleger, welche zum Be-
trieb der Werker, dann Unterhaltung der Arbei-
ter den Verlag an Geld, Berg- Erfordernissen, und
Lebensmitteln vorgeschossen haben, wenn sie sich
bevor als wirkliche Verleger in den Bergamts,
oder Berggerichtsbüchern gehörig haben vormerken
lassen, jedoch nur in Rücksicht zweyer Quartalen
von der vor dem eröfneten Konkurse geschehenen
lezten Bergrechnung zurückznrechnm.

B 3 § 26.
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8. 26.
Den Gläubigern sollen zwar auch nach eröffne-

tem Konkurse die Interessen fortlaufen, es sind
ihnen aber jene Unkosten nicht zuzuerkennen, wel<
che sie zu Liquidirung ihrer Forderungen verwendet
haben.

§. 27.

Denen Unterthanen auswärtiger Staaten
soll in Rücksicht ihrer Forderungen gleiches Recht,
wie den Innländern ertheilet werden; es wäre
dann, daß die Forderung einen Unterhan eines
solchen Staates beträfe, attwo den Unterthanen
der österreichischen Monarchie nicht gleiches Recht
mit den eigenen Unterthanen ertheilet w i rd , in wcl<
chen Fällen das gegenseitige Recht ( l us recipro.
cum) genau zu beobachten ist.

§. 28.

Wider den in Betreff der Richtigkeit der For-
derung geschöpften Spruch stehet d<m Gläubiger
sowohl, als dem Vertreter, falls der eine, oder
der andere beschwert zu seyn glaubet, der Weg der
Appellation offen, wider die Klassifikation aber soll

nicht
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nicht appelliret werden, sondern jenen Naffifizir-
ten Gläubigern, welche vermeinen/ daß ste in ei,
w bessere Klaffe hätten geseyet werden sollen, oder
mlche einem anderen sein Vorrecht zu bestreiten
ZMnken, ist in der Klassifikazion vorzubehalten,
ihre Klage binnen zo Tagen einzuriechen.

5 . ^ 9 -
Jene, welche bis an den in den Edikten be-

stimmten Tag ihre Forderung nicht angemeldet ha-
ben, sind nicht mehr anzuhören, wenn ihnen auch
ein Kompensazionsrecht gebührte, oder wenn sie
auch ein eigenthümliches Gut von der Masse zu
fordern hätten, oder wenn ihre Forderung auch
M ein liegendes Gut des Verschuldeten vorge-
merkt wäre, folglich, wenn sie in die Masse schul»
dig wären, müßten sie ungeachtet des Kompensa,
zious, Elgcnthums, oder Pfandrechts, so ihnen sonst
zu statten gekommen wäre, ihre Schuld abtragen;
daheroistinderKlaffisikazion zu erklären, daß alle
ohne Ausnahme, welche sich nicht angemeldet ha-
ben, abgewiesen seyn.

B 4 5 3o.
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Jener, welcher zu einer Vorrechtsklage berech»
tiget zu seyn glaubet, hatbey Verlust dieses Rechts
binnen 30 Tagen vom Tage der kundgemachte?»
Klassifikation wider alle diejenigen, welche tr
diesfalls anbrechen w i l l , seine Vorrechtskkge
einzureichen, und zugleich, jedoch besonders zur
Aufstellung eines gemeinschaflichen Rechtsfttun>
des um eine Tagsatzung anzulangen

§. 3i.
Wann er seine Vorrechtsklage binnen der be,

stimmten Frist nicht einreichen könnte, soll er läng»
stens 3 Tage vor Ausgang derselben eine weitere
Frist ansuchen, und soll sich sodann sowohl in
Rücksicht des Ansuchens, als der sohinigen Er»
theilung auf eben jene A r t benommen werden, wie
es in der allgemeinen Gerichtsordnung in Rücksicht
der Fristen zur Erstattung der Einrede vorgesehen
worden ist.

§- 32.
Bey der Tagsatzung sollen die Beklagten einen

gemeinschaftlichen Rechtsfreund benennen: Wenn
sie
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sie abtt hierinnfalls uneinig wären/ soll jener/ auf
welchen die mehreren Stimmen der Anwesenden
ausfallen, dazu bestellet werden/ und wenn sie
keinen namhaft machten, hat der Richter auf ih«
rr Gefahr einen zu bestellen.

§- 33-
Die Vorrechtsklage ist dem gemeinschaftlichen

Rechtsfreund zuzustellen, und darüber, wie über
jede andere Klage zu verfahre«/ ausgenommen,
daß die erste Frist zur Erstattung der Einrede nur
auf 14 Tage zu bestimmen ist.

§. 34.
Der Verwalter des Vermögens soll die seiner

Verwaltung anvertrauten Güter/ wie ein guter
HauSvater besorgen/ alle Barschaften / und Kost-
barkeiten/ wenn die Glaubiger sich nicht ausdrück-
lich erklären/ dieselbe in seinen Händen lassen zu
wollen, in die gerichtliche Verwahrung geben/ die
Forderungen der Masse gütlich / oder gerichtlich
einbringen/ jene Güter aber, welche dem Verder-
ben unterliegen/ und jene/ deren Unterhalt viel
kostet/ und keinen Nutzen schaffet/ bey Zeiten/ je-

V 5 doch
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doch gerichtlich feilbieten lassen, dergestalt/ daß
wenn ein derley Gut ohne Gefahrenes Schadens
bis zur zweyten, oder dritten Feilbietung nicht zu-
rückgehalten werden könnte, dasselbe auch bey der
ersten Feilbietung unter der Schätzung zu ver-
kaufen wäre«

§. 25.
Gleich nach Verstreichunz der zur Anmeldung

bestimmten Fr is t , soll der Vertreter der Masse
wider sämmtliche Gläubiger um eine Tagsatzung
bitten, diese aber sollen bey der Tagsayung den
immlttelft aufgestellten Verwalter des Vermögens
bestättigen, oder einen andern durch die Mehr-
heit der Stimmen wählen.

§. 26.
Bey eben dieser Tagsatzung sollen die Gläu-

biger eine» Ausschuß aus ihnen ebenfalls durch
die Mehrheit der Stimmen erwählen, des wel-
chem der Vertreter des Vermögens sich in schwe-
ren Fällen RathS zu erholen, und ihm jährlich,
Rechnung zu geben haben wird.

§. 37.
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k- 37.
Wollten die Gläubiger leinen Verwalter, ,der

auch keinen Ausschuß wählen, oder es erschiene
bey der Tagsahung derstlben keiner, so hat der
Richter einen auf ihre Gefahr zu bestellen; waren
aber die St immen der Anwesenden gleich, so soll
der Richter einen der in Vorschlag gebrachten, nach
seinem Ermessen bestattigen.

§- 39.
DerVestattigte, oder neu erwählte Verwalter

soll ohne Zeitverlust die gerichtliche Feilbietung deS
noch vorhandenen Vermögens besorgen.

§. 3 9 .
Was weder bey der ersten, noch bey einer

zweyten Feilbietung wenigstens um die Schätzung
an den Mann gebracht werden kann, dieses soll
bis nach der verfaßten Klassifikation, und ausge,
tragenem Vorrechte aufbewahret werden. Nach
dielem aber k'll alles Vermögekl, lvas noch vor*
Händen ist, folglich auch die allenfallige Schuld-
scheine, und Forderungen der Masse < wenn die
Gläubiger, welche vorläufig zu vernehmen sind,

solche
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solche nicht übernehmen wollten) den MeistbietW
den, ohne auf eine Schätzung zu sehen, verkauft
werden.

§. 40.
Wer aus der Masse ein liegendes Gu t /au f was

immer für eine rechtliche A r t an sich gebracht hat,
dem soll der Richter die Urkunde darüber, welche
um an das EiZenthum gebracht zu werden, erfor-
derlich ist/ ertheilen.

§. 4L
Sobald das Vermögen dermassen berichtiget ist,

daß mit demselben die Zahlung ganz / oder zum Thei-
le geleistet werden kann, soll im ersten Falle ohne
weiters, im zweyten aber auf Begehren der Gläu-
biger von dem Verwalter des Vermögens die Ver-
theiluug desselben nach Maßgabe des Vorrechts ei-
nes jeden Gläubigers versaßet/mit allen Veylagen
dem Ausschüsse übergeben, und dessen jeder Gläu-
biger, gerichtlich erinneret werden. Jedoch sollen,
jene Glaubiger, welchen unstrittig ein Vorrecht
gebühret, auch ohne gedachte Verkeilung, abzu-
warten, sobald möglich abgesertiget werden,

§. 42.
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§ . 42 .
Jedem Gläubiger stehet ftep die Bertheilung

Hey dkm Ausschuße einzusehen/ zu untersuchen>
und darwider seine augenfällige Einwendungen ge>
richtlich anzubringen, doch soll er es binnen 14
Tagen Mch gedachter Erinnerung thun, wiorigens
damit nicht mehr gehöret werden; die wider die
Berthelluns eingebrachten Einwendungen aber sind
über vorläufige Einvernehmung jener Gläubiger,
die sie betreffen, zu entscheiden.

§ . 43-
Wenn binnen 14 Tagen wider die Vetthei,

lung keine Einwendungen gemacht, oder nachdem
diese entschieden worden sind, hat der Ausschuß
die Vertheilung unter seiner Fertigung zu Gerichts-
Händen zu erlegen, woselbst sie zurückzuhalten,
dem Verwalter der Masse aber hievon eine Ab-
schrift mit der Aussage zuzustellen ist, daß er hier-
nach den sich meldenden Gläubigern die Bezahlung
unverzüglich leisten solle.

§. 44-
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§- 44 .

Der Verwalter des Vermögens hat jedem
Gläubiger den auf ihn berechneten Betrag gegen
Quit tung abzuführen, von jenen Gläubigern, wel<
che ihre Forderungen ganz erhalten, die Zurück-
stellung der Schuldscheine, und Aushändigung
»ller Liquidiruagsaktm vorläufig abzufordern; bep
ienen Gläubigern aber, welche ihre Forderungen
nur zum Theile erhalten, den Betrag der geleiste«
ten Zahlung auf den Original Schuldschein am«m
anzumerken, und nach eingelegtem Gegenscheine
«bzuschreiben; für jene Gläubiger endlich, wel-
che sich ihrer Zahlung halber binnen 3 Monaten
nicht anmelden, den auf ste ausgemesfenen Betrag,
jedoch für jedem insbesondere in die gerichtliche
Verwahrung zu geben.

§- 45 -
Ueber die Abfertigung der Gläubiger hat der

Verwalter gemeiniglich mit dem Ausschusse 3
Monate, nachdem ihm dieAbschrift der Verthei-
lung w Folge des 43. §. zugefertiget worden ist,
feinen ausführlichen Bericht, an den Richter zu
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erstatten, und diesem Berichtedle von jedem Gläu«

biger ausgestellte Quittung/zurückgestellten Schuld-

scheine, und ausgehändigten Akten, dann die Er-

laaMelne über die allenfalls in die gerichtliche

Verwahrung gegebenen Beträge anzuschließen, der

Richter aber soll diesen Bericht genau durchgehen,

und wenn die Abfertigung der Gläubiger der zurück-

behaltenen original Vettheilung gemäß, und sonst

in allen richtig befunden w i r d , den Konkurs als

beendiget erklären.





Allerhöchste Erläuterungen
über nachstehende Anfragen

d e r

allgemeinen Gerichtsordnung.

kais. königl. Majestät n. :c.
haben über die von der O . Oest. Re-
gierung, und den tyrolischen LandcS-

standen aufgeworfene Bedenken gegen die
allgemeine Gerichtsordnung Ih re allerhöchste
Belehrung dahin zu ertheilen befunden.

A n f r a g e
26 §vum 15. der Ger ichtsordnung.

1 ) Auf den F a l l , wenn ein S tad t -mi t
dem Landgericht vereiniget ist, wie es bey
den S tad t -und Landgerichtern Bozen,
Meran, und Rattenberg eintrift, ob die
rechtliche Verfahrung auf gleiche Ar t zu
behandeln; anbey ermnerend, daß bey sol-
cher vorgeschriebenen mündlichen Verfah-
rungsart die Prozeße anstatt vermindert,
Vermehret werden darften; wo doch in
der ^nno 1771 herausgegebenen kaistrl.
königl. allerhöchsten 3^uiwli l l - Ordnung
maaßgebig vorgeschrieben, daß alle unter

X 4«



4o fi. bestehende Strittigkeiten bey den
gütigen Verhören ohne Gestattung eines
rechtlichen Umtriebs lummaMme abgehal-
ten werden sollen; und die streitenden Par-
theyen erst alsdann aä viam ^mi's zu ver-
weisen , wenn die Hauptsache 40 st. be-
tragete, und die Streitsache in einer, oder
höchstens zwey Stunden nicht gütig aus-

- einander gesetzet werden könnte?

Allerhöchste Belehrung.
Sey die Eigentlichkeit des durch die Ge-

richtsordnung vorgeschriebenen Verfahrens
nicht aus dem Aufenthaltsorte des Richters,
sondern aus dem Umstände zu entnehmen,
ob die Gerichtsbarkeit über eine Streitsache
auf dem Lande, oder inner dem Bezirk der
Stadt.ausgeübet werde.

A n f r a g e
26 §vum 18.

2 ) Sowohl bey den S t a d t - a l s Landgerich-
tern sty bis anher der Beyzug eines un-
verfangenen rechtschaffenen GerichtsmalMs,
des ^llessoriz nebst dem Richter und Ge-
richtsschreiber, und nach Maaßgab der
tyrolischen Landesordnung auch aus der
Ursache beobachtet worden, daß den M -

cheyen



theyen die vollkommene Integrität der Ob-
rigkeit erweislich vor Augen gestellet, und
den ?wwcoUis eine unausstellige Vewei-
sung beygeleget werde; eine einzige Per-
son hingegen das Zutrauen der Untertha-
nen nicht behaupten wurde?

Belehrung.
I n der Gerichtsordnung sey an der we-

gen Besetzung der Gerichtcr in jedem Lande
bestehenden besondern Verfassung nichts geän-
dert.

A n f r a g e

5 ) Glaube man, daß die Vcrstreichung deS
bestimmten termini 2 ciie fa<^X intimatio-
nis, und nach darüber beigebrachter Ur-
kund anzurechnen seyn werde?

Belehrung.
Die Frist einer gerichtlichen Verordnung

sey allerdings vom Tage der an die Par-
they, gegen die sie wirken soll, beschchcncn
Zustellungen anzurechnen.

A n f r a g e
aä §vum 66. «k 7 1 .

4 ) Vermög durch unfürdenkliche Ucbung her-
gebrachten rrivi jeßjj sey den landesfurstli-

) ( 2 chen



chen Rächen die Befugniß beygeleget wor-
den, den Beklagten acl lorum iuum> näm-
lich die Justiz - Landesstelle ziehen zu kön-
nen , wie dann dieser Vorzug auch in der
allergnädigst vorgeschriebenen Raths-In-
i t ru^ion gegründet wäre.

Belehrung.
Der Gebrauch, gemäß dessen die ?wv0-

cations - Klagen gegen landesfürstliche Rache
vor dem Richter des Beklagten angebracht
werden müssen, könne ferners nicht bestehen.

A n f r a g e
ad §vum 93.

5 ) Die Zerstuckung der Güter siy nach
Maaßgab der höchsten Verordnung cis
^nno 1770 in gewissen Fäl len; die Kauft-
gestattung hingegen, wenn der Kaufer an
Vermögen, das dem dritten Thcile des
Kaufpreises gleich kömmt, nicht ausweisen
kann, tuk claulula nuliitatlä verbuchen.

Die vorgeschriebene neue Gerichtsord-
nung enthalte in 5 l iäX - Fällen immer M
angebenden Falle nicht, ob die Zerstück-
oder Verkauftmg eines Gutes zugelassen
werden könne, wie sich auch auf die vor-
gängig höchste Verordnung nicht bezohen
werde, mithin auf allerhöchster Erläute-

rung



rung beruhete, ob man sothane Zerstück-
oder Verkaufung in O i ä X - Fäl len, und
Hey welchen Umständen erlauben därfe?

Belehrung.
Das wegen Zersiückung der Landgüter im

Jahre 177a ergangene blormativum sey durch
die Gerichtsordnung unberührt geblieben.

A n f r a g e
aci §vum 2O6.

6 ) Es wäre den meisten Gerichtern an den
wälschen l^onknen, wie auch einigen deut-
schen Gerichtern das /lis secunclX inlian-
tiX per ?rivi!egium, <̂  3tatut2 locorum
zugestanden worden, folglich könnte aller-
erst in tertia inüantia der i^eculF an die
O. Oest. Regierung genommen werden,
welche zweifache erstere Illstanz als eine
besondere Wohlthat angesehen worden;
es würde demnach den Partheyen schwer
fallen, daß über das zweyte gleichförmige
Urtheil kein fernerer Kecui-8, folglich auch
die zustehende Verführung an das ^p^e l -
Wions-'Gericht nicht statt finden solle.

Be-



Belehrung.
Durch die bey Gelegenheit des hergestellt

ten allgemeinen I . und 0 . Oest. ^Ppella-
tions - Gerichts zu Klagenjurt bekannt ge-
machte höchste Kelolution sey das einigen
Gerichtern eigen gewesene ^us secunclX m-
ttamiX mit dem iten I u l y 178« ohnehin
aufgehoben.

A n f r a g e
act §vum 293.

7 ) Es wäre bis anher die in dem tyroli-
schen Landes - 3t2ww Hten B . 63 Titel,
Lc seczuent. vorgeschriebene Lxecutions-
Ordnung durchaus beobachtet worden, daß
in soferne jemand eine Schuld anerkennet,
oder über das widrig ausgefallene Urthetl
die Appellation in tempors nicht intwau-
ciret hat, oder der Sentenz in ^ppelk-
torio conkrmiret worden, fohin die Be-
zahlungsverschaffung erfolget, und sodann
Mit den weitern Lxecutions - I 'ormMa-
ten, wenn solchen der Debitor bis auf den
wirklichen Schatztag nicht renunciret hat,
nach Vorschrift, und nach den in 5tatuto
bestimmten Terminen ftrgeschritten, und
nach gleichmäßiger Vorschrift die Schätzung
vorgenommen, und sohin die mälßitirten

k l



dem (^r»ckwn um die eingeklagte
Hauptsache sammt den Anhang durch förm-
liches Schätzrecht, und Stangenurtheil ein-
geraumet und überantwortet worden seyen;
von welcher in dem LandeSgesatze, und
durch ununterbrochene allgemeine Obser-
vanz eingeführten ^xecutions - Ordnung,
durch welche der Schuldner noch immer
so viel Luft erhalten, seinen Gläubiger,
ohne auf die Lxecution anzukommen, be-
zahlen zu können, die neue Gerichtsord-
nung in wesentlichen Stücken abweichete,
und bey so geschwind auf Hab und Gut
vorzunehmender ^xecution immerhinige,
und beständige Vergantungen sich ereignen
dürften, wie dann auch durch den dem
Oreäitori zugewendeten Fingerzeig des aus-
zuwählenden kxecutions - KK'etts in Er-
haltung seiner übrigen Wirthschaft große
Gefahr und Nachstand zugchete, ob dem-
nach nicht bey fürwaltendm mehrfälttgen
Bewegungsgründen die bis anhcr beybe-
haltene in dem ^andesgcsatze vorgeschrie-
bene I^xecutions - Ordnung den tyrolischen
Landesumständen angemessener und vor-
traglicher, und anbey auch m diesem Ab-
schnitte, da v i §vi 275 der Prozcß ali
Lxecutione nicht anzufangen, ein Druck-
fehler eingeschlichen, und anstatt I^xecu>
tion vcrmuthlich 3ecsueNs2tton zu lesen scyn
därfte? B e -
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* Belehrung.
Habe der Ausdruck des Gesetzes, gemäß

dessen auch während des Zuges des richter-
lichen Verfahrens die Lxecution bis zur Si-
chelstellung zu ertheilen ist, allerdings seine
Richtigkeit.

A n f r a g e
aä §vum 312. A 3^3'

8 ) Vermög im Jahre 1777 Lmanirten al-
lerhöchsten I^ lo lut i därfen die 100O ft.
nicht erreichende Besoldungen mit Verboth
nicht beleget werden, wie auch die über
100 fi. sich nickt ersteigende kenliones
bis anher nicht haben bekümmert werden
können; da aber wegen dieser letztern in
ermeldten Keloluw keine Meldung beschche,
als werde sich, ob es bey solcher Be-
kümmerungsbefreyung auch in Zukunft zu
verbleiben, die gnädigste Gesinnung hier-
über erbethen?

Belehrung.
Sey klar vorgesehen, daß die dermalen

durch ausdrückliche Gesetze bestehende Be-
ftcyung der Besoldungen und Pensionen von
^erbo th , und der kxscutwn auch küuftis
Sta t t finden solle.

A n -



A n f r a g e .
aä §vum 43^ .

) Werde verordnet, daß kein Richter von
seinem Dienste etwas anders genießen sol-
le , als die ihm ausgeworfene bestimmte
Besoldung, und bep vorfallender Reise
die Fuhr, Verkostung, und wo es üblich
ist, die angemessenen Taggelder.

Nun komme hierüber vorzüglich zu be-
merken, daß Hierlandes drey einzige freye,
oder eigenthumliche Gerichter, nämlich das
Gericht Deutschenofen, Rodenek und Stum,
alle übrige aber vei titulo I^euäi, vel
titulo pißnorjF anmit titulo onewio an de-
reu Inhaber gelanget seyn.

Vey deren Verleihung alle Lmolumsnw
in genaue Ueberleg - und Berechnung ge-
nommen , und hiernach das Lehen-oder
Pfandschafts- Quantumausgemejsen, und
bezahlet worden wäre.

Die von der (Üivjl -/un'säiAian abge?
stossene Benützung, und eingegangene Ge-
richts - 3porw1en wären dem Richter und
dem Gerichteschreiber, auch übrigen Ge-
richtszugethanen für ihre Mühe und Ar-
beit, und zu ihrem nöthigen Unterhalt un-
abbrüchig , und ohne von denselben eine
jährliche ?enlwn fordern zu köynen, über-
lassen worden.

Sol.«



Sollten nun die Gerichtsinhaber zur
Abreichung einer bestimmten jährlichen Be-
soldung an den Richter (worunter auch
die übrigen Gerichts - Zugethanen verstan-
den seyn werden) für das Künftige ver-
halten seyttj so wurde denselben von dem
ganzen Urbars - Ertrag entweder sehr we-
n ig , und oftmals, besonders bey vorfal-
lenden mehrern und schwachem Oimina-
lien außer des Titels eines Gerichtsherrn
gar nichts mehr erübrigen; und wenn schon
die neuen Gerichtstaxen als ein Gegen-
gang für die abzugebenden Besoldungen
zugemittelt, und überlassen werden sollten,
dieselben dessen ungeachtet in einem em-
pfindlichen Schaden würden gesetzet werden.

Belehrung.
Werde der Fal l zu erwarten seyn, wo

sich ein Gerichtsherr wegen der ihm oblie-
genden 3a1anrung der zur Ausübung des
richterlichen Amtes bestimmten Beamten ge-
gen Einziehung der Taxen beschweret achten
werde.

A n f r a g e
aä §vum 17. der c^onculs - Ordnung.

10) Visher sey nach den allgemeinen, und
besonders den Landesrechten die General"

der



der Special - N^pocksc: vorgezogen wor-
den, der Vorzug der Special- Ü^potkec
würde nur auf den Fal l Sta t t finden,
wenn eine Landtafel eingeführet wäre, von
welcher aber die tyrolische Landschaft ent-
hoben sey.

Belehrung.
Könne der Unterschied, und Vorzug ei-

ner (Genera! > I^^potdec gegen eine Special-
H ^ p M e c neben der Vorschrift des Gesetzes,
so die Pfandgläubiger nur nach Maaßgabe
der Zeit, als das Pfandrecht erlanget wor-
den, zu cläMciren anordnet, fernerS nicht
mehr bestehen.

A n f r a g e
ad §vum 19.

n ) I n der neuen Gerichtsordnung werde
von einem stillschweigenden Fürpfand keine
Erwähnung gemacht, wo doch vermög be-
sonderer Vorsehung des tyrolischen Lan-
desgesatzes das Eheweib in donis mann'
ohne allem Unterschied H^potkecam taci-
t2m legalem gesetzmäßig anzufordern hat,
und da ein Ehemann ein unbeschränkter
Besitzer des eheweiblichen Vermögens er-
kläret, welcher sothanes Vermögen nicht

nur



nur zu genießen, sondern auch zu ver<
wal ten, und hierüber zu clispom'ren be-
rechtiget, in dessen Anbetracht mittelst des
stillschweigenden Fürpfands eine zureichende
Bedeckung verschaffen worden ist ; wenn
also das eheweibliche Vermögen in die
dritte Klasse herabgesetzt werden sollte,
so würden schon wirklich im Fal le , daß
das neue Gesetz sich zurück erstreckt,
viele Eheweiber ihres Vermögens sich ver<-
lustiget sehen, da für das Künftige so-
gleich bey der Verehlichung das General-
Fürpfand ttipulirt, und Hierwegen das
ehemännliche Vermögen erhoben werden
müßte, und andurch vielmal, besonders
bey einem Kaufmanne der Oeckt entzo-
hen wurde; wie dann auch das wahrend
der Ehe durch Erbfal le, oder in andere
Wege dem Eheweibe zufallende Vermögen
ohne offenbarer Verlustgefahr dem Ehe-
manne zuwider des Landesgesetzes niemals
mehr zum Genuß, und unbeschrankter Be-
sorgung überlassen werden könnte.

Sodann hatten auch die Pupillen, und
welche denselben gleichgeachtet werden, als
wie milde Orte das stillschweigende Für-
pfand in bonl8 (Durawris a äis aclitX O -
raw i lX , und die milden Orte bey ihrer
Vorstehung von Zeit des angetretenen Am-
tes durch das Landgesatz erhalten; und
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da in der neuen Ooncun - Ordnung auf
die Landesgesetze sich bezohen werde, sey
zu vermuthen, daß die Landesgesetze hier-
innfalls nicht aufgehoben, sondern bestät-
iget seyn werden; und da diese Woh l -
that des stillschweigenden Fürpfandes ei-
nen wesentlichen Theil der Landesordnung
und Landesverfassung ausmache, auch die
allerhöchste Gesinnung auf die Beylassung
eines solchen stillschweigenden Fürpfandes
abzielen där f te; wie auch zu wünschen
wäre, daß die Hierlands bis anher beo-
bachtete (^onculs - Ordnung noch künftig
zu bestehen hatte.

Belehrung.
Könne keinen andern Glaubiger künftig

ein Vorrecht vor den Gemeinglaubigern in
einem (^laMcations - Urtheile eingeräumet
werden, als die in dem §vo 19. sothaner
Oncm5 - Ordnung ausgedrücket sind , und
sind daher alle übrige sogenannte perlo-

privileßirte Schuldssorderungen und
aufgehoben; dagegen bestimme die

Ordnung nicht , wem ein aus-
drückliches, oder stillschweigendes Pfandrecht
gebühre, ^sondern dießfalls sey sich nach
dermaligen Gesetzen, rechtsbeständigen Ge-
wohnhciten zu achten, wodurch sich der we-
gen weiblichen I^vpockecai - Sprüchen er-
regte Anstand behebe.
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Belehrung.
! « ) I n allen übrigen Punkten sey sich nach

den klaren Buchstaben der Gerichts-und
Ooncurs - Ordnung zu benehmen, und
durch die bisher bestandene Landesordnung,
Verfahrungsarten, und vorzüglich durch
den sogenannten ?locellum iummarium
nicht irre führen zu lassen, Massen Seiner
Majestät :c. :c. ausdrücklicher Befehl be-
stehe, daß alle vorige Gesetze, so weit sie
einen Gegenstand der Gerichtsordnung be-
treffen, aufgehoben erkläret seyen.

Welch alles also der 0 . Oest. Regie-
rung zur nachrichtlichen Wissenschaft und Di-
reNion andurch zurück erinnert werde.

Welch vißore vecroti aulici ex tupre-
mo ^suttitiX Oonlilio vom 2Oten des Monats
erstossene allerhöchste Verbescheid- und Beleh-
rung zum Wissen, und allergehorfamster Nach-
achtung von dar weiters unverhalten wird.
Innsbruck den 28 Iuny 1782.

Der römisch, kaiserl. königl. Majestät;c. x .
Präsident, und Räthe der Regierung
der 0 . Oest. Fürstenthum und Landen.

Johann Graf von Koreth.
Joseph Anton Freyh. von Hormayr.

Dr. Franz Anton GrlssemaM




